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Die Autokanzlerin 

Keine Kritik, sondern Beweihräucherung der Be¬ 
trüger und Umweltverpester. Merkel leistet ganze 
Arbeit auf der IAA, die SUV-Walzen bleiben top. 
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Aktion abgebrochen 

Die Beschäftigten zeigten sich beim Hygiene-Akti¬ 
onstag verantwortungsbewusst. UZ-lnterview mit 
ver.di-Sekretär Jan von Hagen. 
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Thema der Woche 


Mit Russland gegen NATO 

Die Ukraine gespalten, Syrien im Krieg, die 
Kurden im Bündnis mit den USA: Der Inter¬ 
nationale Sekretär der DKP, Günter Pohl, un¬ 
tersucht drei Konfliktherde - und die Rolle 
Russlands. 

Unter Putin leistet das Land Widerstand ge¬ 
gen NATO und USA, Russland „agiert objektiv 
antiimperialistisch“. 

Was heißt das für die Zusammenarbeit der 
verschiedenen kommunistischen Parteien? 
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Warum dieser Bundestagswahlkampf von allen der langweiligste war 



Foto: Mardherita J. L. Lisoni/flickr/CC BY 2.0 

E s war der langweiligste Bun¬ 
destagswahlkampf, seit es die 
Bundesrepublik gibt. Das ha¬ 
ben Wahlexperten festgestellt, die 
die „UZ“ in den ersten beiden Sep¬ 
temberwochen befragt hat. Danach 
hat diese Bundestagswahl mit 9,3 
Punkten den höchsten Langweilig¬ 
keitswert aller bisher beobachteten 
Wahlen zum deutschen Bundestag 
erzielt. 10 Punkte stellen den höchs¬ 
ten Langweiligkeitswert dar, wäh¬ 
rend Wahlkämpfe zwischen 0 und 
5 Punkten als vergleichsweise span¬ 
nend oder zumindest etwas interes¬ 
sant gelten. Den zweiten Platz in der 
Langweiligkeitsskala belegte mit 8,9 
Punkten der Bundestagswahlkampf 
1994, der bei der Spitzenposition 
zwischen dem Pfälzer und Bundes¬ 
kanzler Helmut Kohl und dem da¬ 
maligen Ministerpräsidenten von 
Rheinland-Pfalz und SPD-Kanzler- 
kandidaten Rudolf Scharping ausge- 
fochten wurde. 

Langweilig ist ein Wahlkampf vor 
allem dann, wenn die Politiker der 
größten Parteien hohe Übereinstim¬ 
mungswerte zeigen. Dies war 1994, 
aber auch bei den vergangenen drei 
Wahlen 2005,2009 und 2013 der Fall. 
Der Wahlkampf 2017 allerdings dürfte 
in dieser Beziehung schwer zu über¬ 
treffen gewesen sein. 


Die SPD-Führung, repräsentiert 
durch Sigmar Gabriel (Parteivorsit¬ 
zender, Wirtschaftsminister und Vi¬ 
zekanzler), Frank-Walter Steinmeier 
(Außenminister, dann Bundespräsi¬ 
dent) und Thomas Oppermann (Frak¬ 
tionsvorsitzender), orientierte auch 
in Detailfragen auf ein enges Bünd¬ 
nis mit den führenden Parteien CDU 
und CSU. Wirtschaftspolitisch und 
und in der EU-Politik folgte die SPD 
den Vorgaben von Finanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU). Außen¬ 
politisch ließ sie sich an Aufrüstungs¬ 
willen, Bündnistreue zu den USA und 
dem Willen zu militärischen Expediti¬ 
onen nicht von der CDU/CSU über¬ 
treffen. Bei den Themen Demokra¬ 
tieabbau und Immigration folgte die 
SPD treu der Linie der CDU. Die or¬ 
ganisierte, sich wie auch bei anderen 
Wahlkämpfen zuvor, eine interne Op¬ 
position mit der CSU, was keine Wahl¬ 
kampfspannung erzeugte. 

Im Januar 2017 übergab die SPD- 
Führung Martin Schulz den Parteivor¬ 
sitz und die Rolle des Kanzlerkandi¬ 
daten, um den Anschein zu erwecken, 
die SPD fordere unter dem Stichwort 
„Gerechtigkeit“ eine andere Politik, 
als die der bisherigen Koalition. Selbst 
Schulz 4 verlegene Bemerkungen, viel¬ 
leicht ein ganz klein wenig an der li¬ 
beral-reaktionären Politik von Kanz¬ 


ler Gerhard Schröder (1998 bis 2005) 
und Angela Merkel ändern zu wollen, 
wurden jedenfalls unterbunden. Die 
bis Anfang März dauernde Zustim¬ 
mung für Schulz fiel in sich zusam¬ 
men. Für alle Wähler wurde erkenn¬ 
bar, dass die SPD exakt die Politik wie 
bisher machen wollte, und dass die 
SPD-Führung das Ziel hatte, wieder 
als Juniorpartner in der Koalition mit 
der Union gebraucht und akzeptiert 
zu werden. 

„Langweilig“ heißt nicht bedeu¬ 
tungslos - auch bei Wahlkämpfen 
nicht. Nach der Wahl am Sonntag wird 
wahrscheinlich zum ersten Mal in der 
BRD-Geschichte mit der AfD eine of¬ 
fen rechtsradikale Partei in den Bun¬ 
destag einziehen. Zugleich wird ver¬ 
mutlich eine rechte Traditionspartei, 
die FDP, in den Bundestag zurück¬ 
kehren. 

Damit wird die seit einigen Jahren 
beschleunigt betriebene Rechtsent¬ 
wicklung vom Wahlbürger bestätigt 
und zur politischen Normalität. Die 
AfD hat sich aus nationalistischen 
Kräften der etablierten Parteien, ins¬ 
besondere der CDU, entwickelt. Ihre 
Programmatik ist den Regierungs¬ 
parteien sehr ähnlich. Ihr öffentli¬ 
cher Auftritt fängt Wut und Protest 
gegen wirkliches und vermeintli¬ 
ches Unrecht ein (Populismus). Eine 


vom politischen Establishment nur 
halb akzeptierte Rechtspartei die¬ 
ser Art macht die AfD für das politi¬ 
sche Herrschaftsgefüge wertvoll. Im 
Wahlkampf ist diese Halbakzeptanz 
der AfD langsam, fast unmerklich 
und ganz ohne Spannung vollzogen 
worden. 

In welcher Reihenfolge bei der 
Stimmenzahl die AfD und die drei 
mittelgroßen Parteien FDP, „Grüne“ 
und „Linke“ bei der Wahl abschnei¬ 
den, ist die einzige Frage, die im zu 
Ende gehenden Wahlkampf einen 
Rest Spannung bot. Dass die „Linke“ 
in diesem Wahlkampf nicht geschlos¬ 
sen zur anderen Seite im Klassen¬ 
kampf überlaufen werde, auch weil 
sie kein Angebot zum Überlaufen er¬ 
hielt, war schon früh klar. Ihren gewis¬ 
sen Wert als parlamentarische Oppo¬ 
sition hat sie damit für die Bürger des 
Landes vorerst erhalten. 

Das Spannungselement der Kan¬ 
didatur der DKP (vgl. Spalte rechts), 
die nach Jahrzehnten der Nichtteil¬ 
nahme unter eigenem Namen antritt, 
vermochten die von der „UZ“ be¬ 
fragten Experten nicht abzuschätzen. 
Eine der Befragten wies darauf hin, 
dass kleine Ereignisse dieser Art ge¬ 
legentlich Langzeit Wirkung von gro¬ 
ßer Bedeutung zur Folge haben. 

Lucas Zeise 


Am 24. September: 


DKP wählen! 

Die Angriffe der Kapitalisten, der 
Großkonzerne und ihrer Regierung 
auf die arbeitenden Menschen ver¬ 
langen dringend eine Antwort. Des¬ 
halb kandidiert die DKP zur Bundes¬ 
tagswahl. 

DKP wählen heißt... 

... Frieden mit Russland - raus aus der 
NATO! Runter mit der Rüstung, rauf 
mit den Ausgaben für Bildung & So¬ 
ziales! Stopp aller deutschen Kriegs¬ 
einsätze! 

... Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich! Schaf¬ 
fung von Arbeitsplätzen im Öffentli¬ 
chen Dienst - die Reichen sollen zah¬ 
len! 

Die DKP fordert... 

... Öffentliche Investitionen in den 
Wohnungsbau, Schulen, Bildungsein¬ 
richtungen, Jugendzentren und Kran¬ 
kenhäuser 

... Schaffung von 300 000 Arbeitsplät¬ 
zen 

... Aufstockung von sozialen Leistun¬ 
gen, von Hartz IV, Kindergeld, Rente 
und des Mindestlohns 
... Ende der Kriege und anderer Aus¬ 
landseinsätze der Bundeswehr, Ver¬ 
ringerung des Rüstungsetats 
... Erhöhung der Spitzensteuer für 
höchste Einkommen von Personen 
und Unternehmen - Wiedereinfüh¬ 
rung der Vermögenssteuer als Milli¬ 
onärssteuer 

Diese fünf Forderungen halten wir 
Kommunistinnen und Kommunisten 
für besonders dringend, um die sozia¬ 
le Situation der Menschen in diesem 
Land zu verbessern. 

Die Verursacher und Profiteure 
von Arbeitslosigkeit, Ausbeutung und 
Armut in diesem Land, von Krieg und 
Zerstörung in fremden Ländern und 
der Flucht von Millionen Menschen 
sind die Banken und Konzerne und 
die ihnen dienenden Regierungspar¬ 
teien. Deshalb DKP wählen und nach 
der Wahl gemeinsam für unsere Inte¬ 
ressen kämpfen! 

Wahlprüfsteine 

Es gibt diverse „Wahlprüfsteine“ ver¬ 
schiedener Organisationen und Ver¬ 
bände. Folgende Wahlprüfsteine ha¬ 
ben die Positionen und Forderungen 
der DKP angefordert und unsere Ant¬ 
worten in ihren jeweiligen Webseiten 
veröffentlicht: 

OKV e.V. 

Die Wahlprüfsteine vom OKV (Ost¬ 
deutsche Kuratorium von Verbänden 
e.V.) sind zu finden unter www.okv-ev.de 

KORSO e.V. 

Die Wahlprüfsteine von KORSO e.V. 
(Koordinierungsrat säkularer Organi¬ 
sationen) können gelesen werden un¬ 
ter www.korso-deutschland.de/1553, 
zudem gibt es einen Artikel dazu beim 
Humanistischen Pressedienst: hpd.de 

IPPNWe.V. 

Auch die IPPNW (Internationale Ärz¬ 
te für die Verhütung des Atomkrieges/ 
Ärzte in sozialer Verantwortung e.V) 
haben unsere Positionen abgefragt: 
www.ippnw.de 

Alle Informationen und Texte sind 
auch unter news.dkp.de zu finden 
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Streik an der Charite 
um mehr Personal 

Seit Montag, den 18. September, 
sind die Beschäftigten der Charite 
an allen Standorten von ihrer Ge¬ 
werkschaft ver.di zum Streik auf ge¬ 
rufen. Grund ist die Weigerung der 
Klinikleitung, den 2015 erkämpften 
Tarifvertrag für Gesundheitsschutz - 
der Ende Juni ausgelaufen war - mit 
neuen Regelungen zur Umsetzung 
wieder in Kraft zu setzen. Diese Er¬ 
gänzungen sind aber nötig, soll der 
Tarifvertrag wirksam umgesetzt wer¬ 
den. 

Die Deutsche Kommunistische 
Partei solidarisiert sich mit den Strei¬ 
kenden und forderte ihre Mitglieder 
und alle Bürger auf, den Streik der 
Charite-Beschäftigten zu unterstüt¬ 
zen. „Es kann nicht sein“, so Patrik 
Köbele, Vorsitzender der DKP, „dass 
die Klinikleitung und letztlich auch 
der Berliner Senat als Eigentümer 
mit ihrer Verweigerungshaltung die 
Gesundheit der Beschäftigten und 
der Patienten gefährden. Nur mit 
mehr Personal kann die unhaltba¬ 
re Situation in den Krankenhäusern 
verbessert werden. Und deshalb 
muss abgesichert werden, dass der 
Tarifvertrag wieder in Kraft tritt und 
wirksam angewendet wird.“ Köbele 
wies darauf hin, dass für das Milliar¬ 
dengrab Berliner Flughafen Geld da 
sei, während man am Gesundheits¬ 
schutz von Beschäftigten und Pati¬ 
enten spare. Profitlogik dürfe in der 
Daseinsvorsorge keinen Platz haben. 

BDI will USA 
milde stimmen 

Der Präsident des Bundesver¬ 
bands der Deutschen Industrie 
(BDI), Dieter Kempf, will plötz¬ 
lich Kritik am riesigen Handels¬ 
überschuss Deutschlands ernst 
nehmen. „Wenn ein Land dau¬ 
erhaft extrem hohe Überschüsse 
ausweist, dann muss es sich auch 
einmal fragen, was es selbst dazu 
beitragen kann, dass die Sache 
nicht aus dem Ruder läuft“, sagte 
er in einem Interview mit der Süd¬ 
deutschen Zeitung. Der BDI-Chef 
war in Washington unterwegs, um 
mit Vertretern der Regierung und 
des Kongresses über den Han¬ 
delsstreit mit Deutschland zu dis¬ 
kutieren. In der Kritik am riesigen 
deutschen Exportüberschuss von 
zuletzt fast 270 Mrd. Euro jährlich 
sind sich in den USA Kapital und 
die Politiker aller Lager einig. Tat¬ 
sächlich verstößt Deutschland mit 
Handelsüberschüssen von acht, 
neun Prozent der Wirtschaftsleis¬ 
tung seit Jahren gegen die EU- 
Obergrenze von sechs Prozent. 
Kempf sprach sich nun für mehr 
Verständnis dafür aus, dass ande¬ 
re Staaten nicht ganz so gelassen 
darauf reagieren. 

Im Streit mit den USA schloss 
Kempf nach Angaben der Zeitung 
auch eine Angleichung von Im¬ 
portzöllen nicht aus. Die EU erhe¬ 
be auf die Einfuhr amerikanischer 
Pkw zehn Prozent Zoll, während 
die USA für Importe aus Europa 
nur 2,5 Prozent verlangen, sagte er. 
Vielleicht „kann das auch nicht so 
bleiben“. 

Warnstreiks bei 
der Postbank 

ver.di fordert für die rund 18 000 
Beschäftigten der Postbank, dem 
Postbank Filialvertrieb sowie der 
BHW-Gruppe und weiterer Toch¬ 
terunternehmen eine Verlängerung 
des Kündigungsschutzes bis Ende 
2022, die Erhöhung der Gehälter um 
5 Prozent (bei einer Laufzeit von 12 
Monaten) und eine deutliche Anhe¬ 
bung der Ausbildungsvergütungen. 
Außerdem soll über einen Zukunfts¬ 
tarifvertrag verhandelt werden. 

Beschäftigte der Postbank führ¬ 
ten Anfang der Woche Warnstreiks 
in Dresden, Bautzen und Cottbus 
durch. In der vergangenen Woche 
hatten sich bereits mehrere tausend 
Postbank-Beschäftigte an betriebli¬ 
chen Aktionen beteiligt. 

Die nächste Verhandlungsrunde 
soll am 25. September in Siegburg bei 
Bonn stattfinden. 


Tanz um den Profitimperativ 

Die E-Autokanzlerin, die IAA, der Diesel und der Elektro-Hype 



Mercedes-Benz auf der Auto China 2014 in Peking. Der grinsende Schnurrbart ist Dieter Zetsche, Vorstandsvorsitzender der 
Daimler AG. Neben ihm Hubertus Troska, Vorstandsmitglied der Daimler AG, verantwortlich für China. 


D ie Autobosse konnten sich auf 
ihre Kanzlerin verlassen. Ihre 
Redenschreiber trafen genau 
den Ton, der sich medial gerade noch 
als Kritik interpretieren ließ, ohne tat¬ 
sächlich eine zu sein. „Unternehmen 
der Automobilindustrie haben Rege¬ 
lungslücken extensiv ausgenutzt“ sag¬ 
te Angela Merkel auf der Automesse 
IAA in Frankfurt. Sie hätten „damit 
Behörden und Verbraucher getäuscht 
und enttäuscht.“ Was klingt wie Kri¬ 
tik, ist in Wahrheit ein Weißwaschpro¬ 
gramm. Das Ausnutzen von Regelungs¬ 
lücken mag zweifelhaft sein, aber es ist 
legal. Was aber die Autoindustrie - 
noch immer - betreibt, ist hunderttau¬ 
sendfacher, bandenmäßig begangener 
Betrug, schweres Umweltverbrechen 
und Körperverletzung bis hin zur zu¬ 
mindest fahrlässigen Tötung. Auf der 
IAA-Festveranstaltung konnte man die 
Betrüger und Umweltverpester in trau¬ 
ter Runde mit ihrer obersten Hehlerin 
bewundern, die zumindest wegen Straf¬ 
vereitelung im Amt und Unterstützung 
einer kriminellen Vereinigung vor dem 
Kadi landen müsste. Aber nicht einmal 
der „Merkel-Killer“ Martin Schulz 
konnte sich dazu aufraffen etwas Klar¬ 
textwasser in den Selbstsalbungs-Wein 
des Betrügerkartells zu gießen. 

Die plakatierte Botschaft war denn 
auch: Die Zukunft wird elektrisch. Ir¬ 
gendwie, irgendwo, irgendwann. Mer¬ 
cedes, BMW unsd Audi überboten sich 
mit mehr oder weniger gelungenen 
Prototypen. BMW hat angekündigt, bis 
2025 zwölf voll elektrisch betriebene 
Automodelle im Markt haben zu wol¬ 
len. VW will es bis dahin auf 30 neue 
E-Autos bringen und Daimler nannte 
die Zahl von „mehr als zehn“ neuen E- 
Modellen bis 2022. 

Diese Zahlen können getrost als 
Hoffnungswerte gelten. Ohne die er¬ 
forderliche, flächendeckende Infra¬ 
struktur werden aus den Prototypen 
keine Großserienfahrzeuge werden. 
Die Verbrenner wurden Anfang des 
letzten Jahrhunderts von den mäch¬ 
tigen Öl- und Stahlkonzernen in den 
Markt gedrückt. Sie sorgten für Tank¬ 
stellen, Werkstätten und die öffent¬ 
liche Infrastruktur. Bei den E-Autos 
sieht das anders aus. Die entscheidende 
Kennziffer, nach der sich in den Kon¬ 
zernen alles richtet, heißt nun einmal 
nicht Umwelt- oder Verbraucherschutz, 
oder gar Erfordernisse einer sinnvollen 
urbanen oder regionalen Raum- und 
Verkehrsgestaltung, sondern schlicht 
Profit. Und ein Wechsel vom Verbren¬ 


ner auf den Elektromotor fühlt sich für 
viele Auto-Bosse an, als müssten sie ih¬ 
ren Goldesel schlachten. 

In der Bundesrepublik waren An¬ 
fang dieses Jahres 45,8 Mio. Pkw zuge¬ 
lassen. Seit Juli 2016 gibt es eine För¬ 
derprämie von 4 000 Euro auf den 
Kauf eines reinen E-Autos. Beim Hy¬ 
bridauto sind es 3 000 Euro. Der Er¬ 
folg: Der Marktanteil von Hybrid lag 
bei 0,36 Prozent (165 000 Stück), der 
von reinen E-Autos bei 0,07 Prozent 
(34 000 Stück). Das hört sich nicht nach 
Goldgräberland an. Da schafft selbst 
die Post mit ihrem Eigenbau-Elektro- 
lieferwagen, Streetscooter, schon 7 Pro¬ 
zent E-Auto-Marktanteil. 

Dagegen erscheint selbst der Diesel 
mit 32,9 Prozent Marktanteil (15 Mio 
Stück) noch als sichere Bank. Zwar ist 
der Dieselverkauf im August im Ver¬ 
gleich zum Vorjahresmonat um 13,8 
Prozent eingebrochen. Er ist aber mit 
95 636 verkauften Einheiten - nur in ei¬ 
nem Monat - fast drei Mal so hoch wie 
der komplette E-Auto-Bestand. Das 
krampfhafte Festhalten der Automana¬ 
ger am Diesel hat Gründe und offen¬ 
bar Erfolg. Tot ist er längst noch nicht. 
Ganz ökomäßig zugelegt hat auch der 


SUV-Verkauf. Im August waren es plus 
30 Prozent zum Vorjahresmonat. Wie 
auf der IAA auch zu sehen war, spielt 
hier die Musik. „SUV oder stirb“, ka¬ 
lauerte die „Wirtschaftswoche“. Im Ge¬ 
gensatz zu den Öko-Image polieren¬ 
den E-Projekten darf man zuversicht¬ 
lich davon ausgehen, dass die zahllosen 
festungsähnlichen Prestige-Bauwerke 
auch in Serie gehen. Nichts reflektiert 
das von den Zumutungen der neolibe¬ 
ralen Gegenreform sich bedroht fühlen¬ 
de Kleinbürgerbewusstsein so klassisch 
wie die ängstliche Schutzsuche hinter 
kantig-abweisenden Stahlfassaden, ge¬ 
fährlich-gefräßigen Kühlermäulern und 
gleißend-blendenden LED-Schlitzen. 
Hoch über allem thronen und mit Lkw- 
dimensionierten Großwalzen alle An¬ 
feindungen plattmachen zu können, ge¬ 
lingt zumindest in den Tagträumen, auch 
wenn der nächste Stau jeden Möchte¬ 
gern-Rambo unbarmherzig auf den Bo¬ 
den der kaputtgesparten Verkehrsinfra¬ 
struktur-Tatsachen herunterholt. 

Natürlich ist auch die SUV-Zukunft 
elektrisch-grün. Zumindest im Pros¬ 
pekt. Inwieweit ein hochbeiniger Zwei¬ 
tonner mit 500-km-Batterie tatsächlich 
eine bessere Ökobilanz über den Le¬ 


benszyklus erreichen kann, ist eine an¬ 
dere Frage. Je größer das Auto, desto 
größer die Batterie und desto mehr 
Tonnen Klimagas wird schon bei der 
Batterieproduktion emmitiert. Vom 
C0 2 der Stromproduktion ganz abge¬ 
sehen. 175 kg C0 2 pro Kilowattstunde 
Batteriekapazität heißt die Faustregel. 
Würde man solche Ungetüme wie den 
BMW X7 iPerformance tatsächlich rein 
elektrisch betreiben und mit akzepta¬ 
bler Reichweite ausstatten wollen, so 
würde vermutlich allein die Batterie¬ 
produktion mehr C0 2 emittieren als 
viele Mittelklassewagen beim Verbren¬ 
nen von Mineralöl während ihres ge¬ 
samten Lebenszyklus. Der Königs weg 
aus dem Umwelt- und Verkehrsinfarkt 
ist die „E-Mobilität“ in dieser Form 
ganz sicher nicht. Bislang erscheinen 
alle Debatten und Winkelzüge als der 
absurde Versuch die grotesk-extensive 
Form des Individualverkehrs und der 
globalen Produktions- und Distribu¬ 
tions-Strukturen aufrecht zu erhalten. 
Wider besseren ökologischen und ver¬ 
kehrspolitischen Wissens. Der katego¬ 
rische Profit-Imperativ lässt nichts an¬ 
deres zu. 

Klaus Wagener 


Slot-Geschacher 

ver.di fordert Übernahme aller Beschäftigten bei der Versteigerung von Air Berlin 


Am Freitag der vorigen Woche war es 
um 14 Uhr soweit: Wer bis dahin seine 
Übernahmeofferte für die Fluggesell¬ 
schaft Air Berlin (oder Teile davon) 
nicht abgegeben hatte, geht auf jeden 
Fall leer aus. Doch die Bieter, über die 
Anfang dieser Woche in den Medien 
noch spekuliert wurde - unter ihnen 
sind aber auf jeden Fall die Lufthansa 
und Niki Lauda gemeinsam mit Con- 
dor -, vor allem aber die mehr als 8 000 
Beschäftigten der insolventen Flugge¬ 
sellschaft werden bis nach den Bundes¬ 
tagswahlen auf das Ergebnis des Bie¬ 
terverfahrens warten müssen. 

Denn der Termin dafür wurde kurz¬ 
fristig verschoben. Und so wird es noch 
einige Tage dauern, bis die Zukunft der 
Air Berlin geklärt ist - oder auch nicht. 
Seit vielen Jahren kämpft Air Berlin 
mit zunehmenden Schwierigkeiten. 
Vor allem seit dem Börsengang im 
Jahr 2006. Die Umsätze und die Zahl 
der Fluggäste stagnierten oder sanken. 
Nachdem Anfang August dieses Jahres 
Etihad, die staatliche Airline der Verei¬ 
nigten Arabischen Emirate, die weitere 
finanzielle Unterstützung ihrer Beteili¬ 
gung aufgekündigt hatte, mussten die 
Fluggesellschaft und ihre persönlich 
haftende Gesellschafterin (Air Ber¬ 


lin PLC) am 15. August 2017 Antrag 
auf Eröffnung eines Insolvenzverfah¬ 
rens in Eigenverwaltung stellen. Die 
Bundesregierung gewährte der Air¬ 
line danach zur Fortführung des Flug¬ 
betriebs und als Überbrückung eine 
Bundesbürgschaft in Höhe von 150 
Mio. Euro. Deshalb und weil sie selbst 
im Bieterverfahren offenbar die Luft¬ 
hansa favorisiert, liegt es auf der Hand, 
dass es auch für die Verschiebung vor 
allem politische Gründe gibt. Die Ge¬ 
werkschaft ver.di kritisierte am ver¬ 
gangenen Freitag die Verschiebung der 
Entscheidung für Air Berlin als verant¬ 
wortungslos. Dies gehe „vor allem zu 
Lasten der Beschäftigten, die endlich 
Entscheidungen über ihre Arbeitsplät¬ 
ze und über ihre Zukunft wollen“, sag¬ 
te Christine Behle, ver.di-Bundesvor- 
standsmitglied. Die Nerven würden bei 
den betroffenen Beschäftigten blank 
liegen, sie seien in großer Sorge um 
ihre Arbeitsplätze. 

Diese Sorge wird gewiss nicht klei¬ 
ner, wenn die Lufthansa, wie geplant, 
große Teile von Air Berlin übernimmt. 
Eine vollständige Übernahme ist - an¬ 
geblich auch aus kartellrechtlichen 
Gründen - unwahrscheinlich. Und 
deshalb werden jetzt, wenn es denn 


zur Entscheidung kommt, zwei oder 
möglicherweise sogar mehr Bieter den 
Zuschlag erhalten. Doch es geht dabei 
nicht vorrangig um die Flugzeuge der 
insolventen Air Berlin oder um günsti¬ 
ge Leasingkonditionen für diese. Viel¬ 
mehr wird mit dem Ende von Air Ber¬ 
lin, bislang hierzulande nach der Luft¬ 
hansa die Nummer zwei im Geschäft, 
der hiesige Luftfahrtmarkt neu geord¬ 
net. Wichtig sind die Start- und Lande¬ 
berechtigungen, die sogenannten Slots. 
Air Berlin hielt bislang zusammen mit 
ihrer Tochter Niki fast die Hälfte al¬ 
ler Slots in Berlin-Tegel sowie mehr 
als 160 000 weitere Start- und Lande¬ 
berechtigungen pro Jahr auf anderen 
deutschen Flughäfen. 

Man kann annehmen, dass sich 
in diesem Wettbewerb die Stärksten 
durchsetzen werden, was auf Kosten 
der Beschäftigten gehen dürfte. Dass 
bei ihnen, aber auch bei den Kunden 
der Airline, Unruhe und Unsicherheit 
wuchsen, ist nachvollziehbar. In der 
vorigen Wochen meldeten sich Pilo¬ 
ten reihenweise krank - während das 
Bodenpersonal teilweise Überstunden 
leistete, um den Flugbetrieb zu sichern 
oder Reisende zu betreuen. Viele Pi¬ 
loten fürchten, dass sie im Falle einer 


Übernahme durch einen Käufer mit 
Lohneinbußen von mindestens 30 Pro¬ 
zent zu rechnen haben. Doch die Tech¬ 
niker, das Boden- und das Kabinenper¬ 
sonal können nicht einmal damit rech¬ 
nen. Weder für sie noch für die Piloten 
gibt es bislang einen Sozialplan, ver.di 
fordert aber mehr für alle Beschäftig¬ 
ten, nämlich den Erhalt der Arbeits¬ 
plätze und die Sicherung tariflicher 
Ansprüche der Beschäftigten. „Wir for¬ 
dern, dass die Interessenten nicht nur 
Start- und Landerechte, sondern auch 
die Beschäftigten übernehmen. Die 
Bedingungen der Übernahme müssen 
in fairen Tarifverträgen vereinbart wer¬ 
den“, so Christine Behle. 

Am Dienstag und Mittwoch der vo¬ 
rigen Woche wurden mehr als 200 Air- 
Berlin-Flüge abgesagt. Von einem wil¬ 
den Streik war die Rede. Am Donners¬ 
tag normalisierte sich der Flugbetrieb 
wieder. Eigenartig ist allerdings, dass, 
wie die „Rheinische Post“ am Montag 
berichtete, in diesen Tagen durch das 
Management auch Flüge gestrichen 
wurden, obgleich die Crews anwesend 
waren. Und dass ebenso schnell in 
der Folge die Flugpreise auch für Ge¬ 
schäftsreisende stiegen. 

Nina Hager 
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UZ: Am 12. September hat ver.di ei¬ 
nen Aktionstag zur Händedesinfektion 
durchgeführt. Worum ging es dabei? 

Jan von Hagen: Der Aktionstag war 
Bestandteil unseres Kampfes für eine 
gesetzliche Personalbemessung in den 
Krankenhäusern. Die Händedesinfek¬ 
tion ist eine unverzichtbare und genau 
geregelte Hygienemaßnahme in der Pa¬ 
tientenversorgung, die vor und nach je¬ 
dem Patientenkontakt 30 Sekunden lang 
durchgeführt werden muss. Das sum¬ 
miert sich in einer 8-Stundenschicht für 
eine Pflegekraft auf bis zu zwei Stunden. 

Das Dilemma ist, dass die Pflegekräf¬ 
te dafür nicht genug Zeit haben, oder 
wenn sie sich diese Zeit nehmen, ande¬ 
re Tätigkeiten auf der Strecke bleiben. 
Und oftmals auch ihre Pause oder der 
pünktliche Feierabend. Deshalb wollten 
wir an diesem Tag am Beispiel der Hän¬ 
dedesinfektion deutlich machen, dass die 
Politik in der Verantwortung ist, ausrei¬ 
chend Personal im Krankenhaus per Ge¬ 
setz festzulegen, damit dieses Dilemma 
aufhört. 

UZ: Welche Bilanz zieht ihr aus der Ak¬ 
tion? Wie war die Beteiligung? 

Jan von Hagen: Bundesweit haben sich 
mehrere hundert Krankenhäuser betei¬ 
ligt, in NRW waren es ca. 30, die mit ver¬ 
schiedenen Aktionsformen unter dem 
Motto „Händedesinfektion weglassen? 
Geht gar nicht! Aber was ist, wenn die 
Zeit dafür fehlt?“ auf die Personalnot in 
den Krankenhäusern aufmerksam ge¬ 
macht haben. 

Viele ver.di-Aktive haben am 
12. September Stationsbegehungen ge¬ 
macht und mit den Kolleginnen und Kol¬ 
legen über den Zusammenhang von Hy¬ 
giene und Personalnot diskutiert. Aber 
nur in sehr wenigen Häusern hat es ge¬ 
klappt, die Arbeitgeber mit dieser Akti¬ 
on wirklich unter Druck zu setzen. 

Die Idee war nämlich, in ca. 100 Kran¬ 
kenhäusern über Teams, die vorher ein 
Team-Versprechen abgeben, sich ver¬ 
bindlich zu beteiligen, den Arbeitgeber 
zu zwingen, mehr Personal für die be¬ 
treffenden Bereiche zur Verfügung zu 
stehen. Wenige Arbeitgeber haben so 
reagiert, viele haben eher Druck ausge¬ 
übt auf Beschäftigte und ver.di-Vertrau¬ 
ensleute, sich bloß nicht zu beteiligen, da 
es den Ruf des eigenen Hauses schädi¬ 
ge, was auf vielen Stationen zu Verunsi¬ 
cherung geführt hat und auch dazu, dass 
Stationen noch kurzfristig abgesprungen 
sind. 

Viel fataler ist aber eine andere Fest¬ 
stellung, die wir an diesem Tag machen 
konnten: Auf vielen Stationen haben 
die Teams selbst entschieden, die Akti¬ 
on im Laufe der Schicht abzubrechen, 
da sie mit ihrer Arbeit derart in Verzug 
gekommen sind, dass andere für die Pa¬ 
tientinnen noch notwendigere Tätigkei¬ 
ten auf der Strecke geblieben wären. Da, 
wo sie es über die ganze Schicht konse¬ 
quent durchgezogen haben, sind die Be¬ 
schäftigten bis zu zwei Stunden über das 
Schichtende hinaus im Dienst geblieben 
und haben sich Überstunden aufschrei¬ 
ben müssen und Überlastungsanzeigen 
an den Arbeitgeber gestellt. Und das für 
eine Tätigkeit, die jeden Tag unverhan- 
delbar ist. 

Insofern war das Thema das richtige, 
wir haben aber unterschätzt, wieviel Be¬ 
wusstsein und Solidarität in den Teams 
vorhanden sein muss, damit Drucksze¬ 
narien der Arbeitgeber und eigene Be¬ 
denken keine Wirkung entfalten. 

UZ: War denn nicht von vornherein klar, 
dass die Arbeitgeber auf stur schalten? 
Schließlich hätten sie ja längst etwas gegen 
den Personalmangel machen können... 

Jan von Hagen: Wir waren gespannt, wie 
die Arbeitgeber reagieren, da sie beim 
Thema Hygiene hochsensibel sind. 

Die Arbeitgeber haben sich überwie¬ 
gend in eine Abwehrhaltung begeben bis 


hin zu Aussagen wie „Diese Aktion setzt 
an der falschen Stehe an, wir haben kei¬ 
ne Probleme bei der Händedesinfekti¬ 
on, weil dafür die Zeit bzw. das Personal 
fehlt, sondern weil den Beschäftigten der 
Stellenwert der Händedesinfektion nicht 
ausreichend klar ist und sie falsche Ent¬ 
scheidungen treffen.“ Eine absolute Un¬ 
verschämtheit, wenn man überlegt, dass 
die Krankenhäuser nur deshalb noch so 
gut funktionieren, weil die Beschäftigten 
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es jeden Tag schaffen, sehr verantwor¬ 
tungsvoll die Patientinnen zu versorgen. 
Andere haben versucht, die Aktion für 
sich zu vereinnahmen und gemeinsame 
Aktionen mit ver.di und den Betriebsrä¬ 
ten oder Mitarbeitervertretungen vorge¬ 
schlagen, die zum Teil auch stattgefunden 
haben. 

Das wichtigste war aber nicht, ob die 
Aktionen an dem Tag überall so funktio¬ 
nieren, wie es geplant war. Das wichtigste 
und unser Ziel war, mit zehntausenden 
Beschäftigten am Thema Hygiene noch 
einmal zugespitzt über die Personalsitua¬ 
tion und den Zusammenhang von Perso¬ 
nalmenge und Arbeitsanforderungen ins 
Gespräch zu kommen. Und dieser Teil 
hat funktioniert und ist eine Basis für un¬ 
sere nächsten Aktionen und die sicher 
noch langwierige Auseinandersetzung 
mit der Bundespolitik zur gesetzlichen 
Personalbemessung. 

Denn dass die Arbeitgeber auf stur 
schalten, hat natürlich noch einen an¬ 
deren Grund: Im Rahmen der jetzigen 
Krankenhausfinanzierung ausreichend 
Personal zur Verfügung zu stehen ist 
für den einzelnen Arbeitgeber fast nicht 
möglich. Und bei den privaten Kran¬ 
kenhäusern ist der Widerstand natürlich 
umso größer, da jede gesetzliche Rege¬ 
lung oder auch nur auf Häuserebene ge¬ 
regelte Personalschlüssel die Gewinne 
der Konzerne einschränken. 

UZ: Wie wollt ihr weiter Druck in den 
Krankenhäusern aufbauen? So wie du es 
schilderst, zeigen die Beschäftigten tagtäg¬ 
lich ein hohes Maß an Verantwortungs¬ 
gefühl für die Patientinnen und Patien¬ 
ten, während ihr es auf der anderen Seite 
mit Arbeitgebern zu tun habt, die die teils 
tödlichen Folgen des Personalmangels 
in Kauf nehmen. Das klingt nach keiner 
günstigen Ausgangslage für Verhandlun¬ 
gen oder gar einen Arbeitskampf. 

Jan von Hagen: Wir werden weiter 
Druck auf die Politik und die Arbeitge¬ 
ber aufbauen müssen, sonst werden wir 
nicht zu einer Lösung dieses im wahrs¬ 
ten Sinne des Wortes lebensgefährlichen 
Problems kommen. Dafür brauchen wir 
neben den Auseinandersetzungen in den 
Betrieben auch noch mehr Druck aus der 
Bevölkerung. 

Das Thema ist ja nicht nur eines der 
Belegschaften, jede Bürgerin und jeder 
Bürger ist potentiell Patientin und in 
der jetzigen Personalausstattung auch 
real gefährdet. Es sind ja keine abstrak¬ 
ten und auch keine kleinen Zahlen, wenn 
selbst die Verbände der Krankenhaushy¬ 
giene von z.B. jährlich 10 000 vermeidba¬ 
ren Hygienetoten durch mehr Personal 
alleine in der Reinigung ausgehen. 


Eine gute Möglichkeit ist hier die 
Gründung von Bündnissen, die die Aus¬ 
einandersetzung der Belegschaft unter¬ 
stützen und in die Viertel und die Politik 
vor Ort tragen, und neben aktivierbaren 
NGOs auch Patientinnen-Organisati- 
onen und Angehörigen-Verbände mit 
einbinden. Gerade hat sich zum Beispiel 
das „Düsseldorfer Bündnis für mehr Per¬ 
sonal im Krankenhaus“ gegründet und 
auch schon aktiv mit für den Streik am 
Dienstag dieser Woche an der Uniklinik 
Düsseldorf mobilisiert. Das ist ein tol¬ 
les Signal und eine reale Unterstützung, 
wenn die Beschäftigten merken, dass sie 
nicht mehr alleine kämpfen. 

Und mit den Beschäftigten werden 
wir die Auseinandersetzung weiter inten¬ 
sivieren. Nach dem Aktionstag „Pause“ 
am 19. September, bei dem Beschäftig¬ 
te deutlich gemacht haben, dass nur das 
reine in Anspruch nehmen der gesetzli¬ 
chen Pause Krankenhäuser vor eine fast 
unlösbare Aufgabe stellt, werden wir im 
Oktober in vielen Kliniken den Druck 
erhöhen und wiederum auf der Basis von 
Team-Versprechen organisieren, dass die 
Beschäftigten nicht mehr aus dem Frei 
in den Dienst einspringen. Das Thema 
der sicheren und planbaren Freizeit ist 
den Beschäftigten im Schichtdienst sehr 
wichtig. Hier werden es die Arbeitgeber 
schwer haben, die Aktionsform zu un¬ 
terlaufen. 

Des Weiteren hat ver.di mittlerweile 
16 Krankenhäuser zu Tarifverhandlun¬ 
gen für einen Tarifvertrag Entlastung 
aufgefordert, in ca. 10 Kliniken haben 
am 19. September die ersten Warnstreiks 
stattgefunden. Völlig unabhängig von der 
Verantwortung der Bundespolitik für 
ausreichend Personal in den Kranken¬ 
häusern haben die einzelnen Arbeitge¬ 
ber nämlich auch eine zwingende Ver¬ 
antwortung: Sie sind zuständig für den 
Gesundheitsschutz ihrer Beschäftigten 
und diesen wollen wir über Personalmin¬ 
destzahlen, Belastungsausgleiche und Si¬ 
cherstellung der Ausbildung tarifvertrag- 
lich regeln. 

Nach dem erkämpften Tarifvertrag 
an der Charite ist es ein gutes Zeichen, 
dass mehr und mehr Beschäftigte auf 
diesem Weg Druck auf ihre Arbeitgeber 
ausüben und Entlastungsregelungen im 
Tarifvertrag verlangen. Ähnlich wie bei 
der Charite erwarten wir hier natürlich 
harte Auseinandersetzungen, für die wir 
so viel Unterstützung wie möglich orga¬ 
nisieren müssen. 

UZ: Ist eine tarifliche Regelung der Per¬ 
sonalbemessung überhaupt sinnvoll? 
Bräuchte es nicht eher eine gesetzliche 
Regelung? 

Jan von Hagen: Wir fordern in den Kran¬ 
kenhäusern, die wir zu Tarifverhandlun- 
gen aufgefordert haben, keine Personal¬ 
bemessung, also kein System, was eine 
Berechnung anhand von medizinischen 
und pflegerischen Versorgungsbedarfen 
von Patientinnen vornimmt und daraus 
errechnet, wieviel Personal der Arbeit¬ 
geber zur Verfügung stellen muss. Das 
kann kein Tarifvertrag leisten und ist 
klar Aufgabe des Gesetzgebers - und 
deshalb unsere Forderung an die Bun- 
despolitik. 

In den Tarifverträgen fordern wir die 
Festschreibung von Personaluntergren¬ 
zen, die die Willkür und den Wettbewerb 
der Arbeitgeber, mit wie wenig Personal 
man noch mehr Patientinnen versorgen 
kann ohne dauernd verklagt zu werden, 
nach unten verbindlich begrenzen und 
damit die Beschäftigten vor dauernder 
Überlastung schützen. 

Und wir fordern, dass die Ausbildung 
wieder sichergestellt wird durch Praxis- 
anleiterinnen, die ausreichend Zeit für 
die Azubis haben. Es muss Schluss damit 
sein, dass Azubis im Krankenhaus nur 
noch billige Arbeitskraft und tägliche 
Verfügungsmasse im „Löcher stopfen“ 
der von den Arbeitgebern runtergewirt- 
schafteten Dienstpläne sind. 

Interview: Lars Mörking 


Kurz vor der Sommerpause hat der 
(ausschließlich hauptamtliche) Bun¬ 
desvorstand von ver.di einen Vorschlag 
für eine Restrukturierung der bestehen¬ 
den 13 Fachbereiche in die Organisation 
gegeben. Bereits Ende September soll 
dazu eine erste Diskussion im (rein eh¬ 
renamtlichen) Gewerkschaftsrat statt¬ 
finden; eine Beschlussfassung in diesem 
Gremium ist bereits für November ge¬ 
plant. 

Wir erinnern uns: der Zusammen¬ 
schluss von fünf Gewerkschaften (HBV, 
ÖTV, IG Medien, DPG und DAG) führ¬ 
te im Jahr 2001 zur Gründung von ver. 
di mit der heute noch gehenden Struktur 
der Fachbereiche. Damals galt es, insbe¬ 
sondere auf Befindlichkeiten der soge¬ 
nannten Quell-Gewerkschaften Rück¬ 
sicht zu nehmen. 16 Jahre nach Grün¬ 
dung von ver.di ist eine Überprüfung 
dieser Struktur mehr als sinnvoll. Ins¬ 
besondere vor dem Hintergrund, dass 
es kaum fachbereichsübergreifende Tä¬ 
tigkeiten gab und sich das Gefühl ein- 
schlich, das eigentlich 13 Gewerkschaf¬ 
ten sich unter dem Dach von ver.di ge¬ 
bildet haben. 

Der Vorschlag des Bundesvorstands 
sieht vor, 13 Fachbereiche auf vier Fach¬ 
bereiche zu reduzieren. So soll zum Bei¬ 
spiel aus den bisherigen Fachbereichen 
Finanzdienstleistungen (FBI), Ver- und 
Entsorgung (FB2), Bildung, Wissen¬ 
schaft und Forschung (FB5), Medien, 
Kunst und Industrie (FB8) und Tele¬ 
kommunikation (FB9) ein neuer Fach¬ 
bereich gebildet werden. Begründet wird 
die Zusammenlegung dieser doch sehr 
unterschiedlichen Fachbereiche damit, 
dass sie „in besonderem Maße von tech¬ 
nologischen Umbrüchen und der Digi¬ 
talisierung beeinflusst“ sind. Doch diese 
Begründung trifft auf fast alle Branchen, 
und damit auch fast alle Fachbereiche, 
gleichermaßen zu. 

Insofern scheint es andere Kriterien 
für die Zusammenlegung von Fachbe¬ 
reichen zu geben, die mündlich wie folgt 
geäußert wurden: Die neuen Fachberei¬ 
che sollen mindestens 300 000 bis 400 
000 Mitglieder mit einem Beitragsvolu- 
men von ca. 100 Mio. Euro p.a. umfassen. 
Rund 50 Prozent aller (hauptamtlichen) 
Landesfachbereichsleiter sind bis 2023 
entweder in Rente oder nah dran, so dass 
es hier ein natürliches Abbaupotenzial 
gäbe. Von den 14 Bundesvorstandsmit- 


Beschäftigte des Gebäudereiniger- 
Handwerks stehen derzeit in einer hei¬ 
ßen Tarifauseinandersetzung. Die Ge¬ 
werkschaft IG Bauen-Agrar-Umwelt 
(IG BAU) vertritt dabei die Interessen 
von rund 600 000 Beschäftigten, meist 
Frauen, sehr viele von ihnen mit Migra¬ 
tionshintergrund. Es gibt wohl kaum eine 
Branche, in der so viele verschiedene 
Muttersprachen zu hören sind. Die Be¬ 
schäftigten befinden sich meist auf den 
untersten Stufen der Lohnskala. Mit der 
IG BAU kämpfen sie um mehr Respekt 
und Anerkennung dieses harten Jobs. 

Unter den Arbeitgebern (falsches 
Wort für diese Vereinigung) gibt es vie¬ 
le „schwarze Schafe“, die die tariflichen 
Regelungen umgehen. In fast allen Be¬ 
trieben dieser Branche versuchen die Ar¬ 
beitgeber, Lohnerhöhungen mit Arbeits¬ 
verdichtung zu begegnen, indem Fläche 
und Aufgaben vergrößert, oder dadurch, 
dass Ausführzeiten für die Reinigungs¬ 
flächen verkürzt werden. Dort wo Be¬ 
triebsräte dies kontrollieren, gelingt es, 
eine Verdichtung der Arbeit abzuwen¬ 
den. In den meisten Betrieben gibt es 
jedoch keine Betriebsräte. Arbeitgeber 
versuchen alles, die Gründung von Be¬ 
triebsräten zu verhindern. 

Der Bundesinnungsverband des Ge¬ 
bäudereiniger-Handwerks verweigert 
auch bei den derzeit laufenden Tarifver¬ 
handlungen den nötigen Respekt für die 
Leistungen von Hunderttausenden Kol¬ 
leginnen. Nach der dritten Verhandlungs¬ 
runde drückten die Chefs ihre „Wertschät- 


gliedern trifft dieses auf 4 zu. Die neue 
Struktur soll bereits ab 2023 gehen und 
schon der nächste Bundeskongress von 
ver.di in 2019 darüber entscheiden. 

Oberflächlich betrachtet könnte die¬ 
se Restrukturierung lediglich ein Kos¬ 
tensenkungsprogramm durch sukzessi¬ 
ve Einsparung von Personal sein. Doch 
bestehen aus meiner Sicht weitaus mehr 
Risiken. So könnte die Fachlichkeit, ins¬ 
besondere in kleineren Branchen wie 
zum Beispiel die der Spielbanken, ver¬ 
loren gehen, weil weniger (hauptamtli¬ 
che) Gewerkschaftssekretäre in mehr 
als nur den bisher von ihnen betreuten 
Branchen unterwegs sein müssen. Darü¬ 
ber hinaus droht die Ehrenamtlichkeit an 
Einfluss und Gewicht zu verlieren. Denn 
zukünftige Fachbereichsvorstände wer¬ 
den, wenn sie sich, wie im vorliegenden 
Beispiel, eins zu eins aus allen Fachbe¬ 
reichsvorständen zusammensetzen, al¬ 
lein schon wegen der Größe nicht mehr 
handlungsfähig sein. Daraus folgt logisch 
eine Reduzierung der im neuen Fachbe¬ 
reichsvorstand tätigen ehrenamtlichen 
Kolleginnen und Kollegen. 

Ist es bisher Usus, dass in den zen¬ 
tralen Gremien auf Landes- wie auf 
Bundesebene immer alle jetzt noch be¬ 
stehenden 13 Fachbereiche vertreten 
sein müssen, so werden es zukünftig nur 
noch vier sein. Einige wenige Fachberei¬ 
che haben derzeit noch die sogenannte 
vierte Ebene, das sind im Wesentlichen 
die Betriebsgruppen und Vertrauenskör¬ 
per. Ob die Finanzierbarkeit und damit 
die Aufrechterhaltung dieser wichtigen 
Ebene bei einem Zusammenschluss mit 
anderen Fachbereichen bestehen bleibt 
oder durch Dominanz großer Branchen 
untergeht, ist offen. Soweit zu einigen 
wesentlichen Fragestellungen. 

Doch es bleibt dabei: Eine Über¬ 
prüfung der derzeitigen Struktur von 13 
Fachbereichen ist mehr als notwendig. 
Jedoch sind dabei die bisher aufgewor¬ 
fenen Fragen zu beantworten und insbe¬ 
sondere das Ehrenamt wesentlich stär¬ 
ker in diesem Erarbeitungsprozess mit 
einzubeziehen. Dabei ist auch die Fra¬ 
ge aufzuwerfen, ob nicht eine Reduzie¬ 
rung auf acht oder sechs Fachbereiche 
ebenso sinnvoll wäre. Dafür braucht es 
aber Zeit, die der jetzige Fahrplan des 
Bundesvorstands nicht vorsieht. Insofern 
bleibt zu hoffen, dass die Organisation 
diesen Fahrplan entsprechend korrigiert. 


zung“ aus. Das „Angebot“: Der Westlohn 
könne um 30 Cent (1,38 Prozent) und der 
Ostlohn um 41 Cent (2,08 Prozent) pro 
Stunde steigen, Laufzeit 26 Monate. 

Schon 2016 wurde eine gültige Zusa¬ 
ge von 2011, den Ost- an den Westlohn 
bis 2019 zu 100 Prozent anzugleichen, 
einseitig aufgekündigt. Die wirtschaft¬ 
liche Entwicklung der Branche aber ist 
weiterhin und seit Jahren positiv. Den Be¬ 
schäftigten droht andererseits tausend¬ 
fach Armut trotz Arbeit - heute wie im 
Alter. Ein Schlagabtausch einer Gewerk¬ 
schafterin der IG BAU mit der Kanzle¬ 
rin in der ZDF-Sendung „Klartext Frau 
Merkel“, gab Einblick in die Lebenssitua¬ 
tion von Frauen dieser Branche: 40 Jahre 
arbeiten, bei aktuell 1050 Euro Verdienst, 
Rentenerwartung bei 654 Euro. 

Die IG BAU fordert einen Euro 
pro Stunde mehr, die Lohnangleichung 
Ost-West bis spätestens 2019 und Weih¬ 
nachtsgeld für IG-BAU-Mitglieder. Der 
Bundesinnungsverband behauptet, die 
Kunden würden nur einen Billigpreis 
zahlen wollen. Die IG BAU hat mit vie¬ 
len dieser Kunden, besonders mit deren 
Betriebsräten, Kontakt gesucht und hat 
festgestellt, dass diese Behauptungen 
vorgeschoben sind. Klar werden Thyssen 
Krupp, RWE, ein Chemiekonzern oder 
Krankenhäuser nicht freiwillig mehr zah¬ 
len. Doch wenn Toiletten, Büros, Kanti¬ 
nen, Patientenzimmer usw. sauber sein 
sollen, dann hat das seinen Preis, und die 
Leistung der Beschäftigten eben auch. 

Peter Köster 
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N atürlich versprechen die Partei¬ 
en Verbesserungen im Gesund¬ 
heitswesen angesichts der lau¬ 
fenden Auseinandersetzungen um die 
Situation in den Krankenhäusern. Bei 
der Pflege und der Patientenversorgung, 
bei der Finanzierungsfrage aber gibt’s 
manche bittere Pille in salbungsvoller 
Verpackung. 

Wenn die CDU von Pflege spricht, 
meint sie die Altenpflege im häuslichen 
Umfeld und in Pflegeeinrichtungen. Für 
die Zukunft verspricht sie sich mehr und 
wohl flexibler einsetzbares Pflegeperso¬ 
nal durch die Reform der Pflegeausbil¬ 
dung mit 2 Jahren gemeinsamer Aus¬ 
bildung für alle Pflegekräfte und einem 
anschließenden Spezialisierungsjahr in 
Alten-, Kranken- und Kinderkranken - 
pflege. Bis jetzt waren das jeweils 3-jäh¬ 
rige eigenständige Ausbildungsgänge, 
die sollen ersatzlos gestrichen werden. 

Für die Krankenhäuser soll es bei 
mindestens 160 000 fehlenden Arbeits¬ 
kräften trotz aller Proteste kein zusätz¬ 
liches Personal geben, auch nicht in der 
Pflege: eine verbindliche Personalbe¬ 
messung durch den Gesetzgeber soll 
erst ab Sommer 2018 erarbeitet wer¬ 
den, wenn sich die Krankenkassenver¬ 
bände und die Deutsche Krankenhaus¬ 
gesellschaft DKG nicht auf eine Min¬ 
destbesetzung einigen können. Dabei 
haben die Krankenkassen kein Inter¬ 
esse an zusätzlichen Kosten, die DKG 
kein Interesse an der Einschränkung 
unternehmerischer Freiheiten und die 
CDUSPD-Groko hat kein Interesse an 
zusätzlichen Ausgaben. 

Der bisher schon gewährte Versor¬ 
gungszuschlag für die Krankenhäuser 
von 500 Millionen jährlich wurde ein¬ 
fach in Pflegezuschlag umbenannt und 
entsprechend den Personalkosten ver¬ 
teilt. 

Das Pflegeförderprogramm von 300 
Millionen pro Jahr wird verlängert, ist 
aber nicht so zweckgebunden, dass da¬ 
mit nicht statt Personalstellen Baustel¬ 
len finanzierbar wären. 

Mit anderen Worten: von der CDU 
haben die jährlich 19 Millionen Patien¬ 
ten und die 1,1 Millionen Beschäftigten 
in fast 2 000 Krankenhäusern höchstens 
7 Pflegekräfte pro Krankenhaus mehr 
zu erwarten. 

Die Zukunft unseres Gesundheits¬ 
wesens verschwindet, wenn es nach der 
CDU geht, im Nebel von „qualitätsori- 
entiertem Erlössystem“ und „Versor¬ 
gungsplanung“ bei der man von „idea¬ 
len Lösungen Abschied nehmen“ muß. 

Daran will die FDP tatkräftig mitar- 
beiten. Sie fordert: „stellen wir den Men¬ 
schen wieder in den Mittelpunkt“und 
verlangt in einem Atemzug mehr Wett¬ 
bewerb zwischen den Krankenkassen 


mit Teilkaskotarifen und Selbstbetei- 
ligung je nach Geldbeutel und freier 
Wahl der Krankenversicherung. D.h. 
Privatversicherung, solange man jung 
und billig ist, wenn es teurer wird, kann 
man ja jederzeit in die GKV (gesetzli¬ 
che Krankenversicherung) wechseln, in 
das „für seine Lebensform beste Mo¬ 
dell“! Die FDP nennt das auch noch 
Abschaffen der Zuzahlungen und Zu¬ 
satzbeiträge ... 

Auf die Budgetierung, die sowohl 
den Krankenhäusern als auch den 
niedergelassenen Ärzten zu schaffen 
macht, vor allem aber auf Wirtschaft- 
lichkeitsnachweise will die FDP bei 
„besonderen Verträgen“ mit Kranken¬ 
hausträgern verzichten. Diese Absicht, 
den sog. Kontrahierungszwang aufzu¬ 
heben, wurde ihr vom Gründer des He- 
lios-Krankenhauskonzerns bereits mit 
einer Wahlkampfspende von 300 000 
Euro honoriert. 

Was SPD, Grüne und die Partei „Die 
Linke“ vorschlagen, passt der finanzstar¬ 
ken Arbeitgeberseite aber nun gar nicht: 
nämlich die Wiederherstellung der pari¬ 
tätischen Beteiligung an den Kranken¬ 
kassenbeiträgen und die Einführung ei¬ 
ner Bürgerversicherung, das Ende der 
Zweiklassenmedizin. Toll, aber viele 
Fragen tun sich auf: 

Verstehen alle 3 Parteien das Glei¬ 
che unter „Bürgerversicherung“? Wird 
die dann vom Netto oder vom Brutto 
erhoben? Wieso sollen laut SPD nur 
alle gesetzlich Versicherten und die 


Neuversicherten verpflichtend in die 
Bürgerversicherung, die Privatversi¬ 
cherten aber nicht? Wieso wollen alle, 
selbst die Partei „Die Linke“, die Mög¬ 
lichkeit einer Zusatzversicherung erhal¬ 
ten und damit Profite für die Privatver¬ 
sicherungen und die Zweiklassenme¬ 
dizin durch die Hintertür retten? Auch 
über die Reihenfolge der geforderten 
Maßnahmen herrscht keine Einigkeit: 
erst Parität und Abschaffung von Zu¬ 
zahlungen, oder Lösung aller Probleme 
gleichzeitig durch die Bürgerversiche¬ 
rung inklusive Sicherung der Kassen¬ 
einnahmen? Ist es möglich eine Bürger¬ 
versicherung im Interesse der Bevöl¬ 
kerungsmehrheit durchzusetzen, wenn 
nicht mal die paritätische Beitragsfinan¬ 
zierung gelingt? 

Dabei wollen die Grünen auf die 
Krankenkassen noch mehr Verpflich¬ 
tungen abwälzen: sollen sie sich ernst¬ 
haft an den Kosten für gesunde Mahl¬ 
zeiten in den Kitas beteiligen im Sinne 
von Gesundheitsvorsorge? Oder Ge¬ 
sundheitsschutzprogramme von Unter¬ 
nehmen mitfinanzieren und so den Ar¬ 
beitgebern ihre Fürsorgepflicht erleich¬ 
tern? Jedenfalls wollen die Grünen die 
Krankenkassen dazu verpflichten, sich 
mit den Ländern die Krankenhausin¬ 
vestitionskosten zu teilen. Dieser Idee 
wären FDP und CDU, vielleicht sogar 
die SPD nicht abgeneigt. Krankenver¬ 
sicherungsbeiträge unter 12% wären 
dann auch bei der Bürgerversicherung 
kaum realistisch. Bessere Patientenver¬ 


sorgung wollen alle auf widersprüchli¬ 
chen bis unmöglichen Wegen, aber nicht 
unbedingt für alle. 

Trotz 25 Mrd. Kassenüberschuß be¬ 
hauptet die AfD, Migranten, Flüchtlinge 
und Asylbewerber lassen die Kosten der 
Krankenkassen aus dem Ruder laufen, 
dieselbe Partei, die Willkommenskultur 
für Kinder auf Wahlplakate schreibt, 
aber Flüchtlingskinder gar nicht erst 
ins Land lassen will. 

Die Grünen wollen die Investitions¬ 
kosten „auf Krankenkassen und Länder 
verteilt neu aufstellen“, die Partei „Die 
Linke“ fordert finanzielle Unterstützung 
der Länder durch den Bund, wenn sie 
die Krankenhausinvestitionskosten 
nicht stemmen können. 

„Gemeinsame Planung ambulanter 
und stationärer Leistungen“, Konzen¬ 
tration wegen Sparmaßnahmen, Förde¬ 
rung strukturschwacher Gebiete - das 
lässt vieles offen, die weitere Schließung 
kleinerer, wohnortnaher Krankenhäu¬ 
ser, aber auch die Einrichtung sinnvoller 
Gesundheitszentren. 

Aber - wer will das Fallpauschalen¬ 
system abschaffen, streicht die Gewinn- 
und Verlustrechnung aus dem Kranken¬ 
hausfinanzierungsgesetz? Wer enteignet 
Pharmakonzerne und Krankenhausket¬ 
ten? Wer etabliert das Gesundheitswe¬ 
sen als staatliche Kernaufgabe? Auf die¬ 
se grundsätzlichen Fragen und Forde¬ 
rungen hat keine dieser Parteien eine 
Antwort. 

Monika Münch 


Das Gesundheitswesen ist eine gesell¬ 
schaftliche Aufgabe, die Öffentliche 
Hand darf die Verantwortung der Si¬ 
cherung von Prävention, Behandlung 
und Pflege nicht weiter privatisieren. 
Zwar versprechen, manchmal sehr ver¬ 
klausuliert, auch die bürgerlichen Par¬ 
teien eine bessere Versorgung, aber 
nicht unbedingt für alle. 

Das Gesundheitswesen krankt 
selbst, da es dem Profitsystem unter¬ 
geordnet wurde. Das Wohl von Pati¬ 
entinnen und Patienten steht nicht im 
Vordergrund. Das Personal, ob Ärz¬ 
te, Schwestern oder Pflegekräfte, soll¬ 
te deutlich aufgestockt werden. Die 
DKP fordert, dass zusätzlich sicherlich 
200 000 Beschäftigte zügig ausgebildet 
und eingesetzt werden müssen. 

Die weiter fortschreitende Privati¬ 
sierung von Krankenhäusern und Pfle¬ 
geeinrichtungen kann so nicht weiter 
gehen, sondern muss rückgängig ge¬ 
macht werden. Das unsägliche Fall¬ 
pauschalensystem, welches nicht nur 
ein bürokratisches Monster ist, kann 
abgeschafft werden, wenn der politi¬ 
sche Druck entsteht. 

Die DKP fordert, die Auflösung der 
privaten Krankenkassen, jede Bürge¬ 
rin, jeder Bürger muss in einer gesetz¬ 
lichen Krankenkasse versichert sein, 
die Beitragsbemessungsgrenze sollte 
gestrichen werden, um Besserverdie¬ 
nende entsprechend ihrem Einkom¬ 
men angemessen, d.h. stärker heran zu 
ziehen. 

Die Verursacher und Profiteure 
von Armut und Arbeitslosigkeit sind 
die Banken und Konzerne. Die DKP 
fordert, das monopolistische System zu¬ 
rück zu drängen, die unselige Rolle der 
Pharmakonzerne, der Krankenhaus¬ 
ketten und Pflegegroßbetriebe gehört 
nicht nur an den Pranger, dieses System 
gehört abgeschafft. 

Die Gesundheitspolitik darf nicht 
weiter dem permanenten Einfluss der 
Lobbyverbände nachgeben, sondern ist 
als Kern staatlichen Handelns anzuse¬ 
hen und entsprechend zu finanzieren. 

Die DKP erklärt sich mit den Kol¬ 
leginnen und Kollegen solidarisch, die 
für Tarifverträge kämpfen, um die un¬ 
erträgliche Belastung in den Einrich¬ 
tungen zu beenden, die Aktionen wie 
die zu der Einhaltung der vorgeschrie¬ 
benen Hygienevorschriften, finden un¬ 
sere volle Unterstützung. 

Die DKP sagt nicht, dass sie im Al¬ 
leingang die Verhältnisse ändern kann, 
das müssen die Betroffenen schon sel¬ 
ber tun. Eine starke und kämpferische 
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewe¬ 
gung kann den Kolleginnen und Kol¬ 
legen im Gesundheitswesen bei ihren 
berechtigten Forderungen den Rücken 
stärken und die Solidarität der arbei¬ 
tenden Menschen und ihrer Familien 
dabei fördern. 


Wo sind sie geblieben? 

Lehrer fehlen - Soldaten nicht 


Der Kapitalismus steckt voller Ironie: 
40 Jahre, nachdem Pink Floyd ihre Kri¬ 
tik am Schulsystem in dem Schlachtruf 
formulierten, „Hey, Lehrer, lasst uns 
Schüler in Ruhe“, sitzen die Enkel ih¬ 
rer Fans tatsächlich allein in den Klas¬ 
senzimmern, während ihre Eltern klar¬ 
stellen: „So war‘s nicht gemeint.“ 

Das Bündnis „Den Mangel be¬ 
enden! - Unseren Kindern Zukunft 
geben!“ brachte in der vergangenen 
Woche eine Volksinitiative in den 
Landtag von Sachsen-Anhalt ein und 
fordert darin, dass 1 000 Lehrer und 
400 pädagogische Mitarbeiter ein¬ 
gestellt werden. „Seit Jahren gibt es 
viel zu wenige Neueinstellungen in 
den Schuldienst. Gleichzeitig steigt 
aber [...] die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler. [...] Das Schulsystem 
ist längst an seine Leistungsgrenze 
geraten. Die ständig steigenden An¬ 
forderungen führen dazu, dass immer 
mehr Lehrer und pädagogische Mitar¬ 
beiter in den älter werdenden Kolle¬ 
gien krankheitsbedingt fehlen und am 
Ende vorzeitig aus dem Schuldienst 


ausscheiden“ heißt es in dem Aufruf 
des Bündnisses, das sich zusammen¬ 
setzt aus Gewerkschaften, Lehrer¬ 
und Ehernverbänden und der Partei 
„Die Linke“. 

Die Volksinitiative, für deren Er¬ 
folg 30 000 Unterschriften erforderlich 
sind, wurde mit der Unterstützung von 
77 000 Bürgern eingereicht. Nun muss 
der Landtag darüber beraten, und das 
ist im bürgerlichen Staat so aussichts¬ 
reich wie ein Brief an den Weihnachts¬ 
mann: 2013 hatte sich die Volksinitiati¬ 
ve „Kulturland Sachsen-Anhalt retten!“ 
gegen Einsparungen im Landeshaus- 
halt gerichtet. Das Ergebnis: Man durf¬ 
te im Dezember eine Rede halten, be¬ 
vor die Kürzung im Januar trotzdem 
beschlossen wurde. CDU-Bildungsmi¬ 
nister Marco Tullner formulierte seine 
„Ja, aber“-Haltung zur aktuellen Ini¬ 
tiative gegenüber dem MDR mit den 
Worten: „Ich halte die Forderungen für 
einen sehr guten Beitrag für eine weite¬ 
re bildungspolitische Debatte.“ „Ich bin 
natürlich an den Koalitionsvertrag und 
den Haushalt gebunden.“ 


Man kann auch sagen: Von den 2 
Milliarden Euro, um den die Bundes¬ 
regierung ihren Militäretat 2017 er¬ 
höht hat, könnte man mit einem Brut- 
to-Durchschnittsgehalt von 4.000 Euro 
im Monat 40 000 Lehrer beschäftigen. 
Aber die Aufrüstung ihrer Armee ist 
der Bundesregierung mehr wert als die 
Schulbildung ihrer Kinder. 

Bereits im April stellte der Grund¬ 
schulverband des Landes in einer Er¬ 
klärung fest: „Das Bildungsministeri¬ 
um Sachsen-Anhalt reagiert auf den 
ansteigenden Bedarf an Lehrkräften 
auf die einfachste Art und Weise: Die 
Stundenzuweisung an die Grundschu¬ 
len wird abgesenkt, womit der Bedarf 
der Schulen rechnerisch verringert 
wird.“ Die Folgen davon sind eine Re¬ 
duzierung der Zeit und Qualität des 
Unterrichts, der Ausfall von weiter¬ 
führenden Förderangeboten (Chor, 
Theater, Ballsport, Mathematik, Schü¬ 
lerzeitung u.v.a.m.), der Anstieg der 
Teilnehmer von Lerngruppen und 
Schulklassen oder die Erhöhung von 
unbezahlter Arbeitszeit durch zusätz¬ 


liche Aufsichtspflicht. Der Vorschlag 
des Verbandes, Grundschullehrer z.B. 
„durch den Wegfall von Klassenkon¬ 
ferenzen und Halbjahreszeugnissen zu 
[entlasten] und alternativ verbindliche 
und dokumentierte Elterngespräche 
auf der Grundlage der Kompetenz- 
portfolios der Kinder zu ermöglichen“, 
sorgte für Schlagzeilen und Kritik von 
Eltern. 

Obwohl Bildung in der födera¬ 
listischen Bundesrepublik Länder¬ 
sache ist, sind die Probleme überall 
die gleichen. In mehreren Bundes¬ 
ländern werden zurzeit, besonders 
für naturwissenschaftliche Fächer, 
Quereinsteiger beschäftigt, die ohne 
pädagogische Ausbildung mit einer 
Weiterqualifizierung ihr Fachwissen 
Schülern vermitteln sollen. Laut der 
Internetplattform kommunal.de be¬ 
finden sich in den Schulen Sachsens 
und Berlins unter den Lehrern bis zu 
50 Prozent Seiteneinsteiger. Da sich 
beide Bundesländer beharrlich wei¬ 
gern, ihre Lehrer flächendeckend zu 
verbeamten, was außer in Thüringen 


und Sachsen-Anhalt in allen Ländern 
üblich ist, verwundert die Abwande¬ 
rung von ausgebildetem Personal 
kaum. Ebenso wenig, wie die Tatsa¬ 
che, dass in den Bereichen Förder¬ 
pädagogik, Grundschulbildung oder 
Sekundarstufe I die meisten Lehrer 
fehlen, die gegenüber ihren Kollegen 
an Gymnasien schlechter bezahlt wer¬ 
den. 

Anders als deutsche Schulen braucht 
sich dagegen die Bundeswehr um Per¬ 
sonal nicht sorgen. In der Mitte des 
Jahres gab das Verteidigungsministe¬ 
rium bekannt, dass sich die Zahl der 
Bewerber gegenüber dem Vorjahr um 
20 Prozent und die der Berufs- und 
Zeitsoldaten auf 170.000 erhöht ha¬ 
ben. Der Soldatenberuf soll nach dem 
mehrfach erklärten Willen der Vertei¬ 
digungsministerin attraktiver werden, 
und von den verwaisten Schulhöfen 
Deutschlands dürfen die zurückgelas¬ 
senen Kinder bald die Antikriegswei¬ 
se anstimmen: „Sagt uns, wo die Leh¬ 
rer sind.“ 

Roman Stelzig 
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Meister der Demagogie 

Nachruf auf Heiner Geißler 



E gal, ob nun das Lateinische „De 
mortuis nil nisi bene“ falsch als 
„Über-Tote-nur-Gutes-reden“ oder 
richtig mit „Über-Tote-fair-urteilen“ 
übersetzt wird: über den toten Geißler 
muss jeder schlecht reden, der sachlich 
argumentiert. Geißler war Zeit seines 
politisch aktiven Lebens „Generalse¬ 
kretär“ jemand, der ausschließlich für 
die Interessen der führenden prokapi¬ 
talistischen BRD-Partei kämpfte, gege¬ 
benenfalls für die Interessen des ideel¬ 
len Gesamtunionisten. Dies auf Biegen 
und Brechen. Mit Lüge und Intrige. Mit 
Ironie und Demagogie. Die „SPD ist ein 
Verbrecher“ So Geißler zum innenpoli¬ 
tisch-parlamentarischen Gegner Nr. 1. 
Er begründete dies schlitzohrig mit Be¬ 
zug auf Bertolt Brechts Diktum, wonach 
der ein Verbrecher sei, der die Wahrheit 
weiß und sie Lüge nennt. „Der Pazifis¬ 
mus der 30er Jahre [...] hat Auschwitz 
erst möglich gemacht.“ So Geißler in 
der Nachrüstungsdebatte 1983 zum au¬ 
ßerparlamentarischen Gegner. Noch 
in seinem (posthum veröffentlichten) 
letzten Interview (SZ vom 13.9.2017) 
untermauerte der Ewiggeneralsekretär 
diese Behauptung mit der faustdicken 
Lüge, die Friedensbewegung habe „ge¬ 
gen [US-]Raketen demonstriert, die es 
damals noch gar nicht gab.“ 

Heute kaum mehr bekannt dürfte 
Geißlers fatale Aussage sein, US-Präsi- 
dent Ronald Reagan habe 1985 „Cha¬ 
rakter gezeigt“, als er sich weigerte, den 
damaligen SPD-Vorsitzenden Willy 
Brandt im Rahmen seines Deutsch¬ 
land-Besuchs zu empfangen. Er machte 
diese Feststellung ausgerechnet zu ei¬ 
nem Zeitpunkt, als Geißlers Langzeit- 
Chef, Helmut Kohl, in Bitburg Reagan 
zum Shakehands an die Gräber von 
Waffen-SS-Schergen dirigierte. Wil¬ 
ly Brandt bezeichnete ihn damals zu 
Recht als „seit Goebbels schlimmste(n) 
Hetzer in diesem Land.“ 

In allen Nachrufen auf Geißler wird 
positiv auf die Stuttgart-21-Schlichtung 
Bezug genommen. Beispielhaft dafür 
ist die Äußerung des Grünen-Spitzen- 
Duetts Katrin Göring-Eckard und 
Cem Özdemir: „Sein Engagement als 


Schlichter - etwa beim Konflikt um 
Stuttgart 21 - war ein Geschenk für un¬ 
sere Demokratie.“ Richtig ist: Das war 
sein Meisterstück - jedoch ein Meis¬ 
terstück in jesuitischer Dialektik und 
teuflischer Demagogie. Ein Geschenk 
an die Grünen, um diesen erstmals den 
Weg zu öffnen, als führende Partei ei¬ 
ner Landesregierung an die Fleischtrö¬ 
ge zu gelangen. Geißler war es gelun¬ 
gen, buchstäblich alle Parteien für seine 
Intervention in den Konflikt, der kurz 
zuvor, am „Schwarzen Donnerstag“, 
dem 30. September 2010 in eine blu¬ 
tige Polizeiaggression gemündet war, 
zu gewinnen. In seiner Rede zum Ab¬ 
schluss der Schlichtung hob er hervor, 
dass er von einem Allparteienbünd¬ 
nis getragen sei: „Am Mittwoch, dem 
6. Oktober 2010, wurde ich im Land¬ 
tag von Ministerpräsident Mappus als 
Schlichter (...] vorgeschlagen [...], vom 
Fraktionsvorsitzenden Kretschmann in 


derselben Sitzung bestätigt. [...] Dem 
schlossen sich alle Landtagsfraktionen 
an.“ Und obgleich es bei der Veranstal¬ 
tung nach klarer Verabredung gar kei¬ 
nen abschließenden Schlichter-Spruch 
am Ende geben sollte, gelang Geißler 
am letzten Tag des „Faktenchecks“, 
am 30. November 2010, der Giga- 
Clou. Um 12.06 Uhr verkündete Hei¬ 
ner Geißler seinen schlichten Spruch: 
„Ich möchte Ihnen jetzt mein Votum, 
das Ergebnis der Schlichtung, bekannt 
geben [...] halte ich die Entscheidung, 
Stuttgart 21 fortzuführen, für richtig.“ 
Geißler schloss scheinbar messerscharf: 
„Für Stuttgart 21 [...] gibt es eine Bau¬ 
genehmigung. [...] Die rechtliche Situ¬ 
ation erscheint mir eindeutig. Der Bau 
von Stuttgart 21 käme nur dann nicht, 
wenn die Deutsche Bahn AG freiwil¬ 
lig darauf verzichten würde.“ Das war 
natürlich alles auch am Beginn der 
„Schlichtung“ bekannt. Und der Fak¬ 


tencheck hatte eigentlich ergeben, dass 
so gut wie alle harten Fakten - Geld, 
Geologie, Kapazität - gegen den S21- 
Weiterbau sprachen. Doch die Insze¬ 
nierung der Schlichtung, die Autorität, 
die Geißler als angeblich Überparteili¬ 
cher zugeschrieben erhielt und die me¬ 
diale Vermarktung der Veranstaltung 
vor einem Millionen-TV-Publikum hat¬ 
ten die Situation gewendet: Aus einer 
Zweidrittelmehrheit gegen S21 wur¬ 
de ein Patt, das dann ein Jahr später in 
der Volksabstimmung nochmals zuun¬ 
gunsten der S21-Gegner gedreht wer¬ 
den konnte. 

Ja, Geißlers Einsatz bei S21 - und 
seine Einsätze bei vielen anderen The¬ 
men - waren „ein Geschenk“. Aber 
kein solches an die Demokratie. Es war 
vor allem ein Geschenk zur Aufrecht¬ 
erhaltung der freiheitlich demokrati¬ 
schen Grund-, Boden- und Spekulati¬ 
onsordnung. Winfried Wolf 


Schäuble will Sparkurs fortsetzen 

... nur nicht beim Verteidigungshaushalt 


Am Montag wurde der Bundesfinanz¬ 
minister groß gefeiert. Schäuble beging 
seinen 75. Geburtstag und hohe Gäste 
gratulierten. Angela Merkel betonte 
seine Verdienste und EU-Kommissi- 
onspräsident Jean-Claude Juncker er¬ 
klärte, Schäuble sorge dafür, dass man 
in Europa „in eine Richtung“ mar¬ 
schiere. Dafür, sowie für die „Schwarze 
Null“ im Bundeshaushalt, will der Ju¬ 
bilar auch künftig sorgen. Die „FAZ“ 
schrieb dazu am Montag: „Wenn ihm 
nicht ein Koalitionspartner das Amt 
noch streitig macht, wird es wohl so 
kommen. Fast achtzig Jahre alt wäre 
er dann am Ende der Amtsperiode ....“ 
Schäuble, der bereits seit 45 Jahren 
im Bundestag sitzt, stellt sich am kom¬ 
menden Sonntag erneut zur Wahl. Seit 
acht Jahren ist er Bundesfinanzminis¬ 
ter. Geht es nach ihm, wird er auch in 
Europa weiter die Richtung mit vorge¬ 
ben. Der Politiker gilt, wie die „FAZ“ 
schrieb, südeuropäischen Politikern 
und angelsächsischen Ökonomen „als 
der Mann, der in der Krise der euro¬ 
päischen Gemeinschaftswährung halb 
Europa zum Sparen gezwungen und 
ganze Länder ins Elend gestürzt hat, 
als der stets angefeindete Verfech¬ 
ter einer ,Austeritätspolitik“„. Dieser 
Kurs soll fortgesetzt werden. Erst im 
Mai hatte Schäuble beispielsweise Sig¬ 
mar Gabriels Forderungen nach Schul¬ 
denerleichterungen für Griechenland 
zurückgewiesen. Nun erklärte er am 
6. September in seiner Rede auf der 
Handelsblatt -Tagung „Banken im Um¬ 
bruch“ mit Blick auf die bevorstehen¬ 
den Wahlen: „...den Bankern und al¬ 
len anderen Bürgern versprechen wir, 


dass wir eine Politik fortsetzen wollen, 
die einen guten Rahmen für eine nach¬ 
haltig wachsende Wirtschaft setzt. Eine 
Politik, die dafür sorgt, dass Deutsch¬ 
land im europäischen Verbund hand¬ 
lungsfähig bleibt.“ Das bedeutet, dass 
auch der rigorose Sparkurs im eigenen 
Land fortgesetzt wird: 

Ende Juni beschloss das Bundeska¬ 
binett, also auch mit den Stimmen der 
SPD-Minister, den Regierungsentwurf 
für den Bundeshaushalt 2018 und den 
Finanzplan bis 2021. In einer Pressemit¬ 
teilung des Bundesfinanzminiserums 
hieß es dazu ganz im Sinne Schäubles: 
„In jedem Jahr des Finanzplans kann 
auf die Aufnahme neuer Schulden ver¬ 
zichtet werden. Die Ausgaben im Bun¬ 
deshaushalt steigen bis 2021 moderat 
an: von 329,1 Mrd. Euro im Jahr 2017 
auf voraussichtlich 356,8 Mrd. Euro im 
Jahr 2021. Insbesondere die zukunfts- 
und wachstumsorientierten Ausgaben 
im Bundeshaushalt werden weiter er¬ 
höht.“ 

Auf den ersten Blick scheint noch 
(fast) alles in Ordnung, Denn die Bun¬ 
desregierung will nicht nur die Ausga¬ 
ben für Bildung, Familien, Gesundheit, 
sondern auch für Soziales und die Inte¬ 
gration von Flüchtlingen im kommen¬ 
den Jahr kräftig anheben. Der Etat 
von Sozialministerin Andrea Nahles 
(SPD) erhöht sich dem Entwurf zufol¬ 
ge um fast neun Milliarden Euro, die 
angeblich vor allem für Hartz-IV und 
für die in ihrem Bereich angesiedelten 
Leistungen zur Integration von Flücht¬ 
lingen ausgegeben werden sollen. Das 
klingt nicht schlecht. Nur was kommt 
tatsächlich bei den Betroffenen an? 


Brigitte Pothmer, arbeitsmarktpoli¬ 
tische Sprecherin der Grünen, hat nach¬ 
geschaut. Gegenüber der „Süddeut¬ 
schen Zeitung“ erklärte sie, dass nicht 
mehr, sondern weniger Geld für die 
Förderung von Jobsuchern im Hartz- 
IV-System vorgesehen ist. „Union und 
SPD versprechen Langzeitarbeitslosen 
ein Füllhorn an Unterstützung, aber in 
Wirklichkeit regiert bei ihnen der Rot¬ 
stift.“ Der Haushaltsentwurf für das 
kommende Jahr sieht bei der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik Kürzungen von 
258 Millionen Euro gegenüber dem 
laufenden Haushaltsjahr vor. Bei den 
Verwaltungskosten für die staatliche 
Grundsicherung (Hartz IV) seien 2018 
noch 4,55 Milliarden Euro vorgesehen. 
2016 wurden aber etwa 5,13 Milliarden 
Euro ausgegeben. Hunderte Millionen 
wurden in den vergangenen Jahren aus 
dem Topf für die Förderung und Qua¬ 
lifizierung von Arbeitslosen herausge¬ 
nommen, um steigende Ausgaben in 
den Jobcentern für Personal, Gebäude 
oder Energie auszugleichen. Und das 
wird sich wohl nicht ändern. 

Auch für die Renten soll mehr aus¬ 
gegeben werden. Die Bundeszuschüs¬ 
se sollen steigen. 2015 waren dies 85,7 
Milliarden Euro, bis 2020 wird die 
100-Milliarden-Euro-Marke erreicht. 
Für Schäuble ist das offensichtlich zu 
viel, denn in einem Interview mit der 
„Rheinischen Post“ schloss er jüngst 
und wieder einmal auch eine weitere 
Erhöhung des Renteneintrittsalters 
nicht aus. Sollte - wie die Unionspar¬ 
teien es vorsehen - nach der Wahl eine 
Rentenkommission eingesetzt werden, 
„sollte diese über alle relevanten Fra¬ 


gen nachdenken dürfen“. Also auch 
über die weitere Verlängerung der Le¬ 
bensarbeitszeit. 

Zwar soll es im kommenden Jahr 
zusätzliches Geld auch für den Aus¬ 
bau von Breitbandnetzen geben sowie 
für Wirtschafts- und Innovationsförde¬ 
rung im Bereich Mikroelektronik und 
Digitalisierung. Am deutlichsten aber 
wächst der Verteidigungsetat. Von der 
Leyen erhält 38,5 Mrd. Euro für die 
„äußere Sicherheit“. Der Verteidigungs¬ 
haushalt (die in den anderen Bereichen 
versteckten Ausgaben nicht eingerech¬ 
net) wuchs laut Etatentwurf für 2017 
auf 36,6 Milliarden Euro, sieben Pro¬ 
zent mehr als 2016. Im kommenden 
Jahr sollen im Vergleich zu 2017 noch 
einmal 1,6 Milliarden Euro mehr aus¬ 
gegeben werden. Mit dem von der Bun¬ 
desregierung im Juni 2017 beschlosse¬ 
nen Entwurf zum Bundeshaushalt 2018 
und zum Finanzplan bis 2021 steigen die 
Ausgaben des betreffenden Einzelplans 
auf 42,4 Milliarden Euro im Jahr 2021. 

Gesine Lötzsch (MdB, Partei „Die 
Linke“), Vorsitzende des Haushaltsaus¬ 
schusses des Deutschen Bundestages 
schrieb am 15. August auf „Facebook“: 
„Der Regierungsentwurf für den Bun¬ 
deshaushalt 2018 liegt vor. Ich hoffe, 
dass er nie beschlossen wird. Die Bun¬ 
desregierung darf den Rüstungsunter¬ 
nehmen nicht noch mehr Geld in den 
Rachen werfen. Mehr Sicherheit gibt 
es nur durch mehr soziale Gerechtig¬ 
keit. Wenn die SPD sich jetzt öffent¬ 
lich gegen zu hohe Rüstungsausgaben 
ausspricht, sollte sie mal nachlesen, was 
sie zusammen mit CDU und CSU be¬ 
schlossen hat.“ Nina Hager 


Spitzel schützen 

Darf der hessische Verfassungsschutz 
Silvia Gingold weiter bespitzeln? Da¬ 
rüber verhandelte das Verwaltungs¬ 
gericht Kassel am Dienstag. Gingold 
hatte geklagt, um zu erreichen, dass 
der Geheimdienst über sie gespei¬ 
cherte Daten löscht und die Über¬ 
wachung einstellt. Das Urteil wird 
spätestens Anfang Oktober mitge¬ 
teilt werden. 

In der Verhandlung bezweifelte 
der Richter, dass das Gericht über 
diese Frage entscheiden könne - 
schließlich sei ein guter Teil der Ak¬ 
ten des Verfassungsschutzes über 
Gingold nur geschwärzt vorgelegt 
worden. Das allerdings hatte ein Ge¬ 
richt vorher in einem geheimen Zwi¬ 
schenverfahren („In-camera-Verfah¬ 
ren“) genehmigt, um die Informan¬ 
ten des Geheimdienstes zu schützen. 
Gingold will im Prozess auch errei¬ 
chen, dass sie ihre Akte beim Ver¬ 
fassungsschutz vollständig einsehen 
kann. 

Silvia Gingold sagte, es sei em¬ 
pörend, dass der Verfassungsschutz 
seine Arbeitsweise auch vor Gericht 
geheim halten kann. „Ich muss da¬ 
von ausgehen, dass ich in allen poli¬ 
tischen Aktivitäten bespitzelt werde. 
Es ist ungeheuerlich, dass engagier¬ 
te Menschen in die extreme Ecke 
gerückt und kriminalisiert werden.“ 
Unabhängig davon, wie das Urteil 
ausfallen wird: „Ich habe nicht vor, 
mich mit all dem abzufinden“, sagt 
Gingold. 

LLL-Demo 2018 

Der Vorbereitungskreis der Lenin- 
Liebknecht-Luxemburg-Demons- 
tration hat vor wenigen Tagen den 
Aufruf für die gleichnamige Gedenk¬ 
demonstration am 14. Januar 2018 
veröffentlicht. Bereits am 13. Januar 
findet außerdem die XXIII. Interna¬ 
tionale Rosa-Luxemburg-Konferenz 
statt, die von der Tageszeitung „junge 
Welt“ veranstaltet wird. Der Aufruf 
zur Demo kann unter www.ll-demo. 
de unterzeichnet werden. 

Verfolgter Homose¬ 
xueller gedenken 

Am vergangenen Sonntag fand in 
Hamburg eine Veranstaltung der 
KZ-Gedenkstätte Neuengamme in 
Kooperation mit dem Auschwitz- 
Komitee in der Bundesrepublik 
Deutschland e.V. zur Verfolgung 
Homosexueller durch den deut¬ 
schen Faschismus statt. Dort sprach 
die Auschwitz-Überlebende Esther 
Bejarano. „Angesichts der offenen 
Homophobie in vielen Ländern und 
der zunehmenden Gewalt bestimm¬ 
ter rechtspopulistischer und rechts¬ 
radikaler Gruppen in Deutschland 
gegen Homosexuelle ist es wichtig, 
gegen das Vergessen Widerstand zu 
leisten und jegliche Form von Ras¬ 
sismus und Menschenfeindlichkeit 
zu bekämpfen. Das ist bleibende 
Verpflichtung des Auschwitz-Komi¬ 
tees, aber auch jedes einzelnen von 
uns. Als Vorsitzende des Auschwitz- 
Komitees in der Bundesrepublik 
Deutschland und als Überlebende 
von Auschwitz schließe ich mich 
auch persönlich der Forderung nach 
einem Ort des Gedenkens an die ho¬ 
mosexuellen Häftlinge in Auschwitz 
an“, sagte Bejarano. 

AfD missbraucht 
Thälmann 

Der Vorstand des Kuratoriums der 
Gedenkstätte Ernst Thälmann e.V. 
in Hamburg hat gegen die versuch¬ 
te Vereinnahmung Thälmanns durch 
die extrem rechte AfD gewarnt. In 
Sachsen-Anhalt war ein Plakat auf¬ 
getaucht, auf dem die AfD behaupte¬ 
te, Thälmann hätte AfD gewählt. Die 
Rechten versuchen damit, auszunut¬ 
zen, dass der ehemalige Vorsitzende 
der KPD in Teilen der Bevölkerung 
populär ist. 

Die Thälmann-Gedenkstätte pro¬ 
testierte: Das sei „nicht nur eine Be¬ 
leidigung von Ernst Thälmann, der 
jahrelang gegen den aufkommenden 
Faschismus gekämpft hat, sondern al¬ 
ler durch die Faschisten ermordeten 
Menschen“, schrieb der Vorstand des 
Kuratoriums in einer Erklärung. 
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PKK keine 
Terror-Organisation 

Ein Berufungsgericht in Belgien hat 
seine Entscheidung in einem Be¬ 
schwerdeverfahren bekannt gege¬ 
ben, das vom türkischen Staat und 
der belgischen Staatsanwaltschaft 
angestrengt worden war. Die Ent¬ 
scheidung des Berufungsgericht fiel 
am 14. September in einem Verfah¬ 
ren gegen 36 kurdische Politiker und 
einen kurdischen Fernsehsender. Ein 
belgischer Staatsanwalt hatte ein Ver¬ 
fahren gegen einige bekannte kurdi¬ 
sche Politiker eingeleitet, weil sie 
Führungspositionen in einer „terro¬ 
ristischen Organisation“ inne gehabt 
hätten. Der Staatsanwalt bezeichnete 
die PKK als „terroristische Organi¬ 
sation“. Doch das Gericht entschied, 
dass es in der Türkei einen bewaff¬ 
neten Konflikt gebe, in dem die PKK 
eine Kriegspartei sei und deshalb 
nicht als terroristische Organisation 
bezeichnet werden könne. 

US-Bomber in Südkorea 

Die USA haben erneut strategische 
Langstreckenbomber für eine „Ab¬ 
schreckungs-Übung“ nach Südkorea 
geschickt. Zwei BIB-Bomber hät¬ 
ten zusammen mit vier F35B-Mehr¬ 
zweckkampfflugzeugen der US-Luft- 
waffe und südkoreanischen Kampf¬ 
jets ihre Angriffsfähigkeiten erprobt, 
teilte das Kriegsministerium in Seoul 
am Montag mit. Nach Berichten süd¬ 
koreanischer Medien wurden dabei 
Bombenabwürfe nahe der Grenze zu 
Nordkorea geübt. Das Ministerium 
bezeichnete das Manöver als „Teil 
eines regulären Abschreckungstrai¬ 
nings“ gegen „die Bedrohung durch 
Nordkoreas Raketen- und Atompro¬ 
gramm“. Die USA hatten in der Ver¬ 
gangenheit bereits mehrfach Bom¬ 
ber über Südkorea fliegen lassen, um 
Stärke zu demonstrieren. 

Schließung der 
US-Botschaft in Kuba? 

Die US-Führung sucht offenbar nach 
einem Vorwand für eine Schließung 
ihrer Botschaft in der kubanischen 
Hauptstadt Havanna, und benutzt 
dazu die Behauptung, dass mehre¬ 
re Mitarbeiter „mysteriöse Gesund¬ 
heitsschäden“ erlitten hätten. „Wir 
prüfen es“, sagte US-Außenminister 
Rex Tillerson am Sonntag dem Sen¬ 
der CBS. Es sei eine „sehr ernste Fra¬ 
ge“. Einige der Botschaftsangehöri¬ 
gen seien zurück in die USA gebracht 
worden. 

Angeblich seien die Probleme 
durch eine Art „akustischen An¬ 
schlag“ ausgelöst worden. Die Dip¬ 
lomaten könnten Schall ausgesetzt 
gewesen sein, der für das menschli¬ 
che Ohr nicht hörbar, aber dennoch 
gesundheitsschädlich sei, spekulier¬ 
ten USA-Medien. 

Der Verband der Mitarbeiter des 
USA-Außenministeriums (AFSA) 
hatte Anfang September mitgeteilt, 
bei den betroffenen Botschaftsan¬ 
gehörigen seien „dauerhafter Hör¬ 
verlust“ sowie „leichte traumatische 
Gehirnschäden“ festgestellt worden. 
Außerdem seien Gleichgewichtsstö¬ 
rungen oder Kopfschmerzen diag¬ 
nostiziert worden. 

Nach Darstellung des State De¬ 
partment waren „bis zu 19 Perso¬ 
nen“ betroffen. Die ersten Fälle seien 
Ende 2016 bekannt geworden. 

Atom-Vertrag mit 
Iran verteidigt 

Die Internationale Atomenergie¬ 
agentur (IAEA) hat den Atom-Ver¬ 
trag mit dem Iran gegen die anhalten¬ 
de Kritik aus den USA erneut ver¬ 
teidigt. „Der Iran unterliegt nun der 
weltweit strengsten Überwachung ei¬ 
nes Atomprogramms“, sagte IAEA- 
Chef Yukiya Amano am Montag zum 
Auftakt der Generalkonferenz der 
Organisation in Wien. 

Die einmal jährlich stattfindende 
Generalversammlung segnete außer¬ 
dem die Verlängerung des Vertrags 
von Amano für weitere vier Jah¬ 
re an der Spitze der IAEA ab. Der 
70-jährige Japaner ist seit 2009 Chef 
der UNO-Agentur, die weltweit die 
zivile Nutzung der Atomkraft über¬ 
wacht. 


41 TV-Duelle in 34 Tagen 

Österreich wählt ein neues Parlament 



A m 15. Oktober werden in Öster¬ 
reich vorgezogene Nationalrats¬ 
wahlen stattfinden. Bundesweit 
kandidieren 10 Listen, 6 weitere in ein¬ 
zelnen Bundesländern. 6,4 Mio Wahl¬ 
berechtigte ab dem 16. Lebensjahr sind 
aufgerufen, 183 Abgeordnete zu wäh¬ 
len. Parteien ohne Abgeordnete im Na¬ 
tionalrat mussten 2 600 Unterschriften 
sammeln, so auch die „KPÖ PLUS“ 
Gegen den Abbau des Sozialstaa¬ 
tes und die Rechtsentwicklung begin¬ 
nen sich Gegenkräfte zu regen. Sie sind 
zersplittert. „Ein erster Schritt im Auf¬ 
bau einer lokal gut verwurzelten lin¬ 
ken Kraft“, so Flora Petrik (22), bis Juli 
Bundessprecherin der Jungen Grünen, 
sei der gemeinsame bundesweite Wahl¬ 
antritt mit der KPÖ. Sie kandidiert als 
Zweite auf der offenen „KPÖ PLUS“- 
Liste. Angeführt wird die Bundesliste 
von KPÖ-Sprecher Mirko Messner. Auf 
Platz drei folgt die parteilose Kulturar¬ 
beiterin Ulli Fuchs. Der österreichweit 
bekannte ehemalige Wohnungsstadtrat 
und Landtagsabgeordnete der KPÖ aus 
Graz, Ernest Kaltenegger, unterstützt 
die Bundesliste auf dem letzten Listen¬ 
platz. Schwerpunkte von „KPÖ PLUS“ 
sind Demokratie, Wohnen, Arbeit und 
Soziales. 

Steirische Spitzenkandidatin ist 
Claudia Klimt-Weithaler, Fraktions¬ 
vorsitzende der KPÖ im Landtag. Im 
Brennpunkt des Wahlkampfes steht das 
Thema Wohnen. Für die bundesweite 
KPÖ-Kampagne „Wohnen darf nicht 
arm machen“ sind allein in der Steier¬ 
mark schon über 3 000 Unterschriften 
gesammelt worden. Das österreichweite 
Ziel liegt bei 10 000. Mit der Petition an 
den neuen Nationalrat soll der Druck 
auf die kommende Bundesregierung 
erhöht werden, Verbesserung im Miet¬ 
recht vorzunehmen. Die Unterschriften 
zeigen bereits Wirkung. Jetzt, kurz vor 
der Wahl, will die SPÖ im Parlament 
noch Mietobergrenzen durchsetzen, die 
Grünen kündigten an, für die Zweck¬ 
bindung des Wohnbauförderungsbei¬ 
trages einzutreten. 

Letzteres, sowie die Zahlung der 
Maklerprovision durch den Vermie¬ 
ter, könnten theoretisch noch vor der 


Wahl umgesetzt werden. Österreich ist 
europaweit eines der Länder mit den 
am schnellsten steigenden Wohnkos- 
ten. Menschen müssen häufig mehr als 
zwei Drittel ihres Einkommens für Mie¬ 
te und Betriebskosten ausgeben. 

Bei den vergangenen Nationalrats¬ 
wahlen hat die KPÖ bundesweit 1,03 
Prozent der Stimmen erhalten, in Graz 
3,4 Prozent, in der Steiermark 1,8 Pro¬ 


zent, das waren 13 000 Stimmen. Bei 
der Landtagswahl waren es doppelt so 
viele. 

„Ich denke, dass wir diese 13 000er- 
Marke durchaus überschreiten können“, 
so Klimt-Weithaler. Das wäre ein Ach¬ 
tungserfolg, und könnte das bundeswei¬ 
te Projekt voranbringen. Mit der Pla¬ 
kataktion „Sozial auch nach der Wahl“ 
weist die KPÖ darauf hin, dass sie nach 


Das Öl-Referendum 

Kurdische Autonomiegebiete stimmen über Unabhängigkeit ab 


„Wollen Sie, dass die Region Kurdistan 
und die Gebiete außerhalb der Verwal¬ 
tung der Region zu einem unabhängi¬ 
gen Staat werden?“ Über diese Frage 
wird am 25. September 2017 im kurdi¬ 
schen Autonomiegebiet im Irak abge¬ 
stimmt, wohl auch gegen das Urteil des 
obersten Gerichts des Irak. 

Schon lange leben die Kurden im 
Irak in einer faktisch autonomen Regi¬ 
on. 1991 richteten die USA eine Flug¬ 
verbotszone über dem Süden und Nor¬ 
den des Irak ein. Nach einer Reihe von 
blutigen Zusammenstößen mit kurdi¬ 
schen Streitkräften zog sich die iraki¬ 
sche Armee aus den kurdischen Gebie¬ 
ten zurück. De facto hatte das irakische 
Kurdistan damit seine Unabhängigkeit 
erreicht. Bagdad spielte keine Rolle 
mehr, es gab eine eigene Flagge und 
Nationalhymne, ein Parlament. 

Nach den Wahlen 1992 war das kur¬ 
dische Parlament aufgeteilt unter Jalal 
Talabanis „Patriotischer Union Kurdi¬ 
stans“ und Massoud Barzanis „Kurdi¬ 
scher Demokratischer Partei“. 

Die beiden Parteien beschränkten 
sich nicht auf den parlamentarischen 
Kampf. In militärischen Auseinander¬ 
setzungen kamen mehrere Tausend 
Menschen ums Leben. Kämpfe zwi¬ 
schen den beiden Parteien und regio¬ 
nalen Unterstützern dauerten mit Un¬ 
terbrechungen bis 1998, als ein formaler 
Friedensvertrag geschlossen wurde. 

Nachdem es seit 1991 eine faktische 
Autonomie gab, kam der nächste Schritt 
2003. Die kurdische Regionalregierung 
nahm am Irakkrieg auf Seiten der USA 
teil - und in der später verabschiedeten 


irakischen Verfassung wurde die Regi¬ 
on Kurdistan mit nahezu vollständiger 
Souveränität ausgestattet. 

Dann kam der IS. Die irakische Ar¬ 
mee floh und die Regierung verlor die 



US-Verteidigungsminister Jim Mattis 
beim Treffen mit dem kurdischen 
Regionalpräsidenten Massoud Barzani 
in Erbil, Irak (22. August 2017). 

Kontrolle über große Gebiete des Lan¬ 
des. Den kurdischen Peschmerga gelang 
es mit Hilfe der USA den IS zu vertrei¬ 
ben - und zugleich die Kontrolle über 
weitere Gebiete zu übernehmen. Dazu 
gehörte auch die bis dahin zwischen der 
Zentralregierung und der kurdischen 
Regionalregierung umstrittene Stadt 
Kirkuk mit den umliegenden Ölfeldern. 

Der Streit mit der Zentralregierung 
um die Verteilung der Öleinnahmen 


und sinkende Ölpreise verschlechter¬ 
ten die Wirtschaftslage. Beamtenlöh¬ 
ne wurden zu spät ausgezahlt, Ent¬ 
wicklungsprojekte wurden gestoppt, 
Korruption und Seilschaften blieben. 
Dies führte im Oktober 2015 zu meh¬ 
reren, teilweise gewalttätigen, Protes¬ 
ten gegen den kurdischen Präsidenten 
Barzani. Viele junge Kurden verließen 
das Land. 

Der Präsident Kurdistans, Barzani 
erhielt wegen der Krise eine Verlänge¬ 
rung seiner Amtszeit. Eine parlamenta¬ 
rische Einigung über das Präsidenten¬ 
amt gab es nicht. Neuwahlen fanden 
wegen der schlechten Sicherheitslage 
nicht statt. 

Außerhalb der Bau- und Ölindustrie 
fehlt eine nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung. Noch immer müssen 90 
Prozent der Nahrungsmittel importiert 
werden und 70 Prozent der Beschäf¬ 
tigten arbeiten im öffentlichen Dienst; 
Korruption bleibt weit verbreitet. 

Wer also mit der erweiterten Auto¬ 
nomie des irakischen Kurdistan nach 
dem Irakkrieg von einer demokrati¬ 
schen, wirtschaftlich blühenden Land¬ 
schaft geträumt hatte, fand sich ge¬ 
täuscht. Auch hier erweist sich der Öl¬ 
reichtum eher als Fluch denn als Segen. 

Nach mehreren früheren Anläufen, 
die nicht umgesetzt wurden, wird das 
Referendum jetzt abgehalten - auch 
eine Antwort auf die politische und 
wirtschaftliche Krise. Ungefähr drei 
Viertel der Abgeordneten im kurdi¬ 
schen Parlament unterstützen das Re¬ 
ferendum, dagegen sprach sich z.B. die 
Partei „Gorran“ aus, die in den Protes- 


der Wahl hält, was sie vor der Wahl ver¬ 
spricht. 

Währenddessen läuft der Fernseh¬ 
wahlkampf - mit 41 TV-Duellen und 
weiteren zahlreichen Wahlsendungen. 
Der Außenminister mit seiner „Liste 
Sebastian Kurz - Die neue Volkspartei“ 
früher ÖVP, liegt laut Umfragen mit 33 
Prozent seit Monaten in Führung, ge¬ 
folgt von der bisher stimmenstärksten 
SPÖ mit Bundeskanzler Kern und der 
FPÖ mit jeweils 23 bzw. 24 Prozent. 
Die „Grünen“ liegen bei sieben Pro¬ 
zent - für österreichische Verhältnisse 
wenig. Den liberalen „Neos“ und der 
Liste des Grün-Abtrünnigen Peter Pilz 
werden fünf Prozent vorhergesagt. Die 
mediale Aufmerksamkeit konzentriert 
sich auf den Dreikampf ums Kanzler¬ 
amt und wer mit wem koalieren wollte 
oder sollte. 

Die Vertreter der Wirtschaft haben 
ihre Forderungen längst auf den Tisch 
gelegt: Flexible Arbeitszeiten mit dem 
12-Stunden-Arbeitstag als Herzstück, 
Senkung der Lohnnebenkosten - also 
Kürzung der Löhne - und ein höheres 
Renteneintrittsalter. 

Das werden die dann Regierenden 
dem Volk nach der Wahl präsentieren, 
egal welcher Koalition - denn deswegen 
wurden die Wahlen schließlich vorge¬ 
zogen. Diese Themen spielen im Wahl¬ 
kampf aber keine Rolle. 

Die Regierten werden sich gemein¬ 
sam wehren müssen. Und da ist es gut, 
dass sich fortschrittliche Gegenkräfte 
im Wahlkampf zusammentun. Auf¬ 
schlussreich ist, dass viele politisch In¬ 
teressierte die „Wahlkabine.at“ nut¬ 
zen und feststellen, dass sie mit dem 
Programm von „KPÖ PLUS“ über¬ 
einstimmen. „Wahlkabine.at“ ist eine 
Online-Politikorientierungshilfe, die 
dazu dienen soll, sich ein Bild darüber 
zu machen, wie die persönliche Mei¬ 
nung mit den Wahlprogrammen der 
Parteien übereinstimmt. In den Sozi¬ 
alen Medien gibt es großes Erstaunen 
über die hohe Zahl derjenigen, die 
feststellen, dass sie von allen Partei¬ 
en am meisten mit der „KPÖ PLUS“ 
übereinstimmen. 

Anne Rieger 


ten 2015 eine wichtige Rolle gespielt 
hatte. 

Die internationalen Reaktionen auf 
das bevorstehende Referendum sind 
nicht begeistert. Die Türkei und die 
kurdischen Autonomiegebiete im Irak 
pflegen beste politische und wirtschaft¬ 
liche Beziehungen - aber eine wirkli¬ 
che Staatsgründung würde in der Tür¬ 
kei nicht gerne gesehen. Und auch in 
dieser Frage stimmt die türkische Re¬ 
gierung mit der des Iran überein. Nur 
Israel unterstützt eine kurdische Unab¬ 
hängigkeit ohne Vorbehalt. 

Eine weitgehende kulturelle und 
politische Autonomie hat Kurdistan 
schon lange. Der wirkliche Streitpunkt 
ist - wieder einmal - das Öl. Die Vertei¬ 
lung der Öleinkünfte, die Zukunft der 
Stadt Kirkuk - das sind Fragen, um die 
es im Referendum geht. 

Das Urteil des Obersten Gerichts, 
nach dem das Referendum verfassungs¬ 
widrig sei, hat keine wirkliche Bedeu¬ 
tung. Das Selbstbestimmungsrecht 
lässt sich nicht durch eine Verfassung 
begrenzen. 

Doch ein eigener kurdischer Staat 
wird die wirtschaftlichen und politi¬ 
schen Probleme Kurdistans nicht lö¬ 
sen und auch die Korruption nicht 
beschneiden. Eine Staatsgründung 
wird auch nicht unbedingt erfolgen. 
Vielmehr kann die Drohung mit der 
Staatsgründung als Verhandlungs¬ 
masse eingesetzt werden - und die fi¬ 
nanzielle Situation der gut gestellten 
Seilschaften im irakischen Kurdistan 
fördern. 

Manfred Ziegler 
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Wiederaufbau funktioniert 

Massive Hurrikan-Schäden auf Kuba - Internationale Hilfe kommt an 


PUH 
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D as sozialistische Kuba wurde 
vom Hurrikan „Irma“ heimge¬ 
sucht. Die Zerstörungen waren 
enorm, umso beeindruckender ist die 
Geschwindigkeit und sind die Leistun¬ 
gen beim Wiederaufbau. Der Großteil 
des nationalen Stromnetzes, das nach 
Durchzug des Hurrikans Irma vollkom¬ 
men zusammenbrach, konnte schon in 
weniger als 72 Stunden wiederherge¬ 
stellt werden. Auch die wichtigen Wär¬ 
mekraftwerke in Mariel, Tallapiedra, 
Este Habana, Cienfuegos, Rente, Nu- 
evitas und Felton konnten ihre Arbeit 
wieder aufnehmen. Der Photovoltaik- 
park Parada in Puerto Padre konnte 
zwei Tage nach den Wärmekraftwerken 
wieder ans Netz gehen. Die Strom- und 
Wärmeversorgung in den am stärksten 
betroffenen Gebiete um Matanzas, 
Sancti Spiritus, Villa Clara und Ciego 
de Avila folgten kurz darauf. In Ma- 
yabeque verloren die landwirtschaftli¬ 
chen Kooperationen den Großteil ihrer 
Bananen-, Yucca- und Maisernte. Der 
restliche Bestand wurde geerntet und 
kostenlos an die Bevölkerung verteilt. 
Ähnlich wurde in anderen betroffenen 
Regionen Kubas verfahren. 

Der erste Vizepräsident des Staats¬ 
und des Ministerrats Miguel Dfaz-Ca- 


nel Bermüdez koordinierte in Ab¬ 
sprache mit regionalen Vertretern die 
Wiederaufbaumaßnahmen. Auf einer 
Sitzung des Nationalen Verteidigungs¬ 
rates zog Raul Castro Bilanz: 1738 000 
Menschen mussten evakuiert werden, 
darunter 51000 Urlauber. 26 000 Men¬ 
schen sind noch in Evakuierungszen¬ 
tren untergebracht. Schwerer Schaden 
entstand am Wärmekraftwerk Antonio 
Guiteras in Matanzas. Das Pumpen¬ 
haus, in dem der Umlauf des Meerwas¬ 
sers für das Kühlsystem erfolgt, wurde 
von den Wellen total zerstört. 15 Über¬ 
tragungsleitungen und mehr als 3600 
Pfosten sowie 2039 Kilometer Strom¬ 
leitungen wurden vom Hurrikan zer¬ 
stört, sowie 90 Erdölbohrtürme an der 
Küste und im Land. 

20400 Bauarbeiter und 855 Bau¬ 
fahrzeuge sind für den Abtransport 
von Schutt, Reparatur von Straßen, 
Brücken und Abwasserkanälen sowie 
für die Instandsetzung von Wohnungen 
und sozialen Einrichtungen im Ein¬ 
satz. Der Wiederaufbau funktioniert, 
da man aus den Erfahrungen, die man 
in Santiago de Cuba und Guantänamo, 
die von den Hurrikans Sandy (2012) 
und Matthew (2016) heimgesucht wur¬ 
den lernen konnte. 


Überschwemmung in Havanna. 

(oben) 

Aufräumarbeiten nach Hurrikan Irma, 
(rechts) 

Internationale Hilfe 

Hilfssendungen erreichen Kuba aus der 
ganzen Welt. Mehrere lateinamerikani¬ 
sche Länder sandten Container mit Le¬ 
bensmitteln, Hygieneartikeln und me¬ 
dizinischen Gütern. Die Regierungen 
Vietnams und Tschechiens sagten finan¬ 
zielle Unterstützung zu. Solidaritätsor- 
ganisationen aus Südafrika, Paraguay 
oder Belgien sammeln Spenden für den 
Wiederaufbau. In Deutschland sammeln 
die Freundschaftsgesellschaft BRD-Ku- 
ba e.V. und die Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei (DKP). 

Christoph Hentschel 


Beim DKP-Parteivorstand, GLS-Bank, 
BIC: GENODEMiGLS, IBAN: DE63 4306 
0967 4002 4875 oi, Stichwort: Solidari¬ 


tät mit Kuba kann man für den Wieder¬ 
aufbau im sozialistischen Kuba spen¬ 
den. 


Warum gibt es eigentlich Hurrikans? 

Hurrikans sind tropische Wirbelstürme mit einer Mindestwindgeschwindig¬ 
keit von 64 Knoten (118km/h) im nördlichen Atlantik, einschließlich der Karibik 
und des Golfs von Mexiko und des Pazifiks. Hurrikans entstehen zwischen Mai 
und November jedes Jahres in der Passatwindzone zwischen 30° südlicher und 
nördlicher Breite über dem Wasser des Atlantiks oder östlichen Pazifiks bei einer 
Wassertemperatur von über 26,5 °C. Das Wasser verdunstet in großen Mengen 
und steigt auf, es bilden sich große Wolken. Die Kondensation riesiger Wasser¬ 
massen setzt enorme Mengen Energie frei und die Luft innerhalb der Wolken 
wird aufgeheizt, dehnt sich aus und steigt mit der noch nicht ausgeregneten 
Restfeuchtigkeit weiter auf. Über der warmen Meeresoberfläche entsteht ein 
Unterdrück und aus der Umgebung strömt Luft hinzu und lädt den Hurrikan 
weiter mit Energie auf. Wenn der Hurrikan auf Land stößt, verliert er rasant an 
Energie und die Wolken regnen sich sturmartig ab. Gäbe es keinejährlichen Hur¬ 
rikans im Atlantik, dann wären die großen Ebenen zwischen Rocky Mountains 
im Westen und den Apalachen im Osten der USA und bis in die kanadischen 
Provinzen Alberta, Saskatchewan und Manitoba Wüsten. 


Besonderes Verhältnis 

Myanmar, Deutschland und die EU 


DKP zu den Spannungen auf der koreanischen Halbinsel 

USA müssen 
Atomwaffen abgeben 


Die Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP) unterstreicht ihre Forderung 
nach einem umfassenden Friedensver¬ 
trag für die beiden koreanischen Staa¬ 
ten, die auch eine atomwaffenfreie Zone 
in der gesamten Region beinhaltet. Ein 
solcher Friedensvertrag schließt die 
gegenseitige Anerkennung sowie den 
Verzicht auf jede Art von militärischer 
Gewalt ein. Das wiederum hat als not¬ 
wendige Vorbedingung den Abzug aller 
militärischen Unterstützung durch Waf¬ 
fen und Soldaten seitens der Vereinig¬ 
ten Staaten für die Republik Südkorea. 
Der südkoreanische Präsident Moon 
Jae-in ist im Frühjahr von seinem Volk 
für eine Annäherung an die Koreani¬ 
sche Demokratische Volksrepublik ge¬ 
wählt worden - die USA sollten ihn auf 
diesem Weg unterstützen statt das Land 
in unkalkulierbare militärische Provo¬ 
kationen gegen die KDVR zu führen. 

Patrik Köbele, der Vorsitzende der 
DKP, stellt dazu fest: „Solange hun¬ 
derttausende US-Soldaten im Süden 
der koreanischen Halbinsel stationiert 
sind, solange der Süden hochgerüstet 
wird und immer wieder provozieren¬ 
de Militärmanöver der US-Armee und 
der südkoreanischen Armee an den 
Grenzen zur KDVR stattfinden, solan¬ 
ge muss diese einen eigenen nichtkapi¬ 
talistischen Entwicklungsweg suchende 
Volksrepublik sich gegen alle militäri¬ 
schen Bedrohungen schützen. 

Die Koreanische Demokratische 
Volksrepublik braucht Sicherheitsga¬ 
rantien. Nur so wird sie von einem Weg 
abzubringen sein, der sie notwendiger¬ 
weise und in Konsequenz aus den US- 


und NATO-Vernichtungskriegen dieses 
Jahrhunderts gegen den Irak, Libyen 
oder Syrien zur Schlussfolgerung trei¬ 
ben muss, sich einzig durch Atomwaf¬ 
fen unangreifbar machen zu können. 
Dabei berücksichtigt die Führung der 
KDVR auch, dass Atomwaffen ein ein¬ 
ziges Mal eingesetzt wurden - 1945 in 
Japan, ausgerechnet durch die USA, die 
für die KDVR die augenblicklich einzi¬ 
ge Bedrohung darstellen. Und sie erin¬ 
nert schmerzlich den Angriffskrieg der 
50er Jahre, als die Bombardements der 
USA auf Nordkorea und der Krieg zwi¬ 
schen den beiden koreanischen Staaten 
drei Millionen Todesopfer forderten. 

Auch in Deutschland, im rhein¬ 
land-pfälzischen Büchel, lagern zwan¬ 
zig Atombomben. Es ist bezeichnend, 
dass auch die Bundesregierung an den 
UN-Verhandlungen zur Ächtung der 
Atomwaffen vor wenigen Wochen nicht 
teilnahm; hier wären konkrete Schritte 
machbar gewesen, die man offensicht¬ 
lich nur von der KDVR verlangt. 

Der Atomwaffensperrvertrag ist 
keine Einbahnstraße. Vorrangig gehört 
dazu die Abschaffung der eigenen Be¬ 
stände, nicht nur das Verbot der Weiter¬ 
verbreitung. Die Deutsche Kommunis¬ 
tische Partei fordert alle Atomwaffen¬ 
staaten, und dabei in erster Linie die 
USA, auf, den Forderungen des Atom¬ 
waffensperrvertrages nachzukommen 
und die Vernichtung des eigenen Atom¬ 
waffenarsenals einzuleiten. Allein eine 
umfassende Abrüstungspolitik der 
Atomwaffenmächte kann die Weiter¬ 
verbreitung dieser Massenvernich¬ 
tungswaffen verhindern. 


Trotz der brutalen Operationen der 
myanmarischen Streitkräfte gegen die 
Rohingya-Minderheit zieht Berlin einen 
Ausbau der Militärkooperation mit My¬ 
anmar in Betracht. Wie myanmarische 
Medien übereinstimmend berichten, hat 
Bundeswehr-Generalinspekteur Volker 
Wieker im April mit General Min Aung 
Hlaing, dem Oberbefehlshaber des Lan¬ 
des, über die Ausbildung myanmari- 
scher Offiziere in Deutschland gespro¬ 
chen. Min Aung Hlaing besuchte nach 
dem Gespräch das Gefechtsübungs¬ 
zentrum Heer in Letzlingen, eine der 
modernsten Einrichtungen dieser Art 
weltweit. Zudem sind Myanmars Mili¬ 
tärs, die die Kontrolle über das Land in¬ 
nehaben, mit dem EU-Militärausschuss 
im Kontakt; dabei geht es ebenfalls um 
eine mögliche Ausbildungskooperati¬ 
on. Naypyitaw knüpft damit explizit an 
die jahrzehntelange Unterstützung der 
Bundesrepublik für die Aufrüstung der 
burmesischen Streitkräfte und die Aus¬ 
bildung von deren Soldaten an. 

Die militärpolitischen und rüstungs¬ 
industriellen Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik und Myanmar reichen 
bis in die 1950er Jahre zurück. Sie waren 
lange überaus eng mit der von 1954 bis 
1990 in Bundesbesitz befindlichen Fritz 
Werner Industrieanlagen GmbH aus 
Geisenheim (Hessen) verknüpft, die, 
wie es in einer Untersuchung über die 
deutsch-myanmarischen Beziehungen 
heißt, „für die Ausrüstung der burmesi¬ 
schen Landstreitkräfte sorgte“. 

Bereits 1958 errichtete Fritz Werner 
in Kooperation mit Rheinmetall eine 
erste Munitionsfabrik im Norden der 
damaligen Hauptstadt Yangon; zwei 
weitere Waffenfabriken, eine ebenfalls 
bei Yangon, die zweite bei Prome, folg¬ 


ten. Das Paradeprojekt der Fritz Werner 
GmbH in Burma, wie Myanmar damals 
noch hieß, ist die Herstellung des deut¬ 
schen Sturmgewehrs G3 gewesen. Die 
Lizenz dazu hatte Bonn im Jahr 1960 
erteilt. Als Übergangslösung bis zum 
Beginn der Produktion genehmigte die 
Bundesregierung 1961 die Lieferung 
von 10 000 Sturmgewehren und von 
vier Millionen Schuss Munition. Das G3 
wurde schließlich die Standardwaffe der 
burmesischen Streitkräfte. 

Die Fritz Werner GmbH, die 1990 
an Ferrostaal verkauft worden war, ist 
bis heute in Myanmar präsent. Zuletzt 
hat sie sich unter anderem an der Mo¬ 
dernisierung der Flughäfen des Landes 
beteiligt. Eigenen Angaben zufolge hat 
sie allerdings nichts mehr mit der Rüs¬ 
tungsproduktion zu tun. 

Bonn ließ sich auch durch den Mi¬ 
litärputsch des Generals Ne Win im 
Jahr 1962 und die stetige brutale Re¬ 
pression gegen Regimegegner nicht 
davon abhalten, dem Land etwa bei 
der Herstellung von Minen oder beim 
Bau einer TNT-Fabrik unter die Arme 
zu greifen. Gleichzeitig beteiligte sich 
die Bundeswehr an der Ausbildung 
von Soldaten der burmesischen Land¬ 
streitkräfte. 

Ein Resultat der überaus engen Ko¬ 
operation war, dass die burmesischen 
Streitkräfte bei der blutigen Nieder¬ 
schlagung der Massenproteste vom Au¬ 
gust 1988 deutsche G3-Sturmgewehre 
nutzten. Bei dem Massaker kamen tau¬ 
sende Oppositionelle ums Leben. G3- 
Sturmgewehre sind laut Berichten noch 
2007 eingesetzt worden, als das Militär 
erneut gegen Demonstranten einschritt. 
Auch damals fanden zahlreiche Regi¬ 
megegner den Tod. 


Inzwischen haben aber beide Seiten 
begonnen, die militärischen Kontakte 
wieder zu intensivieren. Die allgemei¬ 
ne Verbesserung der Beziehungen gebe 
schon seit längerer Zeit der Vermutung 
Raum, dass sich Kooperationschancen 
auch wieder „im militärischen Bereich“ 
ergeben könnten. Bereits Anfang Juni 
2016 hatte der Vorsitzende des EU-Mi- 
litärausschusses, General Mikhail Kos- 
tarakos, Naypyitaw bereist, um dort un¬ 
ter anderem mit dem Oberbefehlshaber 
der myanmarischen Streitkräfte, Gene¬ 
ral Min Aung Hlaing, zu konferieren. Im 
November 2016 empfing der EU-Mili¬ 
tärausschuss Min Aung Hlaing zu ei¬ 
nem Gegenbesuch. Damals hatten die 
von dem General geführten Streitkräfte 
bereits begonnen, Unruhen unter den 
Rohingya blutig niederzuschlagen; zahl¬ 
reiche Dörfer waren zerstört, Zehntau¬ 
sende vertrieben und mutmaßlich weit 
mehr als 100 Menschen getötet worden. 
Dies hielt die EU nicht davon ab, den 
myanmarischen Oberbefehlshaber zu 
empfangen - und anschließend Kos¬ 
tarakos vom 21. bis zum 24. Mai 2017 
zum zweiten Mal nach Naypyitaw zu 
entsenden. Dort verhandelte er erneut 
über militärische Ausbildungsmaßnah¬ 
men und über die mögliche Entsendung 
eines EU-Militärattaches in das südost¬ 
asiatische Land. 

Die blutigen Operationen der myan¬ 
marischen Armee gegen die Rohingya 
hielten auch die Bundesregierung nicht 
davon ab, einer Bitte Min Aung Hlaings 
zu entsprechen und den myanmarischen 
Oberbefehlshaber zu Gesprächen nach 
Berlin einzuladen. Am 27. April wurde 
er von Generalinspekteur Volker Wie¬ 
ker im Verteidigungsministerium emp¬ 
fangen. german-foreign-policy.com 
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... die exportiert werden 

D ie ewige deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel wurde seit dem Amts¬ 
antritt von US-Präsident Donald Trump als „Freiheitsstatue der westlichen 
Welt“ oder auch als „Führerin der freien Welt“ bezeichnet. Sie selbst lehnt 
solche Verantwortung ab. Sie hat schon genug damit zu tun, als „Kämpferin für 
den Freihandel“ also als Vertreterin und Gesicht der deutschen Exportwalze Ka¬ 
pitalinteressen zu vertreten. Das tut sie ganz klassisch, indem sie nicht versucht, 
allen deutschen Monopolen gerecht zu werden. Es stimmt nicht, dass Merkel nur 
im Interesse der Banken und Versicherungen sowie der Autokonzerne handelt, 
sie setzt sich aufopferungsvoll auch für die Energiemafia, die Pharmaindustrie, 
Rüstungskonzerne und Immobilienspekulanten ein. 

Sie macht das so gut, dass sie ihre bisherigen Koalitionspartner FDP und SPD 
klein gekriegt hat. Sie ist sogar so gut, dass sie in einer Phase, in der massenhaft neue 
Jobs Armut bei Vollzeit garantieren, die Partei „Die Linke“ klein halten konnte. 

Lassen wir uns von Gemüse-werfenden Enttäuschten auf den Wahlkampfveran¬ 
staltungen der CDU nicht täuschen: Merkel ist ein willkommener Gast, egal ob auf 
der Computerspielemesse Gamescom, beim Ortsverein Grevenbroich oder beim 
Besuch einer Gummibärchenfabrik an der Seite von Thomas Gottschalk. Alle freuen 
sich, wenn die Merkel ihr tristes Dasein aufwertet, das trifft auf picklige Nachwuchs¬ 
politiker der „Jungen Union“ ebenso zu wie für die arbeitslose Sophia Thomalla oder 
das ehemalige Pop-Sternchen Lena-Meyer-Landrut. Für nicht wenige ist es der Hö¬ 
hepunkt ihres bisherigen Daseins, ein Selfie mit Merkel zu ergattern. Provinzpolitiker 
der Union motzen mit einem solchen Foto alle ihre zukünftigen Wahlkampfmateri¬ 
alien auf und sie tun recht daran. 

Deshalb gehörte zu den schlimmeren Nachrichten im Wahlkampf: Die Kanzle¬ 
rin kommt nicht zu euch - ihr seid nicht wichtig genug. Horden von Funktionären 
der Jungen Union sitzen weinend vor ihrem Facebook-Account ob der verpassten 
Chance auf einen Karriereschub. Merkel ist so beliebt, sie kann es sich sogar leisten, 
sich kurz vor der Wahl bei der Automobilmesse IAA blicken zu lassen. 

Diese Fotoseite ist allen gewidmet, die im Wahlkampf nicht in den Genuss ge¬ 
kommen sind, von der Kanzlerin heimgesucht zu werden. Angela Merkel wird nun 
wieder für vier Jahre im Kapitalauftrag unterwegs sein und deshalb leider nur wenig 
Zeit für Selfies haben. Imö 


Merkel zeigt auf Medizintechnik beim 
Besuch bei einem Münchener Unternehmen 

Foto: Bundesregierung/Bergmann 


Merkel zeigt auf 
der Hannover- 
messe: „Industrie 
4.0 ist nicht 
nur ein Projekt, 
sondern wird hier 
in kompakten 
Lösungen 
angeboten“ 

Foto: Bundesregierung/ 
Steins 


zeigt auf Dinge, 
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Georg Fülberth zu Frau Merkels bisheriger Regierungszeit 

der Wahrheit 


A ngela Merkel, 1989/90 dem so¬ 
zialistischen ummauerten Land 
entronnen, merkte sofort, dass es 
neue Zwänge gab: die kapitalistischen 
Machtverhältnisse. Da hieß es weiter ar¬ 
tig sein. 

Dieser Erkenntnis trug sie Rechnung, 
als sie auf dem Leipziger Parteitag der 
CDU einen stramm marktradikalen Kurs 
durchsetzte. Im Wahlkampf 2005 kündig¬ 
te sie an, zusammen mit der FDP in die¬ 
sem Sinn „durchregieren“ zu wollen. Das 
Wahlergebnis bescherte ihr stattdessen 
zwar die SPD als Partnerin, ihre Orientie¬ 
rung musste Merkel aber nicht aufgeben. 
Die kapitalfreundliche Hauptaufgabe 
hatte ihr nämlich schon Rotgrün mit der 
Agenda 2010 abgenommen. Zusammen 
mit der SPD rettete die Kanzlerin 2008 
Banken, die sich verzockt hatten, und ver¬ 
schaffte in der Wirtschaftskrise 2009 der 
Autoindustrie mit der Abwrackprämie 
neuen Absatz. 

2009 hatte sie endlich die FDP im 
Kabinett. Deren Wunsch nach rabiaten 


Minuten 

Steuersenkungen konnte sie nicht nach- 
kommen, denn bei der Bankensanie¬ 
rung waren hohe Staatsschulden aufge¬ 
laufen. Gut fürs Kapital war die unter 
Merkel eingeführte Schuldenbremse: sie 
entspricht dem marktradikalen Leitbild 
vom schlanken Staat, der möglichst wenig 
ausgeben und einnehmen soll. Durch ei¬ 
nen Fiskalpakt wurden auch die anderen 
Eurostaaten auf einen solchen Kurs ge¬ 
zwungen. Der 2011 beschlossene Atom¬ 
ausstieg eröffnete die Perspektive auf 
eine weltweit führende Hightech-Macht 
Deutschland, die altmodische Formen 
der Energiegewinnung nicht mehr nötig 
hat. Bei Bedarf kann man das ja auch wie¬ 
der ändern. 


In der nächsten Großen Koalition - 
seit 2013 - nahm Schäuble 2015 die Rolle 
des Scharfmachers, der die ökonomische 
Strangulierung Griechenlands exekutier¬ 
te, mit Sarkasmus an. Merkel steuerte 
eine Unschuldsmiene bei. Deutschlands 
Herrschaft über West- und Südeuropa 
wurde befestigt. Wieder kamen Banken, 
die sich verspekuliert hatten, ungescho¬ 
ren davon. 

Als Merkel im September 2015 kurz¬ 
fristig die Grenzen für Geflüchtete lo¬ 
ckerte, konnte sie den Hass, der ihr ent¬ 
gegenschlug, überstehen: Der Bundes¬ 
verband der Deutschen Industrie stand 
hinter ihr. Es kommt vor, dass Humanität 
und Rendite einander nicht durchgängig 


im Weg sind. Gleich darauf machte Mer¬ 
kel durch einen schmutzigen Deal mit Er- 
dogan die Grenzen dicht. 

Beim Dieselskandal 2017 schimpfte 
sie die Konzerne ein bisschen aus, schonte 
sie in der Sache und paradierte kurz vor 
der Wahl mit ihren Lobbyisten auf der In¬ 
ternationalen Automobil-Ausstellung. Sie 
braucht sie weiterhin, nicht nur wegen ih¬ 
rer Parteispenden, sondern auch, um die 
Exportwehmeisterschaft Deutschlands 
zu sichern. 

Wer am 14. September 2017 die ZDF- 
Sendung „Klartext“ sah, erlebte nach 21 
Uhr einige Minuten der Wahrheit. Eine 
sehr gut vorbereitete, knallhart argu¬ 
mentierende Putzfrau, Petra Vogel, Ge¬ 


werkschafterin und Betriebsrätin fragte, 
weshalb sie nach einem vollen Arbeitsle¬ 
ben nur 656,55 Euro Rente zu erwarten 
habe und warum in Deutschland nicht 
eine Allgemeine Sozialversicherung 
eingeführt werde. Dort müssten dann 
die Bezieher(innen) aller Einkommens¬ 
arten einzahlen. Die Kanzlerin riet zu 
Riester. Ja, sagte ihre Kontrahentin, der 
sei der Einzige, der damit reich gewor¬ 
den sei. Sie und ihre Kolleginnen hätten 
nicht das Geld, auch dafür noch Beiträge 
zu zahlen. 

Merkel taumelte. Es ging ans Einge¬ 
machte: die Lohnnebenkosten müssen 
niedrig und damit die Profite hoch blei¬ 
ben, außerdem handelt es sich ums Ein¬ 
gemachte der privaten Versicherungs¬ 
wirtschaft. Das durfte sie nicht sagen und 
ließ sich durch den Gong des Themen¬ 
wechsels retten. 

In einem Wahlkampf hätte man das, 
was Merkel in diesen Minuten erlebte, ein 
Mediendebakel nennen können. Aber ein 
Wahlkampf fand 2017 ja nicht statt. 


1111 . 



So sehen Verfassungsfeinde aus - 

glaubt man dem hessischen Landes¬ 
amt für Verfassungsschutz. Der Geheim¬ 
dienst musste vor Gericht begründen, 
warum er Silvia Gingold auch weiter¬ 
hin bespitzeln will. Die Argumentation: 
Silvia Gingold und die VVN-BdA, bei der 
sie aktiv ist, berufen sich auf den Schwur 
von Buchenwald. Als die Häftlinge, die 
sich selbst befreit hatten, 1945 schwo- 
ren:„Die Vernichtung des Nazismus mit 
seinen Wurzeln ist unsere Losung“, hat¬ 
ten sie auch im Sinn,die im Kapitalismus 
liegenden Ursachen des Faschismus zu 
bekämpfen. Die Verfassungsschützer 
machten deshalb in ihrer Verteidigung 
gegen Gingolds Klage klar: Wer sich 
auf diesen Schwur beruft, lehne die 
„Freiheitlich-Demokratische Grundord¬ 
nung“ ab und solle sich nicht beschwe¬ 
ren, wenn ein Spitzel Mails mitliest. 
Unser Bild zeigt vom DDR-Bildhauer 
Fritz Cremer in Bronze gegossene Ver¬ 
fassungsfeinde, die an der Buchenwald- 
Gedenkstätte an den Kampf der KZ- 
Häftlinge gegen die SS erinnnern. 


Unsere Zeit ist da 

Auch ein müder Kommunist sagt die Wahrheit - Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Lucas Zeise zu Junckers Plan für die EU 


Ein Nachbar, höherer Beamter in ei¬ 
nem Ministerium der Düsseldorfer 
Landesregierung, von seiner politischen 
Grundeinstellung im Prinzip „grüner“ 
Liberaler, den ich nach längerer Zeit 
auf der Straße treffe, kommentiert die 
aktuelle Situation kurz vor der Bundes¬ 
tagswahl lakonisch so: „Mehltau hängt 
über dem Land“. Nach dem politischen 
Wechsel zu „Schwarz-Gelb“ am Rhein 
sprechen für ihn alle Zeichen für eine 
gleiche Konstellation auch in Berlin. 
Aber vielleicht gebe es auch eine Wei¬ 
terführung der „GroKo“. Einen inhalt¬ 
lichen Unterschied vermag er nicht zu 
sehen. Die „SPD-Granden“ seien be¬ 
reit für ihren Postenerhalt jeden Kom¬ 
promiss einzugehen und jede Kröte zu 
schlucken. Merkel sei in einer abso¬ 
lut komfortablen Situation, sie könne 
mit mehreren Bällen gleichzeitig jon¬ 
glieren. Was immer auch letzten Endes 
rauskomme, die nächste Kanzlerschaft 
unter Angela M. sei „gesetzt“. Und mit 
Martin Schulz sei es ganz sicher nach 
dem 24. 9. wieder vorbei. 

Dass die DKP wieder auf dem 
Stimmzettel steht, hat er mitbekommen. 
Er findet das sympathischer als unsere 
jahrelange Nichtkandidatur. „Das wur¬ 
de höchst Zeit. Man würde euch sonst 
bald endgültig vergessen.“ Viel „brin¬ 
gen“ werde es natürlich nicht. Aber er 
wünsche mir persönlich „nicht zu viel 
Frust“ am Wahlabend. 

Ich beruhige ihn. Ich sei frusterprobt 
und hätte einige Tage vorher als Num¬ 
mer 4 auf der Landesliste NRW der 
DKP im Interview, das der WDR mit 
allen Kandidaten geführt hat, zu Be¬ 
ginn gleich erklärt, dass ich schon des¬ 
halb nicht in die Verlegenheit käme, als 
womöglich ältester gewählter Abgeord¬ 
neter die konstituierende Sitzung des 
nächsten Bundestages eröffnen zu müs¬ 


sen. Mit einem kommunistischen Nach¬ 
folger für Clara Zetkin als Alterspräsi¬ 
dentin des damaligen Reichstages wer¬ 
de es wohl sowieso nichts. 

Mein Statement beim WDR sollte 
eigentlich sarkastisch klingen, und auch 
die folgenden vier Minuten, die mir für 
die Beantwortung von 25 Fragen zur 
Verfügung standen, wollte ich nicht so 
bierernst über mich ergehen lassen. Im 
Wettkampf mit dem laufenden Uhrzei¬ 



ger diesen Fragenkatalog durchzuhe¬ 
cheln, den sowieso niemand in vier Mi¬ 
nuten vernünftig beantworten konnte, 
hielt ich für verlorene Zeit. Stattdessen 
argumentierte ich zu den Schwerpunk¬ 
ten Kinderarmut, Armut im Alter, Ren¬ 
tenbeschiss und gegen Bundeswehrein¬ 
sätze. 

Vor allem betonte ich, dass die Wahl 
der DKP eine politische Demonstrati¬ 
on sei. „DKP wählen ist wie auf eine 
Demo gehen“ sagte ich in die surrende 
Kamera. Die junge WDR-Journalistin 
ließ mich gewähren und unterbrach 


mich nicht. Vielleicht hatte sie ein we¬ 
nig Mitleid mit diesem so müde wirken¬ 
den kommunistischen Kandidaten. - So 
nahm ich mich später bei einem Durch¬ 
lauf der vier Minuten-Sendung zumin¬ 
dest selbst wahr. 

Aber warum sollte nicht auch ein 
müder Kommunist eine politische 
Wahrheit aussprechen? Meine Patien¬ 
ten melden mir nach Therapiestunden 
oft zurück, dass ich „immer so ruhig“ 
und damit auf sie „beruhigend“ wirke. 
Hoffentlich aber verwechseln DKP- 
Wähler Ruhe nicht mit Resignation. 

Denn wenn es etwas wirklich Ent¬ 
scheidendes aus diesem Wahlkampf 
weiterzugeben gibt, dann ist es die Er¬ 
fahrung, dass sich jeder Infostand, jedes 
Gespräch um eine Unterschrift, jedes 
verteilte Wahlprogramm und auch jedes 
aufgehängte Plakat gelohnt hat. Auch 
wenn man - nicht allein wegen des Wahl¬ 
kampfes - in diesen, für manche politisch 
so „bleiern“ wirkenden Zeiten - nicht mit 
einem „Linksruck“ und auch nicht mit 
signifikanten Stimmerfolgen für unsere 
Partei rechnen kann. Das Wahlergebnis 
sollte und wird wahrscheinlich auch nicht 
die herrschende Kapitalistenklasse dar¬ 
über hinwegtäuschen, dass es in vielen 
Köpfen und Herzen rumort. Das Wahl¬ 
ergebnis wird dies wahrscheinlich nicht 
wirklich abbilden. „So wie es ist, kann es 
nicht bleiben“ - diese Stimmung wird 
aber stärker werden. Ganz egal, wie die¬ 
se Wahlen ausgehen und ganz egal, ob A. 
Merkel als weiblicher Wiedergänger des 
alten Kohl dessen Kanzlerschaftsrekord 
einstellen wird. 

Unsere Zeit wird nicht erst „kom¬ 
men“. Die Zeit ist da. Antikapitalisti¬ 
sche, kommunistische Antworten und 
Positionen sind gefragt. Egal wie müde 
man manchmal ist - oder auch nur 
wirkt. 


Abgelehnt 

Jean-Claude Juncker ist Kommissions¬ 
präsident und schon deshalb überzeug¬ 
ter EU-Europäer. Seine Antwort auf die 
Krise des Staatenbundes lautet seit jeher: 
Mehr von dem, was wir schon Schlimmes 
gemacht haben. Das war der Tenor seiner 
jährlichen Rede vor dem EU-Parlament 
in Straßburg. Also mehr Zentralisation, 
soll heißen mehr Macht für den Kommis¬ 
sionspräsidenten, der zugleich Präsident 
des ganzen Vereins werden soll. In den 
Hauptstädten kam diese Forderung nicht 
gut an. Die Regierungen, die wie Berlin, 
formal über den Europäischen Rat schon 
jetzt bestimmen, wo es lang geht, schät¬ 
zen eine starke Figur in Brüssel nicht. 
Die Mehrheit der anderen erwartet von 
einem mit eigener Macht ausgestatte¬ 
ten Präsidenten ebenfalls keine Vorteile. 
Dieser Plan Junckers wird also vermut¬ 
lich nichts. 

Zweitens mehr Integration: Juncker 
ist der Meinung, dass die Währungsuni¬ 
on alle EU-Länder erfassen soll. Auch 
die Staaten, die den Euro bisher nicht 
haben, sollen ihn zu ihrer Währung 
machen. Auch das stieß nicht auf Be¬ 
geisterung. Der deutsche Finanzminis¬ 
ter Wolfgang Schäuble ließ verlauten, 
Herr Juncker habe nur die Rechtslage 
dargestellt. In der Tat sollen nach den 
EU-Verträgen, mit Ausnahme Däne- 


Anlässlich des 150. Jahrestages der He¬ 
rausgabe des 1. Bandes von Karl Marx’ 
Hauptwerk „Das Kapital“ hat man sich 
in den Redaktionen verschiedener Me¬ 
dien darüber Gedanken gemacht, wie 
es denn möglich sein kann, dass dieses 
Werk, zumal es keine leichte Lektüre ist, 
heute immer noch existiert und sogar ge¬ 
lesen wird. Die Antwort darauf ist recht 
einfach: In diesem Buch - und in den fol¬ 
genden Bänden 2 und 3 - erläutert Karl 
Marx die Funktionsweise des Kapitalis¬ 
mus. Er weist zum Beispiel nach, dass die 
Grundlage dieser Gesellschaftsordnung 
auf der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen beruht, und er erklärt, 
dass der Profit, ohne den ein Kapitalist 
absolut nichts unternimmt, nicht durch 
den Verkauf einer Ware, sondern eben 
dadurch entsteht, dass sich der Eigentü¬ 
mer der Produktionsmittel, also der Ka¬ 
pitalist, den Teil der Arbeit aneignet, der 
vom Arbeiter geleistet, für den er jedoch 
nicht bezahlt wird. 

Das war vor 150 Jahren nicht we¬ 
sentlich anders als heute, nur haben sich 
heute die Methoden der Ausbeutung 
sehr stark verfeinert, ebenso wie die 
Methoden ihrer Verschleierung. Wurde 
zu Marx’ und Engels’ Zeiten eine beson¬ 
dere Schärfe der Ausbeutung vor allem 


marks und Britanniens, die ein Sonder¬ 
recht erwirkt haben, alle EU-Mitglieder 
den Euro als ihre Währung annehmen. 
Formal sind sie auch jetzt schon an der 
Europäischen Zentralbank beteiligt, 
die den Euro herausgibt. Wie Schäuble 
weiß und wie man an der EU gut nach¬ 
vollziehen kann, richten sich Realität, 
Ökonomie und Politik nicht nach der 
Rechtslage. 

Abgesehen von Sigmar Gabriel 
(„Juncker weist den richtigen Weg für die 
Einheit des Kontinents“) war die Reak¬ 
tion in Deutschland auf Juncker eher ab¬ 
weisend. Die Regierung und die übrigen 
EU-Freunde teilen die von ihm formu¬ 
lierten Ziele. Sie wollen auch eine star¬ 
ke und expansive, imperialistische EU. 
Aber nicht auf dem von Juncker genann¬ 
ten Weg. Dass der Euro den schwäche¬ 
ren EU-Staaten schadet, formulierte für 
die „Linke“ deren Fraktionsvorsitzende 
Wagenknecht: Juncker sei „von allen gu¬ 
ten Geistern verlassen“. Bereits jetzt zer¬ 
störe die Währungsunion in vielen Län¬ 
dern Industrie und Arbeitsplätze. Damit 
hat sie recht. Für Länder wie Rumänien 
oder Bulgarien wäre die Einführung des 
Euro eine noch schlimmere Katastrophe 
als für Griechenland. Das wollen im Mo¬ 
ment nicht einmal die deutschen Export¬ 
konzerne. Also abgelehnt. 


durch lange Arbeitszeiten und durch Kin¬ 
derarbeit gekennzeichnet, so ist es heute 
zum Beispiel die Tatsache, dass selbst sol¬ 
che grundlegenden Dienstleistungen wie 
die Gesundheitsfürsorge und die Bildung 
auch Gewinn abwerfen sollen. 

Im Kapitalismus ist buchstäblich alles 
eine Ware, mit der ein privater Kapitalist 
Profit machen kann. Pervers im Vergleich 
zu den Zeiten des entstehenden Kapita¬ 
lismus ist allerdings, dass auch sogenann¬ 
te „Produkte“, die niemand produziert 
und die ihrerseits nichts produzieren, 
schier unendlichen Profit einbringen, wie 
zum Beispiel „Finanzprodukte“. Noch 
perverser ist, dass durch die rücksichtslo¬ 
se kapitalistische Produktion Schritt für 
Schritt unsere gesamte Umwelt zerstört 
wird. Aber es wird nichts unternommen, 
um diese Zerstörung aufzuhalten - weil 
das keinen Profit bringt. 

Es gibt nur ein Konzept gegen diese 
unheilvolle Entwicklung: Den Besitzen¬ 
den der wichtigsten Produktionsmittel 
muss dieser Besitz genommen werden, 
damit der Gewinn aus jeglicher sinnvol¬ 
ler Arbeit nicht privaten Kapitalisten, 
sondern den Produzierenden und allen 
Menschen zugute kommt und der Profit 
nicht mehr das Maß aller Dinge ist. Dafür 
stehen die Kommunisten. 


Uli Brockmeyer zu Marx ’ „Das Kapital“ 

Die Kommunisten und 
die Zukunft 
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Dieses Land nennt sich gerne Demokratie 

Demokratie: Dekor, Transformation und Hoffnung • Von Ekkehard Lieberam 


Ist eine Demokratie 
in der man nicht sagen darf, 
dass sie keine 
wirkliche Demokratie ist, 
wirklich eine 
wirkliche Demokratie. 

(Erich Fried, 
Zur Kenntlichkeit, 1975-1977) 

Z ur Bundestagswahl 2017 lässt z.B. 
die Landeszentrale für politische 
Bildung in Baden-Württemberg 
keinen Zweifel daran: „Deutschland ist 
eine Demokratie“ Jeder dürfe Abge¬ 
ordnete wählen. Und alle Abgeordne¬ 
ten zusammen bildeten die Volksver¬ 
tretung Bundestag. Die kritische Web¬ 
site „Bundestagswahl 2017“ sieht das 
etwas anders. Das Wahlsystem sei un¬ 
übersichtlich. Nur der Bundestag, aber 
nicht Bundesrat, Bundesverfassungsge¬ 
richt und Bundespräsident würden ge¬ 
wählt. Außerdem bestehe in Wirklich¬ 
keit eine Lobbykratie. Allein in Berlin 
würden 5000 Lobbyisten für ein Primat 
„der wirtschaftlichen Interessen“ in Po¬ 
litik und Gesetzgebung sorgen. 

Die Bundesrepublik nennt sich ger¬ 
ne Demokratie. In Wahlen entschei¬ 
det das Volk angeblich über Macht auf 
Zeit. An den Schulen wird das so gelehrt. 
Zweifel sind angebracht. Dass sie nicht 
allzu laut werden, dafür sorgt ein tägli¬ 
ches, insgesamt sehr erfolgreiches pro¬ 
pagandistisches Verwirrspiel. Im Arse¬ 
nal der bürgerlichen Propaganda ist die 
Karriere des Demokratiebegriffs unge¬ 
brochen. Im Namen der „abwehrberei¬ 
ten Demokratie“ denunzieren die Ämter 
für Verfassungsschutz (auch in Thürin¬ 
gen!) jährlich die DKP, antifaschistische 
Organisationen und allein fünf Zusam¬ 
menschlüsse in der Partei „Die Linke“ 
(Kommunistische Plattform, Antikapita¬ 
listische Linke, Sozialistische Linke, Ge- 
raer Sozialistischer Dialog und Cuba Si) 
als verfassungsfeindlich. Der Demokra¬ 
tiebegriff wird zur ideologischen Keule 
gegen demokratische Bewegungen. 

Der Begriff Demokratie diente 
auch als Rechtfertigung für inszenierte 
„bunte Revolutionen“, gegen die „Dik¬ 
taturen“ im Irak, in Libyen und Syrien. 
Aktuell hat Donald Trump mit der Be¬ 
gründung, Venezuela sei eine „Diktatur“, 
Wirtschaftssanktionen und eine Finanz¬ 
blockade gegen dieses Land verhängt. 
Er lässt Teile der Opposition mit Waf¬ 
fen ausrüsten und droht zugleich mit di¬ 
rekter militärischer Gewalt. Demokra¬ 
tie statt Sozialismus wurde nach 1917 zur 
Losung der Konterrevolution. 

Kampf um Demokratie ist aber zu¬ 
gleich Aufgabe und Losung der Unter¬ 
privilegierten und Ausgebeuteten. Sozi¬ 
alisten und Kommunisten kämpfen ge¬ 
gen den Abbau demokratischer Rechte, 
für Demokratie als „individuelle und 
kollektive Selbstbestimmung“ der Men¬ 
schen über die eigenen Angelegenhei¬ 
ten, (Vgl. Uwe-Jens Heuer, Marxismus 
und Demokratie in der Geschichte des 
Sozialismus. Z., Nr. 30/Juni 1997, S. 106.) 
für eine Demokratisierung des politi¬ 
schen Systems und der Wirtschaft, um 
den Weg zu einer neuen, sozialistischen 
Gesellschaft zu öffnen und eine sozialis¬ 
tische Demokratie zu schaffen, die die 
Wirtschaft als wichtigsten Bereich der 
Gesellschaft einschließt und der bürger¬ 
lichen überlegen ist. 

Bürgerliche Demokratie 
als Herrschaftsform 

Der Demokratiebegriff ist so ein hart 
umkämpfter und ein vielschichtiger Be¬ 
griff. Art. 20 Abs. 2 Grundgesetz defi¬ 
niert Demokratie als Strukturprinzip des 
Staates, nach dem alle „Staatsgewalt... 
vom Volke aus(geht)“. Dazu gibt es eine 
den Herrschenden genehme Auslegung. 
Danach gehen die gegebenen Herr¬ 
schaftsverhältnisse über Wahlen „vom 
Volke“ aus, sind also von diesem „her¬ 
zuleiten“. Dazu gibt es aber auch eine 
„linke“ Interpretation, die das verfas¬ 
sungsrechtliche Demokratieprinzip als 
Sollbestimmung in Richtung einer rea¬ 
len Volksherrschaft auffasst. Sie versteht 
das Demokratieprinzip als Aufgabe, die 
politische Herrschaft des Volkes zu re¬ 
alisieren, eine zunehmende „Teilhabe 


des Volkes“ durchzusetzen bzw. schließ¬ 
lich eine „Selbstregierung des Volkes“ 
zu verwirklichen. In der Debatte um das 
Wesen der Demokratie, in den sozialen 
und politischen Klassenauseinanderset¬ 
zungen der beiden Grundklassen und 
in den Kontroversen zwischen deren 
gegensätzlichem Staatsverständnis tref¬ 
fen diese Bedeutungen immer aufs Neue 
aufeinander. 

Sehen wir uns zunächst das Verhält¬ 
nis der Herrschenden zur Demokratie 
an. 

Für die Kapitalistenklasse ist heute 
(im Unterschied zur Situation Anfang 
der vierziger Jahre des 20. Jahrhunderts 
als die Hälfte der westeuropäischen 
Länder offen terroristische Diktaturen 
waren) die parlamentarische (bzw. die 
präsidiale oder semipräsidiale) Demo¬ 
kratie mit allgemeinen Wahlen in allen 


entwickelten kapitalistischen Staaten 
zur Form der Kapitalherrschaft gewor¬ 
den. Das ist Dekor, aber auch real, weil 
mit neuen Herrschaftstechniken verbun¬ 
den, die mittels der parlamentarischen 
Demokratie möglich geworden sind. 

Der kapitalistische Klassencharak¬ 
ter der bestehenden Herrschaft wird 
verhüllt. Herrschaft erscheint als ein 
Resultat von in Wahlen miteinander 
um „die Macht“ konkurrierender Par¬ 
teieliten und bleibt so den meisten Men¬ 
schen als Klassenherrschaft verborgen. 
Die bestehenden Herrschaftsverhält¬ 
nisse werden als „Herrschaft mit Zu¬ 
stimmung des Volkes“ (Peter Graf Kiel- 
mansegg) legitimiert. „Immer, wenn die 
demokratischen Institutionen in der 
Lage schienen, die kapitalistische Ord¬ 
nung aufrecht zu erhalten, hat man sie 
auch beibehalten“, schrieb der franzö¬ 
sische Politologe Maurice Duverger 
Anfang der siebziger Jahre (Demokra¬ 
tie im technischen Zeitalter, München 
1973, S. 144.). Bereits 1917 verwies Le¬ 
nin darauf, dass die „demokratische Re¬ 
publik“ die „denkbar beste Hülle des 
Kapitalismus“ ist, nachdem das Kapital 
„von dieser besten Hülle Besitz ergriffen 
hat“, so „dass kein Wechsel der Personen 
noch der Institutionen noch der Partei¬ 
en der bürgerlich-demokratischen Re¬ 
publik, diese Macht erschüttern kann.“ 
(W.I. Lenin, Staat und Revolution, LW, 
Bd. 25, Berlin 1981, S. 405.) 

Die parlamentarische Demokratie 
hat sich aber nicht nur als mit der Ka¬ 
pitalherrschaft vereinbar erwiesen. Sie 
entpuppte sich auch als eine erfolgrei¬ 
che „Methode“ des Regierens (Joseph 
Schumpeter) mit neuen Vorteilen: als ein 
System von Institutionen und Struktur¬ 
prinzipien (Wahlen, Parteienstaat, parla¬ 
mentarische Verantwortlichkeit der Re¬ 
gierung, Grundrechte, Teilung und Kon¬ 


trolle der Gewalten), das als politisch 
brauchbarer „Konfliktregulierungsme¬ 
chanismus“ (Ralph Dahrendorf) funk¬ 
tioniert, mit dem es gelingt, immer wie¬ 
der antikapitalistische Gegenkräfte (die 
Grünen, die Partei „Die Linke“) zu inte¬ 
grieren, deren Parteien und Organisati¬ 
onen zu „mäßigen“. Sie wurde (nicht zu¬ 
letzt durch die Wahlen) zu einem „Früh¬ 
warnsystem“, das den Herrschenden die 
Zunahme gesellschaftlicher Konflikte si¬ 
gnalisiert und zugleich „Auslass und Ka¬ 
näle für die Flut“ (Helmut Schmidt) für 
Krisenzeiten bereit hält. Auch mit den 
politischen Grundrechten, einschließlich 
des Wahlrechts, kommen die Herrschen¬ 
den recht gut zurecht. Dafür sorgt die 
Meinungsmanipulation. 

Im „goldenen Zeitalter“ des Ka¬ 
pitalismus bis Mitte der siebziger Jah¬ 
re entwickelte sich die parlamentari¬ 


sche Demokratie unter dem Druck von 
Klassenkämpfen und vor allem der Sys¬ 
temauseinandersetzung fast überall zu 
einem asymmetrischen (weil die Herr¬ 
schaftsverhältnisse nicht in Frage stel¬ 
lenden) sozialstaatlichen Klassenkom¬ 
promiss zwischen Kapital und Arbeit. Im 
Zuge der neoliberalen Kapitaloffensive 
haben die Regierenden mittlerweile die¬ 
sen Kompromiss auf ein niedrigeres Ni¬ 
veau abgesenkt und wollen ihn weiter 
absenken. 

Transformation und 
Niedergang der 

parlamentarischen Demokratie 

„Die heutige Demokratie ist als (Ak¬ 
tualität) (vorläufige) aktuelle Aufgip- 
felung einer Jahrhunderte langen Ent¬ 
wicklung, die eines manipulierten, mit 
Hilfe von Manipulation herrschenden 
Imperialismus“ (Georg Lukacs, Sozia¬ 
lismus und Demokratisierung, Frank¬ 
furt/Main 1987, S. 24.), schätzte Georg 
Lukacs vor mehr als 30 Jahren ein. 

Die Transformation der parlamenta¬ 
rischen Demokratie zu einer für das Ka¬ 
pital brauchbaren Herrschaftsform und 
Herrschaftsmethode war nicht zuletzt 
auf vielfältige Weise durch den Einbau 
autoritärer, offen antidemokratischer 
Strukturen gekennzeichnet. Zahlreiche 
Regierungsinstitutionen, Geheimdiens¬ 
te und „unsichtbare Regierungen“, ein 
mächtiger Überwachungsstaat operie¬ 
ren mit diktatorischen Methoden au¬ 
ßerhalb der Reichweite parlamenta¬ 
rischer Institutionen und öffentlicher 
Kontrolle. Die bürgerlichen Massen¬ 
medien sind zu Regierungsinstitutionen 
geworden. Fast alle Parlamentsparteien 
orientieren sich an den Interessen der 
„Wirtschaft“. 

Mit der Internationalisierung der 
Herrschaftsstrukturen des Kapitals wur¬ 


den überdies zahlreiche Kompetenzen 
der nationalen Parlamente, vor allem 
das Budgetrecht und das Recht auf Ge¬ 
setzgebung massiv eingeschränkt. Von 
den Rechtsakten der Bundesrepublik 
stammten nach Roman Herzog in den 
neunziger Jahren 84 Prozent aus Brüs¬ 
sel und nur 16 Prozent aus Berlin. Die 
Staats- und Regierungschefs der NATO 
(für die BRD die Bundeskanzlerin!) leg¬ 
ten 2014 fest, innerhalb von zehn Jah¬ 
ren ihren jeweiligen Rüstungsetat auf 
zwei Prozent des Bruttoinlandprodukts 
(BRD 2015:1,18 Prozent) zu erhöhen. 
Das wäre für die Bundesrepublik gegen¬ 
über 2014 eine reale Erhöhung der Rüs¬ 
tungsausgaben auf etwa das Doppelte! 

Mit den anhaltenden Verwertungs¬ 
schwierigkeiten des Kapitals im Zuge 
der dritten industriellen Revolution, 
aber auch der nicht zu übersehenden 


Krise des Widerstands der Lohnarbei¬ 
ter bei der Verteidigung ihrer Interes¬ 
sen, prägte sich der Klassencharakter 
der bürgerlichen Demokratie weiter 
aus. Es kam zur Kürzung von sozialen 
Rechten und Arbeiterrechten. Gera¬ 
de im Zusammenhang mit den Protes¬ 
ten gegen den G20-Gipfel in Hamburg 
zeichnet sich unter anderem eine Ver¬ 
schärfung des politischen Strafrechts, so 
der Bestimmungen über den Landfrie¬ 
densbruch, ab. 

Die Staatspolitik folgte mit der 
Agenda 2010 devot den Wünschen des 
Großkapitals und „liberalisierte“ den 
Arbeitsmarkt, worauf unter anderem 
die Reallöhne der Geringverdiener zwi¬ 
schen 1995 und 2015 bis zu 10,7 Prozent 
zurückgingen. (Vgl. Eva Roth, Wertver¬ 
fall, ND vom 2J3. September 2017.) 

Derzeit gibt es im Bundestag wieder 
(nachdem dies von 1953 bis 1990 nicht 
mehr der Fall war) mit der „Die Linke“ 
eine Fraktion, die als parlamentarische 
Opposition die Interessen der Lohnar¬ 
beiter und die im Grundgesetz fixierten 
demokratischen Rechte gegen das Ka¬ 
pital und die staatliche Repressivgewalt 
verteidigt. Nach den Bundestagswahlen 
2017 wollen führende Politiker dieser 
Partei möglichst mitregieren (wenn dies 
rechnerisch möglich sein sollte), womit 
die herrschende Klasse die parlamenta¬ 
rische Demokratie wieder voll im Griff 
hätte. 

Derzeit gibt es international etwa 
20 000 Bücher, die sich mit der parla¬ 
mentarischen Demokratie und ihrem 
Schicksal beschäftigen, deren Verände¬ 
rungen untersuchen und beschreiben. 
Auf zwei sei hier besonders verwiesen: 
auf die Publikationen des linken Politik- 
Wissenschaftlers Colin Crouch, der vor 
einigen Jahren über die Herausbildung 
einer „Postdemokratie“ schrieb (Colin 


Crouch, Postdemokratie, Frankfurt am 
Main 2008.) und auf ein vor zwei Mo¬ 
naten bei „edition ost“ erschienenes 
Buch des marxistischen Staatsrechtlers 
Herbert Graf (Herbert Graf, Von der 
Demokratie zur Agonie, Berlin 2017.) 
über die Entwicklung von der „Demo¬ 
kratie zur Agonie“. Colin Crouch macht 
besonders auf die „innere Aushöhlung 
der Demokratie“ aufmerksam, wobei 
dieser Prozess noch im vollen Gange 
sei. Er verweist darauf, dass die demo¬ 
kratischen „Rituale“ fortbestehen und, 
obwohl nahezu irrelevant, so funkti¬ 
onieren als ob sie noch „das tragende 
Skelett des Staates“ seien. Eine wichti¬ 
ge Ursache dafür sieht er zu Recht im 
„Niedergang der traditionellen Arbei¬ 
terklasse“. (Colin Crouch, S. 70. Vgl. auch 
Ekkehard Lieberam, Krise und Manöv¬ 
rierfähigkeit der parlamentarischen De¬ 
mokratie, Bergkamen 2012, S. 27ff.) Graf 
verweist darauf, dass mit dem wachsen¬ 
den Heer der Lobbyisten die „Macht 
der Wirtschaft“ zur Allmacht gewor¬ 
den ist. Hinzu gekommen seien Staats¬ 
schulden und Schuldenbegleichung als 
„Fesseln demokratischen Handelns“ als 
realer Hintergrund für das von Angela 
Merkel geprägte Wort von der markt¬ 
konformen Demokratie. (Herbert Graf, 
S. 47ff. und S. 140ff.) 

Demokratisierung als 
antikapitalistische Alternative 

Lenin schreibt in „Staat und Revoluti¬ 
on“ nicht nur, dass die demokratische 
Republik die beste Hülle des Kapita¬ 
lismus ist, sondern, dass „diese Form 
der Unterdrückung“ für das Proletariat 
auch eine positive Seite hat: „Eine brei¬ 
tere, freiere, offenere Form des Klassen¬ 
kampfes und der Klassenunterdrückung 
bedeutet für das Proletariat eine riesige 
Erleichterung im Kampf um die Aufhe¬ 
bung der Klassen überhaupt 5(LW, Bd, 
25, S. 467) Im Kampf für ihre unmittel¬ 
baren sozialen Interessen, wie im Kampf 
für grundlegende soziale Reformen und 
für eine andere Gesellschaft bietet die 
parlamentarische Demokratie der Ar¬ 
beiterklasse trotz ihrer Transformation 
vielfältige Möglichkeiten. Sie muss sie 
nur tatsächlich nutzen. 

Wenn heute im Bundestagswahl¬ 
kampf bei dem „Schlagabtausch“ der 
Spitzenkandidaten gähnende Lange¬ 
weile aufkommt, von Fassaden-Demo- 
kratie gesprochen wird, so gibt es da¬ 
für vor allem eine Ursache: den Nieder¬ 
gang der Arbeiterklasse als politischer 
Akteur, als für ihre Interessen kämp¬ 
fende Klasse. Kampf um Demokratie 
bedeutet deshalb vor allem Kampf um 
Aufklärung über die politischen Zu¬ 
stände, um politische, gewerkschaftli¬ 
che und geistig-kulturelle Gegenmacht, 
um Hegemonie gegen das Kapital, ins¬ 
gesamt um eine Veränderung der Klas¬ 
senmachtverhältnisse, die es ermög¬ 
licht, entschieden stärker die Interessen 
der Arbeiter in den politischen Prozess 
einzubringen und zumindest teilweise 
durchzusetzen. 

Die Zukunft der bürgerlichen parla¬ 
mentarischen Demokratie ist ungewiss. 
Unverkennbar drohen im 21. Jahrhun¬ 
dert weitere autoritäre Deformationen. 
Die Gefahr eines neuen Faschismus 
wird im Krisenkapitalismus zunehmen. 
Abwehrkämpfe gegen den Abbau de¬ 
mokratischer Rechte und Kämpfe für 
die Demokratisierung von Gesellschaft 
und Wirtschaft werden notwendiger 
denn je. Dabei dürfen sich die Linken 
nicht der Illusion hingeben, ein mehr 
an Demokratie könne irgendwann den 
Sozialismus bringen. Mit der Demokra¬ 
tiefrage müssen sie immer zugleich die 
Eigentumsfrage und die Machtfrage 
stellen: „Für sich genommen wird kein 
Demokratismus den Sozialismus brin¬ 
gen. Im Leben aber wird der Demo¬ 
kratismus nicht ,für sich genommen’, 
sondern mit anderen Erscheinungen 
,zusammengenommen’, er wird seinen 
Einfluss auf die Ökonomik ausüben, 
ihre Umgestaltung fördern, dem Ein¬ 
fluss der ökonomischen Entwicklung 
unterliegen usw. Das ist die Dialektik 
der lebendigen Geschichte.“ (Ebenda, 
S. 466) 



Blockupy 2013, Umgang mit Grundrechten: Polizeiabsperrungen vor der EZB in Frankfurt am Main, um Proteste zu 
verhindern. Am 2. Juni kesselte die Polizei kurz nach Beginn fast 1 000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Blockupy- 
Demonstration gegen die EZB ein. Die letzten Demonstrantinnen und Demonstranten wurden erst nach neun Stunden 
aus dem Kessel entlassen. 
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Kunst und Geld 

Die „documenta 14“ mit satten Schulden 



Kultursplitter 


Beleidigt 

Der Göttinger Kirchenhistoriker Tho¬ 
mas Kaufmann bilanziert vor Ab¬ 
schluss der Feiern zu den 500 Jahren 
seit den 95 Thesen eines Martin Lu¬ 
ther, diese seien ein „vergeigtes Jubi¬ 
läum“. Die Jubiläumsblase mit ihren 
fantastischen Zielen eines „Sommer¬ 
märchens“, des Entstehens einer „Ge¬ 
neration 2017“ und eines Wachsens 
der evangelischen Kirche gegen den 
Trend sei geplatzt, schreibt er weiter. 
Die Besuchererwartungen seien völ¬ 
lig überzogen gewesen und verfehlt 
worden. Der Grund für die aus seiner 
Sicht schlechte Bilanz des Festjahres 
sei, dass die Evangelische Kirche in 
Deutschland die akademische Theolo¬ 
gie von der Planung für das Jubiläums¬ 
jahr ausgeschlossen habe. Gottseidank 
lässt uns der gelehrte Herr wissen, wel¬ 
che eigenen Interessen und die seiner 
wohl ebenfalls nicht einbezogenen 
Kolleginnen und Kollegen ihn so zor¬ 
nig machen. Ob der ganze Aufwand 
einschließlich einer „Sonderbotschaf¬ 
terin“ Margot Käßmann mehr Erfolg 
gehabt hätte, wenn Theologen in rei¬ 
cher Zahl gefragt worden wären, darf 
doch wohl bezweifelt werden. 


Besorgt 

Die Forschungsstelle „Entartete 
Kunst“ an der Freien Universität (FU) 
Berlin ist auch für das kommende Jahr 
sichergestellt. Wie Kulturstaatsministe¬ 
rin Monika Grütters (CDU) mitteilte, 
will sie die Forschungsstelle erneut aus 
dem Bundeskulturhaushalt 2018 finan¬ 
zieren. Ab 2019 will die Freie Univer¬ 
sität selbst die Finanzierung der Stelle 
übernehmen. Das war zwar schon vor 
Jahren die Absicht und auch so geplant, 
warum die FU dies nicht hinbekommt 
ist unklar. Schließlich geht es um die 
Forschung der Methoden faschistischer 
Kunstpolitik, vor allem die Geschich¬ 
te und Folgen der Beschlagnahme mo¬ 
derner Kunstwerke in deutschen Mu¬ 
seen durch die Faschisten im Jahr 1937. 
Ebenfalls wird die noch lange wichti¬ 
ge „Provienzforschung“ aktiv betrie¬ 
ben, um die Raubkunst und ihre spä¬ 
tere Verschleierung aufzudecken. Die 
Hansestadt Hamburg hat ebenfalls 
eine solche Forschungseinrichtung an 
ihrer Uni, die finanziert sich aber selbst 
und kann planvoll arbeiten. 


A m letzten Sonntag schloss die 
„documenta 14“ in Kassel ihre 
Tore. Der Bücher-Parthenon, ei¬ 
nes der auffälligsten Ausstellungsstü¬ 
cke, wird schon seit Tagen abgetragen. 
Und: Die erste „documenta“ an zwei 
Standorten muss womöglich auch noch 
Schulden abtragen, zum Ende wird of¬ 
fenbar, dass die Kunstausstellung nur 
durch eine Sieben-Millionen-Bürg- 
schaft vor der Pleite bewahrt werden 
konnte. Schuld daran seien vor allem 
der Aufsichtsrat - und der künstleri¬ 
sche Leiter Adam Szymcyk, so das bür¬ 
gerliche Feuilleton. Natürlich kann man 
Kunst nicht allein nach finanziellen Kri¬ 
terien bemessen. Aber man kann auch 
nicht so tun, als würde Geld keine Rolle 
spielen. Die „documenta“ ist auch ein 
Wirtschaftsunternehmen, mit einem 
begrenzten Budget. Dieses auszureizen 
und jetzt mit dem Finger auf andere zu 
zeigen, ist nicht die feine Art. 

Und im gleichen Atemzug darauf 
hinzuweisen, dass man jetzt die Unab¬ 
hängigkeit der „documenta“ vor Ver- 
einnahmung der Politik schützen müs¬ 
se, zeigt, wie angeschlagen der künstle¬ 
rische Leiter Adam Szymcyk ist. Denn 
diese „documenta“ ist bei der veröf¬ 
fentlichten Kritik durchgefallen. Sie 
wird fast schon mit Häme überschüttet. 
Sie wurde bereits zur „bestgehassten 
documenta“ erklärt. Während die glei¬ 
chen Kulturjournalisten in ihren Blät¬ 
tern bei der Vorstellung von Konzept 
und Programmatik vor Jahren sich vor 
Begeisterung und Zustimmung nicht 
halten konnten, will man davon heute 
nichts mehr wissen. Der frühere künst¬ 
lerische Leiter der documenta Roger 
M. Buergel fürchtet um die Unabhän¬ 
gigkeit der finanziell angeschlagenen 
Kunstausstellung in Kassel. „Meine 
Angst ist, dass jetzt politischen Inter¬ 
ventionen die Tür geöffnet ist“, sagte 
Buergel, der für die documenta 12 im 
Jahr 2007 verantwortlich war. Dass die 
aktuelle Ausstellung möglicherweise 
keinen neuen Besucherrekord aufstellt, 
findet Buergel nicht schlimm: Das sei 
eine „Orientierungsgröße für Inkom¬ 
petente“. Debatten um die künstleri¬ 
sche Qualität der „documenta“ werde 
es immer geben. 

Niemand möchte verantwortlich 
sein. Und dabei waren vor allem die 


Macher unverantwortlich. Ein Fehler 
darf aber in all dem Trubel nicht ge¬ 
macht werden: Das finanzielle Debakel 
und die künstlerische Qualität in einen 
Topf zu werfen. Jetzt waschen sie ihre 
Hände also in Unschuld. Allen Verant¬ 
wortlichen wäre klar gewesen, dass die 
Doppeldocumenta (Athen und Kassel) 
das vorhandene Budget überschreiten 
würde, heißt es in einer Stellungnahme 
des künstlerischen Teams. Das bedeu¬ 
tet: Auch den Machern war das klar, 
und trotzdem haben sie die Institution 
fast in die Insolvenz getrieben. Das ist 
in höchstem Maße unverantwortlich. 
Und sich jetzt mit Sätzen raus zu reden 
wie „es ist Zeit, das System der Wert¬ 
schöpfung solcher Megaausstellungen 
(...) auf den Prüfstand zu stellen“, ist 
billig. Adam Szymcyk hat seine Idee 
durchgesetzt, radikal und kompromiss¬ 
los. In der Stellungnahme steht, dass 
alle Verantwortlichen hinter dem Kon¬ 


zept gestanden hätten. Das künstleri¬ 
sche documenta-Team schlägt um sich, 
stellt sich aber vor die Geschäftsfüh¬ 
rerin Annette Kuhlenkampf, um sich 
dann zum Verteidiger einer unabhän¬ 
gigen Kunst aufzuschwingen. Es klingt 
schon fast verzweifelt, wenn Szymcyk 
am Ende der Stellungnahme bittet, 
sich mit der freien und kritischen „do¬ 
cumenta“ solidarisch zu zeigen. „Frei¬ 
heit, künstlerische oder andere Arten 
von Freiheit, ist etwas, das wir erhalten 
müssen“, heißt es. Dem kann man nicht 
widersprechen, aber darum geht es gar 
nicht. Es geht um die Frage, wie es zu 
einem Defizit von wahrscheinlich sie¬ 
ben Millionen Euro kommen konnte. 
Die Kunstausstellung hat sich offenbar 
übernommen. Was lief da schief? Und 
vor allem: Wer ist verantwortlich? 

Annette Kulenkampff hat wieder¬ 
holt auf die Mehrkosten durch zwei 
Standorte und deutlich mehr Perfor- 


mances als sonst hingewiesen. Dies sei 
jedoch sowohl vom Aufsichtsrat als 
auch vom künstlerischen Leiter, der 
einen Großteil der Schuld am finan¬ 
ziellen mittrage, nicht wirklich ernst 
genommen worden. Die notwendige 
Bürgschaft bleibt letzten Endes beim 
Steuerzahler hängen, denn nicht ir¬ 
gendein „normaler Betrieb“ ist ge¬ 
schädigt worden, sondern die Bürger¬ 
innen und Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland und des Landes Hessen. 
Und da hätte Szymcyk eigentlich ein 
bisschen sparsamer und bescheidener 
auftreten müssen. Dass die politisch 
Verantwortlichen sich die Chance 
nicht entgehen lassen werden, bei der 
Planung der nächsten „documenta“ für 
das Jahr 2022 kräftig mitzureden und 
eine neoliberaler Wirtschaftspolitik 
verpflichtete Ausstellung fordern wer¬ 
den, ist anzunehmen. 

Gretchen Kallenberg 


Marijke liest Krimis 


Der letzte Kunde 

ln Berlin stimmt Rainer Wittkamp einen „Hyänengesang“ an 


Begeistert 

In den letzten drei Jahren hat der Re¬ 
gisseur Luk Perceval mit dem Ensem¬ 
ble des Thalia-Theaters aus Hamburg 
eine „Trilogie meiner Familie“ aus den 
Romanen von Emile Zola auf die Büh¬ 
ne der Ruhrtriennale gebracht. Nach 
„Liebe“ und „Geld“ endet der Zyklus 
in diesem Jahr mit „Hunger“. Gespielt 
wurde im Industriepark Duisburg-Nord 
in den erhaltenen Anlagen eines ehe¬ 
maligen Hüttenwerks. Es liegt auf der 
Hand, dass der Bergarbeiter Etienne 
und der Lokführer Jacques richtig sind 
an diesem Ort schwerer, schmutziger 
Arbeit. Von der Bühne ist nur das leere, 
nach hinten in eine hohe Bodenwelle 
aufsteigende, nackte Holzpodest ge¬ 
blieben. Und die Kleidung dieser ums 
nackte Überleben kämpfenden Men¬ 
schen ist auch so vereinfacht, dass man 
nicht mehr an Theaterkostüme denkt. 
Percevals Konzept, mit der Sprache und 
dem ungebrochenen Pathos Zolas ei¬ 
nen den Blick schärfenden historischen 
Abstand aufrecht zu erhalten und an¬ 
dererseits durch eine sehr direkte, kör¬ 
perliche Spielweise diese Distanz wie¬ 
der zu überspringen, löst sich bei „Hun¬ 
ger“ restlos überzeugend ein. Und von 
geradezu erschreckender Eindringlich¬ 
keit ist Barbara Nüsse als alter Groß¬ 
vater: Mit acht, so erzählt er, ist er zum 
ersten Mal in den Schacht eingefahren. 
Jetzt ist er wohl bald 80 und muss im¬ 
mer noch die schwere Arbeit machen. 
Das Fazit dieses Lebens, das Barbara 
Nüsse mit eiskalter Ruhe darlegt, geht 
einem tief unter die Haut. Streik, meint 
der Alte, das nützt gar nichts. Wenn die 
Ungerechtigkeit aufhören soll, dann 
muss das Alte weg, ausgetilgt werden 
mit Blut und Gewalt. Ein Schlusswort, 
radikal und ganz ruhig. 

Herbert Becker 


Violetta ist schön, labil und bald schon 
tot. Statt schnelles Geld zu verdienen, 
wird sie in einer Hotelsuite von ihrem 
Kunden zusammengeschlagen und 
später tot aufgefunden. Saif Mohamed 
Zekri ist polizeibekannt, hat die Palet¬ 
te möglicher Straftaten nahezu ausge¬ 
schöpft und nichts zu befürchten. Er 
ist Militärattache an der Botschaft des 
Oman und von daher immun gegen jeg¬ 
liche Art von Strafverfolgung. 

Roman Weiler ist ein abgehalfterter 
Schnulzenkönig, pleite, von Selbstmit¬ 
leid zerfressen und plant sein Come¬ 
back. Seine Millionen hat er durch Spe¬ 
kulationen in den Sand gesetzt, in die 
ihn sein Freund und Manager getrieben 
hatte. Jetzt hat der ihm auch noch den 
Neustart vermasselt und Roman sinnt 
auf Rache. 

Maximilian Hollweg hat sich vom 
Künstlermanager zum Finanz- und 
Immobilienhai entwickelt, sitzt nach 
einem Autounfall mit Fahrerflucht im 
Rollstuhl und dreht am größten Ge¬ 
schäft seines Lebens. 

Martin Nettelbeck ist leitender 
Hauptkommissar beim LKA in Berlin, 
liebt seine ghanaische Frau, seine Kin¬ 
der und Jazz. Er soll den Fall der Toten 
im Nobelhotel klären. Ermittlungen in 
Diplomatenkreisen sind heikel, erfor¬ 
dern Fingerspitzengefühl und führen 
zu nichts. Nettelbeck weiß wie das en¬ 
den wird. In Resignation und Frustrati¬ 
on und er hat wenig Lust, dafür seinen 
Urlaub zu opfern. Er wird sich noch mit 
einem weiteren Mord befassen müssen. 


Das ist nur der innere Kreis der 
handelnden Personen in Rainer Witt¬ 
kamps fünften Krimi „Hyänengesang“ 
um Kommissar Martin Nettelbeck. 
Eine Unmenge gut gezeichneter Ne¬ 


benfiguren bevölkern das Geschehen. 
Schräge und skurrile Typen, ausge¬ 
nutzte und hilfsbereite, Kotzbrocken 
und Abzocker treffen hier aufeinander. 
Der Autor knüpft immer neue Fäden, 
die zu entwirren Nettelbeck nicht leicht 
fallen, von denen aber keiner verloren 
geht. Es gibt einen kleinen Exkurs in 
Sachen Sexgewerbe. In der „Begleiter¬ 
branche“, neudeutsch Escort-Service, 


erfahren wir, werden Dienstleistun¬ 
gen extrem gut bezahlt. Ein Weiterer 
liefert Einblicke in die Abläufe und 
Machenschaften bei der Finanzierung 
von Großprojekten hier und anderswo. 


Und größere Ausflüge in die Welt des 
Jazz. Der Freizeitposaunist Netteikamp 
weiß: „Die Posaune ist nicht das Ins¬ 
trument, sondern der Posaunist“ und 
schwärmt von unbekannten, gleich¬ 
wohl genialen Musikern, die es zu ent¬ 
decken gilt. Vor allem aber geht es um 
schnöde Polizeiarbeit und analog dazu 
die Arbeit der Ganoven. Durch die vie¬ 
len Perspektivenwechsel ahnt der Le¬ 



ser oft schon, was das Kripo-Team erst 
mühselig ermitteln muss. Das tut der 
Spannung keinen Abbruch, hält das 
Tempo auf hohem Niveau und führt 
zu überraschenden Wendungen. 

Es geht - natürlich - um Geld. Um 
Gier, Rache und um Träume. Wohlige 
oder Gruselige, auf jeden Fall Zerplat¬ 
zende. Wittkamp legt seine Geschich¬ 
te als eine Mischung aus Gauner¬ 
stück und Ermittlerkrimi an. Der Spa¬ 
gat zwischen den Genres gelingt ihm 
ausgezeichnet. Sein Ton ist trocken, 
schnoddrig, die Sprache dem jeweili¬ 
gen Protagonisten angepasst. Köstlich, 
die Charakterstudie eines aufgeblase¬ 
nen Gecken, der sich für einen Künst¬ 
ler hält. Alles in allem ist „Hyänenge¬ 
sang“ ein ausgesprochen kurzweiliger, 
witziger und wendungsreicher Krimi. 
Gerade das Richtige zum Abschalten 
und zur Ablenkung vom grauen Alltag. 

Ellen Beeftink 



Rainer Wittkamp, Hyänengesang 
Grafit Verlag GmbH, 2017, kartoniert, 
223 Seiten, 11.- Euro 
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Trafen sich in Hamburg beim G20-Gipfel: Russlands Präsident Wladimir Putin und US-Präsident Donald Trump (rechts). 


Drei Konfliktherde 


Zu den Kriegen des Imperialismus und den internationalen Beziehungen der DKP • Von Günter Pohl* 


I n diesem Referat werden erstens 
zwei ausgewählte Konfliktherde nä¬ 
her betrachtet, insoweit sie in der 
deutschen wie auch der internationalen 
Linken unterschiedlich bewertet wer¬ 
den: Ukraine und Syrien. Die Haltung 
dazu ist nicht von ideologischen Fra¬ 
gen und strategischen Linien zu tren¬ 
nen - unsere Positionierung bezüglich 
USA/EU vs Russische Föderation in 
Sachen Ukraine oder bezüglich USA/ 
GB/Frankreich/Deutschland/Türkei/ 
Saudi-Arabien vs RF/Iran/Libanon in 
Sachen Syrien hat nämlich auch mit der 
grundsätzlichen Frage zu tun, ob es sich 
hier auf beiden Seiten um imperialis¬ 
tische Staaten handelt, die womöglich 
nur die ihnen innewohnenden Interes¬ 
sen verfolgen. 

Zweitens die äußerst komplizierte 
Kurdenfrage in der Gemengelage Sy¬ 
rien, Irak, Türkei. Wie bewerten wir 
das Recht auf nationale Selbstbestim¬ 
mung des kurdischen Volks inmitten 
eines imperialistischen Kriegs gegen 
Syrien? Dazu brachte die UZ kürzlich 
eine interessante Debatte. 

Drittens wollen wir über die Zu¬ 
sammenarbeit zwischen den Kom¬ 
munistischen Parteien Europas spre¬ 
chen, weil es dazu in unserer Mitglied¬ 
schaft Fragen und Debatten gibt. Auch 
scheint die unterschiedliche Bewertung 
vorgenannter Fragen für das Verhältnis 
zwischen den Parteien inzwischen eine 
Schlüsselrolle eingenommen zu haben. 

Andere Themen, die unter Linken, 
unter Kommunist/inn/en und unter 
Kommunistischen und Arbeiterpar¬ 
teien umstritten sind, wie die Bewer¬ 
tung von Staatenbündnissen, an denen 
auch kapitalistische Länder beteiligt 
sind, haben ebenfalls solche Fragen zur 
Grundlage: Können solche Bündnisse 
der Multipolarität und damit der Zu- 
rückdrängung des (US-)Imperialismus 
dienen, obwohl sie (mehrheitlich) aus 
kapitalistischen Staaten bestehen (Bei¬ 
spiel BRICS mit China, Indien, Südaf¬ 
rika, Brasilien und der Russischen Fö¬ 


deration)? Sind diese nicht per se im¬ 
perialistisch, da kapitalistisch? 

Russischer Imperialismus? 

Die DKP geht nicht davon aus, dass alle 
kapitalistischen Staaten automatisch 
auch imperialistische Staaten sind. Im 
Gegenteil: es ist sogar die Mehrzahl der 
nichtsozialistischen Staaten der Welt, 
die nicht alle Kriterien erfüllt, die Le¬ 
nin für seine Definition des Imperialis¬ 
mus genannt hat. Diese Definition be¬ 
sagt für die Staaten: a) die Entwicklung 
von Monopolen, b) die Verschmelzung 
von Bank- und Industriekapital zum Fi¬ 
nanzkapital, c) die höhere Bedeutung 
des Kapitalexports als des Warenex¬ 
ports; und für die internationale Ebe¬ 
ne: d) die Aufteilung der Welt durch 
monopolistische Kapitalistenverbän¬ 
de und e) die territoriale Aufteilung 
unter die kapitalistischen Großmäch¬ 
te sind erfolgt. Mit der Erfüllung von 
d) und e) befindet sich die Welt defi¬ 
nitiv und seit annähernd hundert Jah¬ 
ren in der imperialistischen Phase des 
Kapitalismus; aber hinsichtlich der po- 
litökonomischen Verfasstheit der ein¬ 
zelnen Staaten der Welt gilt das nicht 
automatisch. 

Dass Kapitalismus und Imperialis¬ 
mus nicht a priori gleichgesetzt werden 
können, wird nicht von allen Kräften 
geteilt. Im weiteren kommunistischen 
Spektrum wird diese Sichtweise unter 
anderem von sektiererischen, trotz- 
kistischen und anderen links- und 
rechtsopportunistischen Richtungen 
abgelehnt; genau wie de facto durch 
das bürgerliche und sozialdemokrati¬ 
sche Spektrum, die „Imperialismus“ 
bekanntlich ohnehin nur als von der 
Ökonomie unabhängige, reine Gebiets¬ 
und Interessenssphärenerweiterungs¬ 
politik betrachten. 

Von erstrangigem Interesse und Be¬ 
deutung für uns ist, was eine politöko- 
nomische Einordnung der Russischen 
Föderation ergibt. Gewiss ist die Tat¬ 


sache, Nachfolgestaat des ersten und 
mächtigsten sozialistischen Staats, der 
Sowjetunion, zu sein, eine wesentliche 
Besonderheit der RF. Auch die damit 
verbundene Skepsis der imperialisti¬ 
schen Mächte, was die Verlässlichkeit 
der russischen Politik angeht, ist zu be¬ 
denken. Mit dem Auftreten Putins hat 
sich die russische Außenpolitik quali¬ 
tativ entwickelt: von der Jelzinschen 
Unterwerfung unter NATO- und US- 
Interessen zunächst auf eine Verteidi¬ 
gung der eigenen Souveränität, dann 
im Gleichklang mit der VR China auf 
eine Verteidigung der UN-Charta und 
im letzten Jahr auf eine (militärische) 
Verteidigung des verbündeten Syrien. 
Damit leistet das Land Widerstand ge¬ 
gen die imperialistische Neuaufteilung 
vor allem des Nahen Ostens sowie ge¬ 
gen die Beseitigung missliebiger Re¬ 
gime. Das sind politische Aspekte. 

Die ökonomischen besagen, dass 
es in der Russischen Föderation der¬ 
zeit keine Monopole gibt, die nach au¬ 
ßen drängen müssten, denn sie verfügt 
einerseits über eigene Rohstoffe prak¬ 
tisch jeder Art in ausreichender Men¬ 
ge, und andererseits ist das zentrale 
Exportprodukt Erdöl/Erdgas weltweit 
dauergefragt und in einem Kartell reg¬ 
lementiert, sodass eine aggressive Ab¬ 
satzmarkterschließung unnötig ist. Von 
einer erhöhten Bedeutung des Kapital¬ 
exports kann ebenfalls keine Rede sein. 
Deshalb gibt es begründete Zweifel an 
einer Einordnung der Russischen Fö¬ 
deration als „imperialistisch“, und des¬ 
halb lehnt die DKP die vereinfachen¬ 
de These von „unterschiedlichen im¬ 
perialistischen Interessen Russlands 
auf der einen und der USA/der EU/ 
Deutschlands auf der anderen Seite“ 
ab. Notwendigerweise sind also unse¬ 
re Schlussfolgerungen anders, was eine 
Bewertung der unterschiedlichen Kri¬ 
sen angeht, die derzeit bewaffnet aus¬ 
getragen werden. 

Das ändert natürlich nichts an der 
Tatsache, dass die RF kapitalistisch ist. 


Und es nimmt auch nichts an der Kritik 
an Repression im Inneren, wie sie auch 
unsere Bruderpartei KPRF immer wie¬ 
der vorträgt. 

Ukraine/Syrien 

Die DKP verteidigt das Recht der Russi¬ 
schen Föderation auf eine friedliche Ent¬ 
wicklung und sichere Westgrenzen. 

Hinsichtlich der Ukraine bzw. der 
unabhängigen Gebiete im Donbass hat 
die Einschätzung, dass die Russische Fö¬ 
deration subjektiv kein imperialistisches 
Land ist, eine Entsprechung in der Aus¬ 
sage, dass sie objektiv antiimperialistisch 
agiert, wenn sie der Osterweiterung der 
NATO Grenzen setzt. Die Unterstützung 
der prorussischen Kräfte im Donbass sei¬ 
tens der RF dient dem Erhalt des Frie¬ 
dens in Europa, da die NATO nicht auch 
noch an der russischen Südwestgrenze 
Positionen einnehmen kann, nachdem 
sie nun bereits im Baltikum stationiert 
ist. Die aggressive Wortwahl der Regie¬ 
renden und der Herrschenden in den 
EU-Staaten und den USA hat nichts 
mit einer angeblichen Bedrohung seitens 
der RF zu tun, aber viel mit der Tatsache, 
dass ihrer eigenen Drohung Grenzen ge¬ 
setzt werden. 

Im Gegensatz zu einigen Linkspar¬ 
teien in Europa lehnen wir die Putschre¬ 
gierung der Ukraine ab - auch deshalb, 
weil sie mit neonazistischen und rechts¬ 
extremen Elementen durchsetzt ist. Das 
Vorgehen der ukrainischen Machthaber 
gegen jede antifaschistische Symbolik im 
Gleichklang mit der Schleifung sowjeti¬ 
scher Denkmäler und das laufende Ver¬ 
botsverfahren gegen die KP der Ukraine 
mitsamt der Festnahme von Mitgliedern 
der Partei machen die entschlossene Hal¬ 
tung der Russischen Föderation letztlich 
auch zu einer antinazistischen. 

Komplizierter ist die Einschätzung 
zu den Volksrepubliken Donezk und 
Lugansk, die im Widerstand gegen das 
Regime stehen. Wahrscheinlich ist, dass 
dieser Konflikt zwecks Destabilisierung 


des jeweiligen Gegners (für die RF die 
Ukraine, de facto ist es aber die NATO/ 
EU - für die NATO/EU ist es, unter 
Nutzung der Ukraine, die RF) über Jah¬ 
re warm gehalten wird. Völkerrechtlich 
wäre eine Eingliederung des mehrheit¬ 
lich russischen Donbass in die Russi¬ 
sche Föderation richtig, wenn die Mehr¬ 
heit der Menschen das wünscht. Politisch 
hingegen würde das womöglich in einer 
kriegerischen Verschärfung des Konflikts 
münden. Eine solche gilt es zu verhin¬ 
dern. Ziel der Volksrepubliken ist jedoch 
vielmehr eine diplomatische Anerken¬ 
nung durch die Russische Föderation, 
was auch die KPRF fordert. Die Donez- 
ker VR hat tendenziell eine antikapi¬ 
talistische Ausrichtung, was sich an der 
teilweise bereits praktizierten Verstaatli¬ 
chung grundlegender Industrien und der 
Infrastruktur zeigt. 

Die DKP begrüßt das militärische 
Eingreifen der Russischen Föderation 
in Syrien als erfolgreichen Versuch, den 
Islamischen Staat zu bekämpfen, und 
als Verteidigung des in der UN-Charta 
festgeschriebenen Rechts der Staaten 
auf Selbstbestimmung und Nichteinmi¬ 
schung 

Eine in diesem Fall offen militärische 
Aktivität der Russischen Föderation ge¬ 
schieht in Syrien. Diese hat Bedeutung 
für den gesamten Nahen und Mittleren 
Osten. Syrien ist im Zentrum des Terro¬ 
rismus, der die Region durchzieht und 
die nationale Sicherheit diverser Staa¬ 
ten betrifft. Das Land wehrt sich dage¬ 
gen seit 2011, zunächst wenig erfolg¬ 
reich. Das militärische Eingreifen der 
RF zu Gunsten der syrischen Regierung 
brachte eine Wende und basierte auf 
mehreren Säulen. Erstens diente es dem 
Zurückdrängen des Islamischen Staats, 
der in unterschiedlichen militärischen 
Ausdrucksformen und Namen und mit 
teils unterschiedlichen Motiven von ver¬ 
schiedenen Staaten (Qatar, Türkei, Sau¬ 
di-Arabien) unterstützt wird. Zweitens 
setzt es dem US-Plan des „New Middle 
East“ enge Grenzen, der eine Neuord- 
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Gegen China gerichtet: Das in Südkorea stationierte US-Raketensystem THAAD. 


nung der Region anstrebt und Ersatz 
bzw. Konkretisierung des vorherigen 
Plans „Greater Middle East“ ist. Drit¬ 
tens geschah es auf Bitten der syrischen 
Regierung, was es von anderen Akteu¬ 
ren in diesem Konflikt unterscheidet. 
Viertens beendete es vorerst Versuche, 
über einen „Regime Change“ in Syrien 
den nächsten Krieg gegen den Iran mit 
gleichem Ziel voranzutreiben. Fünftens 
dient es auch dem Erhalt der russischen 
Militärbasis, also einem Zugang zum 
Mittelmeer. Alles dient demnach letzt¬ 
lich natürlich auch eigenen Überlebens¬ 
interessen und wird daher international 
auch von der VR China unterstützt, die 
auf der imperialistischen „To-do-Liste“ 
nach Syrien und dem Iran gleich hinter 
der Russischen Föderation aufgeführt ist. 

Kurdistan 

Die DKP verteidigt sowohl die territo¬ 
riale Integrität der Staaten der Region 
als auch das Recht des kurdischen Volks 
auf Selbstbestimmung innerhalb Syriens 

Das erwähnte Projekt der Neuord¬ 
nung des Nahen und Mittleren Ostens 
ist durch die russische Entschlossenheit 
zwar gebremst, aber zumindest partiell 
noch im Visier des Imperialismus. Denn 
der Kern des „New Middle East“ ist die 
komplette Zerstörung des Irak als Staat, 
mit der Gründung von sunnitischen, schi- 
itischen und kurdischen Siedlungsgebie¬ 
ten, was auch zu Lasten Syriens, der Tür¬ 
kei und des Iran gehen würde. 

Die USA haben sich im Sinne die¬ 
ser Strategie zum gegenseitigen Nutzen 
mit den Kräften der kurdischen Volks¬ 
verteidigungseinheiten YPG bzw PYD 
verbündet, indem sie sie mit Waffen und 
militärischer Logistik versorgen. Diese 
wenden sich entschieden gegen den Is¬ 
lamischen Staat, was aber nur zu Zeiten 
der Befreiung von Kobane im Sinne der 
Vereinigten Staaten war, und sie wen¬ 
den sich natürlich grundsätzlich (aber 
hier nicht militärisch) gegen die Türkei. 
Dabei ist gesondert zu betrachten, in 
welchem Verhältnis sich die Beziehun¬ 
gen zwischen den USA und der Türkei 
besonders im Zusammenhang mit dem 
Putsch gegen die AKP-Regierung befin¬ 
den. Denn die USA stärken die kurdi¬ 
schen Einheiten heute sicher auch gegen 
türkische Interessen, aber genauso nut¬ 
zen sie sie als Spaltpilz für eine Nach¬ 
kriegsordnung für Syrien, nachdem man 
die Verfasstheit des Landes trotz aller 
direkten und indirekten Anstrengung 
nach heutigem Stand der Dinge nicht 
eliminieren kann. Dazu gehört, dass die 
Einheiten der YPG in Zusammenarbeit 
mit den US-Truppen nun auch außerhalb 
kurdischer Gebiete kämpfen und dabei 
der syrischen Armee die Befreiung wei¬ 


terer Gebiete vom IS erschweren, welche 
die Kurden und die USA als Faustpfand 
gegen die Assad-Regierung haben wol¬ 
len (Al-Raqqa). 

Die Emanzipation des kurdischen 
Volks in seinen Siedlungsgebieten, die 
auf dem Territorium der Türkei, Syriens, 
Armeniens und des Irak liegen, ist durch¬ 
aus eine notwendige Bedingung für ein 
respektvolles Zusammenleben der ver¬ 
schiedenen Völker. Die irakischen Kurd/ 
inn/en unter Masud Barzani führen nach 
über zehn Jahren in der nächsten Woche 
ein zweites Unabhängigkeitsreferen¬ 
dum durch; und die syrischen Kurd/inn/ 
en wollen Autonomie. Ein eigener Staat 
(den die syrischen Kurd/inn/en derzeit 
nach eigener Aussage nicht anstreben) 
wäre jedoch so sehr im Sinne der impe¬ 
rialistischen Staaten, dass er sich für die 
Kurden selbst als kontraproduktiv erwei¬ 
sen könnte. 

Eine Syrische Föderation mit auto¬ 
nomen Rechten für die kurdische Min¬ 
derheit kann zwar mittelfristig eine Lö¬ 
sung sein, schwerlich aber in Zeiten des 
Krieges und den vermutlich noch Jahre 
andauernden Kämpfen lokaler Macht¬ 
haber. Das komplizierte Verhältnis zwi¬ 
schen einer emanzipatorischen Entwick¬ 
lung des kurdischen Volks gegenüber der 
Arabischen Republik Syrien und der 
Verteidigung des Staatsgebildes Syrien 
gegen die terroristischen Angriffe des IS 
(und damit des Imperialismus) spricht 
gegen schnellere Schritte. Wahrschein¬ 
lich kann das Thema der Kurd/inn/en in 
Syrien auch nicht losgelöst von der Frage 
ihrer Autonomie im Irak und auch nicht 
ohne eine Überwindung der Unterdrü¬ 
ckung ihres Volkes in der Türkei ange¬ 
gangen werden. 

Zusammenarbeit mit 
anderen Kommunis¬ 
tischen Parteien 

Die Beziehungen zwischen den Kommu¬ 
nistischen und Arbeiterparteien basieren 
auf einer fast hundertjährigen Erfahrung, 
die sich vereinfachend in vier Abschnitte 
teilt: ein Vierteljahrhundert Komintern, 
ein Vierteljahrhundert ohne Komintern 
(aber dennoch unter unbestrittener so¬ 
wjetischer Führung), ein Vierteljahrhun¬ 
dert Schwächung durch die Abspaltung 
des maoistischen Flügels, ein Vierteljahr¬ 
hundert nach der historischen Niederla¬ 
ge 1989/91. 

„Die DKP lässt sich von der Erfah¬ 
rung leiten, dass die Stärkung der inter¬ 
nationalen revolutionären Bewegung 
zugleich die Stärkung der revolutionä¬ 
ren Bewegung in den einzelnen Län¬ 
dern einschließt. Die DKP verbindet das 
konsequente Eintreten für die Sache der 
Werktätigen im eigenen Land mit der so¬ 


lidarischen Unterstützung des Kampfes 
der fortschrittlichen Kräfte in der gan¬ 
zen Welt.“ 

So heißt es in unserem Parteipro¬ 
gramm, und man kann immer noch sa¬ 
gen, dass die DKP bei aller Schwäche ein 
wesentliches Standbein in der internati¬ 
onalen Solidarität hat. Diese entwickeln 
wir in der Regel über oder in Zusam¬ 
menarbeit mit den existierenden Kom¬ 
munistischen Parteien der jeweiligen 
Länder. Wir haben es mit Regierungs¬ 
parteien sozialistischer Staaten, Mitre¬ 
gierungsparteien kapitalistischer Staa¬ 
ten, starken und schwachen Oppositi¬ 
onsparteien sowie illegalen Parteien zu 
tun. Die Möglichkeiten der Beziehungen 
sind von der jeweiligen Situation selbst¬ 
verständlich nicht unbeeinflusst. 

Mit der Entstehung des SolidNets 
und der aus dessen Mitgliedern beste¬ 
henden jährlichen Treffen der Kommu¬ 
nistischen und Arbeiterparteien wurde 
ab 1999 der Versuch unternommen, sich 
über Gemeinsamkeiten zu verständigen 
und gegebenenfalls auch gemeinsame 
Aktivitäten zu entwickeln. In der Regel 
nehmen zwischen der Hälfte und zwei 
Drittel der Mitglieder der SolidNet-Liste 
aus etwa 120 Parteien an den Treffen teil. 

Die DKP ist traditionell Teilneh¬ 
merin und hat zu fast allen Parteien der 
Liste offizielle Kontakte, natürlich un¬ 
terschiedlicher Intensität. Diese Tref¬ 
fen leisten einen wichtigen Beitrag zur 
Analyse der Haupttendenzen des in¬ 
ternationalen Klassenkampfes und der 
strategischen Orientierung der kommu¬ 
nistischen Bewegung und fördern deren 
Aktionseinheit. Eine zunehmende poli¬ 
tische und ideologische Geschlossenheit 
der kommunistischen Bewegung wäre 
ein wichtiger Faktor bei allen Anstren¬ 
gungen, den Imperialismus zurückzu¬ 
drängen. Tatsache ist jedoch, dass es in 
Fragen von Bündnispolitik, Übergangs¬ 
forderungen, Einschätzungen der Staa¬ 
ten mit sozialistischer Orientierung so¬ 
wie Einschätzung von „fortschrittlichen 
Staatenbündnissen“ (wie BRICS) Unter¬ 
schiede gibt. 

„Dabei geht die DKP von dem 
Grundsatz aus, dass jede Kommunisti¬ 
sche Partei ihre Politik selbständig erar¬ 
beitet. Sie trägt hierfür die Verantwor¬ 
tung vor der eigenen Arbeiterklasse und 
Gesellschaft und zugleich vor den Werk¬ 
tätigen aller Länder.“ 

Diese Aussage aus dem Programm 
der DKP sollte unterstrichen werden. Als 
DKP orientieren wir auf die Vermeidung 
sowohl rechts- als auch linksopportunis¬ 
tischer Überspitzungen. Wir versuchen 
dem argumentativ zu begegnen. 

Der Schwerpunkt unserer Arbeit 
bleibt auf einer Zusammenarbeit mit 
den KPen in Europa; das Ziel, nach dem 


21. Parteitag unsere Kontakte nach Asien 
zu verbessern, konnte dennoch mit Er¬ 
folg angegangen werden. Hier sind die 
Beziehungen zur KP Vietnams und zur 
Revolutionären Partei des Laotischen 
Volks hervorzuheben, aber auch zur 
KP Chinas und zur Japanischen KP gibt 
es mehr Kontakte. Auch wurden etwas 
mehr Verbindungen zu afrikanischen 
KPen geknüpft, so zu jener aus Swasi¬ 
land. Die Anbindung an Lateinamerika 
ist nach wie vor gut, konkret natürlich 
zur KP Kubas. Besondere Beziehungen 
bestehen darüber hinaus zur KP Venezu¬ 
elas und zur Kolumbianischen KP. 

Die Aktivitäten der Internationalen 
Kommission haben sich in Europa in¬ 
zwischen auch nach Osten verstärkt, so 
neben den traditionell guten Kontakten 
zur Ungarischen Arbeiterpartei und zur 
KSCM zur KPRF, zur KP der Ukraine 
und zur KP Polens. Deutlich verbessert 
haben sich die Kontakte zur Französi¬ 
schen KP, woran sich zeigt, dass Gegen¬ 
sätze in einigen Fragen Zusammenarbeit 
in anderen Fragen nicht beeinträchtigen 
müssen. In engem Austausch stehen wir 
außerdem mit der KP Britanniens, nicht 
zuletzt war auch deren Friedensfahrt 
„Pedal4Progress“ von Prag nach Ber¬ 
lin durch die Zusammenarbeit mit der 
KSCM und der DKP abgerundet wor¬ 
den. Die KP Griechenlands hat uns mit¬ 


geteilt, dass sie bei den bevorstehenden 
Bundestagswahlen zur Wahl der DKP 
aufruft, ein schöner Akt des Internatio¬ 
nalismus! 

Die konkreteste Zusammenarbeit 
besteht mit den Parteien aus den Nie¬ 
derlanden, Luxemburg und Belgien. 
Die letzte der jährlichen Konferenzen 
fand mit gutem Erfolg Anfang April in 
Münster statt. Die Teilnahme der Partei 
der Arbeit der Schweiz als Beobachte¬ 
rin bei den letzten drei Konferenzen hat 
eine intensivere Beziehung zu ihr nach 
sich gezogen. Denkbar ist eine ähnliche 
Konferenz wie mit den BeNeLux-Partei¬ 
en auch im Alpenraum anzustoßen. Da¬ 
rüber hinaus finden bilaterale Gesprä¬ 
che mit KPen statt, wobei internationale 
Treffen genutzt werden wie auch Besu¬ 
che von Genoss/inn/en anderer Parteien 
in Deutschland. 

„Die DKP entwickelt in ihren eige¬ 
nen Reihen Diskussionen über Positio¬ 
nen anderer KPen und Arbeiterparteien, 
ohne diese damit zwangsläufig zu über¬ 
nehmen oder für sich und noch weniger 
für den Wirkungsbereich dieser Parteien 
abzulehnen“, heißt es im Beschluss des 
21. Parteitags. Als Grundsatz gilt, dass 
jede KP für die Analyse der Situation in 
ihrem Land und für ihr sich daraus er¬ 
gebendes Handeln die Verantwortung 
trägt. Diese Analysen haben für unser 
eigenes Urteil ein besonderes Gewicht. 

Ein offener Meinungsaustausch auf 
der Basis von Selbstständigkeit, Unab¬ 
hängigkeit, Gleichberechtigung und frei¬ 
williger Zusammenarbeit erweitert un¬ 
sere wissenschaftliche Weltanschauung. 
Wir betrachten die kommunistischen 
Bruderparteien im Meinungsaustausch 
als gleichrangig, unabhängig von ihrer 
Größe oder ihrem Einfluss in der Ge¬ 
sellschaft. Dieses Herangehen erwarten 
wir auch von ihnen. Wir halten es so, dass 
Kritik unter Bruderparteien nicht in der 
Öffentlichkeit ausgetragen wird. Dieses 
Prinzip gilt es in unserer Mitgliedschaft 
zu verteidigen. In unseren Parteipublika¬ 
tionen dürfen Bewertungen unterzeich¬ 
nender Autor/inn/en nicht als Position 
der DKP dargestellt werden. 

Das gilt besonders für Bewertun¬ 
gen von Entwicklungen von Staaten, die 
von Bruderparteien regiert werden. Die 
DKP verteidigt einerseits die sozialisti¬ 
schen Errungenschaften in den Staaten 
mit sozialistischer Orientierung gegen 
die Diffamierungen durch den Klassen¬ 
gegner und seine Medien; andererseits 
gehen wir die Beziehungen zu den Kom¬ 
munistischen Parteien, die sozialistische 
Staaten anführen, mit Respekt vor der 
Schwierigkeit ihrer Aufgabe an. Gleich¬ 
zeitig versuchen wir ihr Herangehen his¬ 
torisch und logisch zu verstehen; eine Di¬ 
alektik, die sowohl Personenkult als auch 
Kritiklosigkeit ausschließt. 

* Günter Pohl ist internationaler Sekre¬ 
tär der DKP. Der Aufsatz ist eine leicht ge¬ 
kürzte Fassung seines Referatsauf der io. 
Tagung des DKP-Vorstands am 8.9.2017 
in Essen. 
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Henny Dreifuss 

(Marguerite Barbe) 

6. 4. 1924 - 12. 9. 2017 

ist im hohen Alter von 93 Jahren in Düsseldorf gestorben. 
Sie kam als Kind jüdischer Eltern in Pforzheim zur Welt, ver¬ 
brachte ihre Jugend in Mannheim und eignete sich dort die 
Grundlagen ihres weiteren Lebens an: Sie wurde zu einer 
hervorragenden Kommunistin, Antifaschistin und Wider¬ 
standskämpferin gegen den Faschismus. 

Vor den Nazis war ihre Familie nach Frankreich geflohen, 
wo Flenny sich 1939 der Resistance anschloss und für den 
„Travail allemand" (deutsche Widerstandssektion) und die 
Bewegung Freies Deutschland im Westen illegale Arbeit 
leistete und gleichzeitig im Kinderheim von Limoges arbei¬ 
tete. Auf dem Fliegerhorst Lyon-Bron war sie „französische" 
Putzfrau unter deutschen Soldaten und arbeitete unter Le¬ 
bensgefahr weiter für den Widerstand. 

Nach dem Ende des 2. Weltkrieges kehrte sie 1945 in das 
von den Alliierten militärisch befreite Deutschland zurück. 
Flennys bittere Erkenntnis: Der Faschismus war besiegt 
worden - aber nicht vernichtet. Alte Nazis wie Globke oder 
Filbinger wurden in höchste Ämter berufen und sogar ge¬ 
wählt. Gleichzeitig wurden die Kommunisten - wieder - 
verfolgt. 

Dieser Entwicklung trat sie offen und mutig entgegen, arbei¬ 
tete journalistisch in Düsseldorf, ln der Mahn- und Gedenk¬ 
stätte referierte sie - unter anderem mit Maria Wächter 
vor einer Moskauer Schülergruppe, ln vielen Schulklassen 
stellte sie sich der Diskussion über den Charakter des Nazi- 
Regimes und seine Auswirkungen bis in die unmittelbare 
Gegenwart. 

Bei allem herausragenden Mut blieb Flenny von bewun¬ 
dernswerter Bescheidenheit, die das individuelle Schicksal 
in den politischen Kontext einordnete. Diesen aufrechten 
Gang hat sie sich bis in ihre letzten Lebenstage bewahrt. 

Flenny, wir danken Dir! 

DKP Düsseldorf 


Freund, wenn du fällst, tritt ein Freund aus 
dem Schatten und nimmt deinen Platz ein. 

Le Chant des Partisans 

Henny Dreifuss 

6. 4. 1924 - 12. 9. 2017 

Hennys Jugend war geprägt von Flucht und Emigration 
ihrer Familie von Mannheim nach Frankreich und anti¬ 
faschistischem Widerstand. Sie rettete viele Kinder aus 
dem Lager Gurs und war in der Resistance in Lyon tätig. 
Mit ihr ist die letzte der deutschen Resistance-Aktivistin¬ 
nen von uns gegangen. 

ln ihrem weiteren Leben setzte sich Henny für Frauen¬ 
rechte, Stärkung der Gewerkschaften und politisch für 
das Ziel einer Gesellschaft ohne Ausbeutung ein. Das 
Vermächtnis „Nie wieder Faschismus" gab sie bis in ihr 
hohes Alter weiter, ln vielen Veranstaltungen berichtete 
sie der jungen Generation von ihren Lebenserfahrungen 
und warb für Frieden und internationale Verständigung. 

Hennys Eltern und ihr Bruder wurden in Auschwitz und 
Majdanek ermordet. Ihrem überlebenden Neffen Henri 
und seiner Familie in Frankreich war sie in Liebe und Sor¬ 
ge zugewandt. 

ln den Herzen ihrer Angehörigen, Freundinnen, Freunde 
und Weggefährten lebt sie weiter. 

Rita Orlowski 

Düsseldorf, im September 2017 

Hennys ausdrücklicher Wunsch war ein Abschied in Stille 
ohne Trauerfeier. 


Unsere Genossin 

Erika Reitz 

ist am 10.09. im Alter von fast 92 Jahren verstorben 

Kommunistisches Urgestein in Mönchengladbach. Ganz 
früh bereits in der KPD organisiert und alle Stürme mitge¬ 
macht und ihnen getrotzt. In der Illegalität treu zur Partei 
gestanden und mitgeholfen, dass die KPD weiter arbeiten 
konnte. 

Nach 1968 die DKP in Mönchengladbach mit aufgebaut und 
immer Verantwortung übernommen. Streitbar und unbeug¬ 
sam. 

Solang es ging war Erika auch bei den Freidenkern und den 
Naturfreunden als Kommunistin aktiv. 

Leider forderte das hohe Alter seinen Tribut. Bis fast zum 
Schluss geistig auf der Höhe der Zeit, wollten Erikas Augen 
seit einigen Jahren schon nicht mehr und erlaubten es ihr 
leider nicht mehr am Gruppenleben teil zu nehmen. 

Ein beispielhaftes Leben für, mit und in der Partei. 
Dieses Beispiel ist uns Ansporn und Verpflichtung. 

Wir werden es in Ehren halten. 

Ein letztes „Rot Front" für unsere Genossin Erika! 



Linker Niederrtiein 


Konferenzeinladung 

30 Stunden sind genug - 
Für eine neue gewerkschaftliche Offensive zur 
Arbeitszeitverkü rzu ng 

Arbeitszeitverkürzung debattieren, begründen, 
verankern. Gemeinsame Schritte finden. 

4. November 2017, ab 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
im Haus der Essener Gewerkschaften, Teichstraße 
4a, 45147 Essen 


09.00 Uhr Einlass 

10.00 Uhr Eröffnungsreferat von Margareta Steinrücke, 
Mitglied ATTAC-Deutschland, Koordinatorin 
der Initiative „Arbeitszeitverkürzung jetzt". 
12.00 Uhr Pause 

13.00 Uhr Aktuelle Aussagen und Debatten zu Arbeits¬ 
zeitfragen der Gewerkschaften, 

IGM, Robert Sadowsky, 1. Bevollmächtigter 
IGM-Gelsenkirchen 

Ver.di, Tobias Michel, ehern. Betriebsrat, 
Mitglied ver.di Fachkommission 
Krankenhäuser & Reha NRW 
EVG, Rainer Perschewski, Betriebsgruppen¬ 
vorsitzender EVG 
14.00 Uhr Diskussion 
16.00 Uhr Ende der Konferenz 

Um Anmeldung zur Konferenz wird aus 
organisatorischen Gründen gebeten. 

E-Mail: pv@dkp.de / Tel.: (0202) 17 78 89-0 FAX: -29 
Veranstalter: DKP Ruhr-Westfalen, Rheinland-Westfalen, 
Niedersachen und Kommission Betriebs- und 
Gewerkschaftspolitik beim PV. 


Einladung zur Kreismitgliederversammlung 2017 
der DKP-Kreisorganisation Stuttgart 

am Samstag dem 28. Oktober 2017 
im Clara-Zetkin-Haus - Waldheim Stuttgart e.v. 
Gorch-Fock-straße 26 in 70619 Stuttgart 
Beginn 14.00 Uhr 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung der Mitgliederversammlung 

2. Konstituierung 

3. Bericht des Kreisvorstandes 

4. Diskussion 

5. Beratung von Anträgen und Entschließungen 
Beschlussfassung 

6. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

7. Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten 
zum Parteitag 

8. Schlusswort und Beendigung der 
Mitgliederversammlung 

Angestrebtes Ende 19.00 Uhr 
Antragsschluss ist der 13. Oktober 


letzt anmelden um zu Rosa und Karl zu fahren! 
DKP und SDAI Rheinland-Westfalen 

Wochenende mit Demo in Berlin, 13. und 14. Januar 2018 
Wir organisieren: 

die Hinfahrt im Nachtbus (Samstag) ab KL-Schule in Lever¬ 
kusen um 00.00 Uhr (kann sich noch ändern). 

Die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca. 14.30 Uhr) 
und die Übernachtung im Hotel Tiergarten Berlin (Anderes 
Hotel) -10 Gehminuten vom Veranstaltungsort entfernt. 
Preise pro Person: 

Nur die Fahrt (Hin und Zurück) 43,00 € 

Busfahrt und Übernachtung zusammen 

- im Einzelzimmer mit Frühstück 103,00 €. 

- im Doppelzimmer pro Person mit Frühstück 81 € 

Verbindliche Anmeldung für Übernachtung nur bis 
zum 18. Dezember 2017. 

DKP Rheinland-Westfalen, Am Stadtpark 68, 

51373 Leverkusen, Tel.: 0214 49323 

E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org oder 

Wolfgang Bergmann, Tel.: 0151 43237730 



Bildungsreise Vietnam / Laos 
Reisen - Studieren - hielten 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 

26.12.17 - 13.01.18 (2 Wochen / Vietnam) 
26.12.17 - 19.01.18 (3 Wochen / VN+Laos) 

Sie erleben traumhaft schone Landschaften und 
besuchen Hilfsprojekte. Außerdem treffen Sie 
Partner aus Politik Wirtschaft, Universitäten 
und Kultur - darunter auch einen berühmten 
vietnamesischen Schriftsteller 


www.fg-vietnam.de 
fg-vietnam@t-online.de 
Kontakt: 0641 82149 


Manfred Dietenberger 

wird 65 Jahre alt 

Manfred Dietenberger, unser „rasender Reporter" wird 
65 Jahre alt! 

Rastlos wie immer bist Du nicht nur für die UZ als Autor 
aktiv, u.a. auch als Vorsitzender eines Mietervereins und 
als Historiker leistest Du seit vielen Jahren wertvolle Bei¬ 
träge - nicht nur für die Arbeiterbewegung. 

Deine langen Jahre als hauptamtlicher DGB-Funktionär 
habe Deine geradlinige politische Haltung als Kommu¬ 
nist nie verändern können, sondern jetzt erst Recht als 
Rentner im Unruhestand gibst Du richtig „Gas". 

Wir wünschen Dir noch viele gesunde Jahre - bleib uns 
bitte noch lange erhalten! 

DKP Bodensee 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Ilona Niknafs 

die am 20.September ihren 70.Geburtstag feiert. 

Seit den 70er Jahren ist Ilona in der kommunistischen 
Bewegung aktiv, zunächst im MSB und danach in der 
DKP. 

Wir kennen und schätzen sie für ihren besonnenen und 
immer warmherzigen Umgang mit den sie umgebenden 
Menschen. 

Auf ihre Solidarität und Unterstützung für unsere Partei¬ 
arbeit konnten wir uns immer verlassen; hierfür möch¬ 
ten wir uns an dieser Stelle ganz herzlich bedanken und 
wünschen ihr für das neue Lebensjahrzehnt vor allem 
Gesundheit sowie viel Energie und Optimismus. 

DKP-Gruppe Hamburg-Nord 
Bezirksvorstand der DKP-Hamburg 


Für die mir anlässlich meines 80. Geburtstages übermit¬ 
telten Glückwünsche und Aufmerksamkeiten, sowie die 
meine politische Arbeit würdigende Anerkennung möch¬ 
te ich mich auf diesem Wege ganz herzlich bedanken. 

Werner Höner 


Neu im/W-Shop 


Che: Die ersten Jahre 

Unveröffentlichte Fotos 1959-1964 

Mit Beiträgen von Pedro de la Hoz (Kuba), Guido Magnaguagno 
(Brissago) und Rene Lechleiter (Zürich). 

Verlag 8. Mai GmbH, 64 Seiten Fotos und 32 Seiten Text, 16,90 € 


www.jungewelt-shop.de 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


< > 

Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommert rächt, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 FcWo im Südschwarzwald 
ca. 60 oder 75m 1 
2 oder 3 ZL KDB, Terrasse 
großzügig ausgestattet 

_ - A 


Weitere Infos und Buchung: 
www.todtmoos.lommes.eu 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 22. September 2017 


Falsch zitiert 

„Dünn wie Fliegenpisse 66 , Leserbrief, 
UZ y. 1.9., S.15 

„Das Beste an unserer DKP ist - trotz 
allem - ihre Zeitung, die UZ“ - ohne 
unsere DKP ist ihre Zeitung, die UZ, 
nicht das Beste, sie ist garnicht da. 

Und „dünne Fliegenpisse“ nannte Fritz 
Noll nicht die Arbeits- und Schreibwei¬ 
se des Parteivorstands und seines Se¬ 
kretariats - ihn hier und so zu zitieren, 
ist dicker Fliegenschiss. 

Lieber Ulli, warum teilst Du Deine Sor¬ 
gen nicht Deiner Parteigruppe oder 
Kreisorganisation mit? Du mahnst in¬ 
nerparteiliche Demokratie an, seltsam. 

Wolfgang Richter ; Dortmund 

Kilometerweit daneben 

„ver.di macht Klein-Klein 66 , 

UZ v. 8.9., S.3 

Kritik amTarifabschluss für den ba¬ 
den-württembergischen Einzelhandel 


kann und darf natürlich auch Herbert 
Schedlbauer üben. 

Wer jedoch dem zuständigen ver.di- 
Landesfachbereich Handel und der 
dortigen Tarifkommisson schnell mal 
unterstellt, sie wollten sich „noch stär¬ 
ker“ der Sozialpartnerschaft zuwen¬ 
den bzw. handelten quasi auf Weisung 
des ver.di-Bundesvorstandes, um die 
Tarifauseinandersetzungen aus dem 
Wahlkampf herauszuhalten, der zielt 
kilometerweit daneben. Die Große 
Tarifkommission in Baden-Württem¬ 
berg hat das Ergebnis der diesjähri¬ 
gen Tarifverhandlungen ohne Gegen¬ 
stimme, bei nur einer Enthaltung an¬ 
genommen. Weil Frank Bsirske das so 
wollte? Da lachen ja nicht einmal die 
Hühner. Tatsache ist auch: Die in dem 
Artikel kritisierten Kolleginnen und 
Kollegen orientieren seit vielen Jah¬ 
ren auf eine konfliktorientierte Ge¬ 
werkschaftspolitik und haben in den 


Tarifrunden immer wieder sehr inten¬ 
siv gestreikt. 

Der Vorwurf in dem Artikel, der baden- 
württembergische ver.di-Landesfach- 
bereich Handel schwäche „letztendlich 
den gewerkschaftlichen Widerstand in 
der Auseinandersetzung mit dem Kapi¬ 
tal“, ist harter Tobak, geht aber an die fal¬ 
sche Adresse. Dafür sind in der Gewerk¬ 
schaftsbewegung ganz andere zuständig, 
die in der UZ - wenn überhaupt - eher 
mit Wattebäuschen beworfen werden. 
Aber das kann sich ja noch ändern ... 

Andreas Hamann, per E-Mail 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Wasserturmfest 2017 



Auf dem Gelände des Reinhold- 
Jürgensen-Zentrums wurde es eng, 
da waren neben der DKP - die IGM 
Senioren mit einem Infostand zur 
Rentenproblematik der als Pyramide 
geastaltet war - die Partei "Die Linke" 
auch mit einem Weinstand - die 
VVN- BdA- zur Cuba Solidarität 
wurde Mojito durch Mitglieder von 
Kuhle Wampe aus Kiel angeboten. 
Griechische Freunde sorgten für das 
leibliche Wohl und das Duo Wassili 
und Theo brachten mit Liedern u.a. 
von MikisTheododorakis ein bisschen 
mehr Wärme in die norddeutsche 
Regen-Sonne-Wettermischung. 

Mit über 200 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern war es ein gut besuchtes 
Wasserturmfest. 


Keine verlorene Stimme 

Wahlkampfabschluss der DKP in Berlin 


Am 16. September veranstaltete die DKP Berlin ihren Wahlkampfabschluss 
mit einer Kundgebung am Thälmann-Denkmal an der Greifswalder Straße 
in Berlin Prenzlauer Berg. Vier Kandidaten der kommunistischen Landesliste 
standen dem Publikum Rede und Antwort. 

Klaus Meinel, seit Jahrzehnten wesentliches Mitglied in der FriKo-Berlin und 
im Bündnis der Liebknecht-Luxemburg-Demonstration, DKP-Kandidat Joachim 
Geserick, Mitglied der Berliner Mietergemeinschaft, Lena Kreymann (Bild), 
Bundesvorstandsmitglied der SDAJ, und Stefan Natke, Spitzenkandidat der 
Berliner Kommunisten. 

Lena Kreymann wandte sie sich gegen die Werbeaktionen der Bundeswehr 
an Schulen und gegen die Militarisierung von Schülern, Studierenden und 
Auszubildenden durch die Bundesregierung. 

Natke begründete, warum eine Stimme für die DKP keine verlorene Stimme 
sei. Eine Stimme sei dann verloren, so erklärte er, wenn sie der Partei „Die Lin¬ 
ke“ im Glauben gegeben wird, damit etwas substantiell verändern zu können. 
Als Beispiel nannte erThüringen und die enttäuschenden Erwartungen an 
den dortigen Ministerpräsidenten Bodo Ramelow, der eine „Aufarbeitung“ 
des „Unrechtsstaates DDR“ als seine vorrangige Aufgabe ansieht, während 
das Versprechen, den Thüringer-Verfassungsschutz aufzulösen, weil dieser 
faschistische Strukturen nachweislich mit aufbauen half, nicht eingehalten 
wurde. 



BflECHT dk MACHT 
der Bi HK Eft ' 


Termine 


FR ★ 22. SEPT 


Hamburg: Der große Marx-Schwindel, Me¬ 
lodie & Rhythmus, Magda Thürey Zentrum, 
Lindenallee 72,19 Uhr 


SA ★ 23. SEPT 


Stuttgart: „Die Volksrepublik China auf 
dem Weg ins 21. Jahrhundert“, Tagung der 
Marx-Engels-Stiftung mit Su Ping (Berlin), 
Eike Kopf (Beijing), Edgar Müller, Sebastian 
Carlens und Georges Hallermayer. Clara- 
Zetkin-Haus, Gorch Fock Straße 26, 10.00 
Uhr bis 17.30 Uhr. 


SO ★ 24. SEPT 


Bundestagswahl: 
DKP wählen! 


München: (Wahl)Kampfparty des Betriebs- 
aktivs, KommTreff, Holzapfelstr. 3,18 Uhr 

Essen: Wahlkampf-Party des Bezirks Ruhr 
Westfalen, Hoffnungsstr.18, ab 17.30 Uhr 


MO ★ 25. SEPT 


Kiel: Friedensfahrt auf der Kieler Förde zur 
Erinnerung an die revolutionären Matrosen, 
Sartorikai, ab 15 Uhr 


Dl ★ 26.SEPT 


Essen: IG-BAU-Demonstration zur 4. Ver¬ 
handlungsrunde im Tarifstreit, Haus der 
Gewerkschaften, 11 Uhr 


Ml ★ 27. SEPT 


München: Gruppenvollversammlung des 
Betriebsaktivs, KommTreff, Holzapfelstr. 3, 
19 Uhr 


DO ★ 28. SEPT 


Heidenheim: Diskussionsabend „100 Jahre 
Oktoberevolution“, Gasthaus Grüner Kranz 
(Voithsiedlung), 19.30 Uhr 


SA ★ 30. SEPT 


Hannover: Theoretische Konferenz der DKP 
zum Entwurf des Leitantrages für den 22. 
Parteitag, Stadtteilzentrum Krokus, Thie 6, 
10 Uhr_ 

Leverkusen: Einführungskurs: Grundlagen 
kommunistischer Politik, Karl-Liebknecht- 
Schule, Am Stadtpark 68, bis zum 3. Okt. 

Bremen: Zum Internationalen Tag der Älteren 
Generation, Hanseatenhof Bremen, 14 Uhr 


SO ★ 1. OKT 


Gießen: Hannes Wader - Macht's gut!, 
Kongresshalle Gießen, Berliner Platz 2, 20 
Uhr 


DO ★ 5. OKT 


Gießen: Wir feiern 100 Jahre Roter Oktober, 
Lenin, Majakowski und ich..., Erich Schaff¬ 
ner spricht und singt, Kongresshalle Gießen 
(Eingang über Innenhof), Berliner Platz 2, 
19 Uhr_ 

Heidenheim: DKP Jahreshauptversamm¬ 
lung, Hotel Pöltl, Erchenstraße 14 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Wörterbuch zum 
sozialistischen Staat 


Das Buch gibt Einblicke, wie in der DDR 
der Staat gesehen und organisiert wur¬ 
de. Es kann ausgezeichnet als Nach¬ 
schlagewerk genutzt werden. Das zeigt 
die Vielzahl von interessanten Stichwor¬ 
ten, wie z. B. ABI - Arbeiter- und Bauerninspektion, Basis und 
Überbau, Diplomatie, Akkreditierung, genossenschaftliche 
Demokratie, Garantie der Grundrechte der Bürger, Gewalten¬ 
teilung, kulturelle und erzieherische Tätigkeit des sozialisti¬ 
schen Staates, Pariser Kommune, völkerrechtlicher Vertrag. 

Dietz-Verlag DDR, 1974,430 Seiten, gebunden, mit Schutzum¬ 
schlag, altersgemäß in recht gutem Zustand; 4,- Euro + 1,50 
Euro Porto. 


www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 


WÖRTERBUCH 

ZUM 

SOZIALISTISCHEN 

STAAT 
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koordinierte Siauülwwijfctsciji 

AuELibjwlnik VölktVin/clüFigrti 
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Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBIABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo um möchte 
die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle ich 
die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 13,00 € pro Monat 

□ Förderabo 18,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □monatlich* □vierleljahflicb* □ halbjährlich □ jährlich *Nor bet SERA Einzug möglich 


‘Name, Vamarr-D 


□ E inzugsarrnächlig u ng / S EPA-Lastschriftma ndat 


PLZ. Qrl 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



Naturwunder 

Eine liebevoll und klug gemachte Do¬ 
kumentation über Berlins Großstadt¬ 
dschungel und Brandenburgs weite 
Landschaften. Die beiden Schauspie¬ 
ler Andreas Hoppe und Katja Weit- 
zenböck wandern durch bekannte 
und weniger bekannte Gegenden. 
Das Weltnaturerbe „Buchenwald 
Grumsin mit seinen Baumriesen, der 
Stechlinsee besticht durch sein kla¬ 
res Wasser und seine Unterwasser- 
weltund in Berlin besiedeln Fleder¬ 
mäuse und Wanderfalken alte Ge¬ 
mäuer. 

Fr., 22.9., 20.15 Uhr, RBB 

Confidence - Coup in LA . 

Es zählt zweifelsohne zu den herausra¬ 
genden Momenten der Filmgeschichte, 
wenn sich am Ende die wahre Identität 
von Akteuren enthüllt und das bisher 
Gesehene dadurch ad absurdum ge¬ 
führt wird. James Foleys „Confidence“ 
schlägt in dieselbe Kerbe, orientiert 
sich inhaltlich stark an „Ocean’s Ele¬ 
ven“ und ist ein netter Film über eine 
Bande von Trickbetrügern, die nicht 
mit der Knarre, sondern durch eine 
bis ins kleinste Detail durchgeplante 
Intrige an ihr Ziel kommen wollen. 


Sa., 23.9.21.35 Uhr, one 
Bundestagswahl 

Wer nicht lieber auf eine Wahlparty 
seiner Partei geht, kann sich ab dem 
späten Nachmittag den ganzen Auf¬ 
wand an Prognosen, Hochrechnun¬ 
gen, ersten Ergebnissen anschauen 
und dabei auch noch durch die Pro¬ 
gramme zappen. Highlight wie immer 
dann die „Berliner Runde“ mit all de¬ 
nen, die ihren Wählerinnen und Wäh¬ 
lern danken und dann weitschweifig 
ihr jeweiliges Parteiergebnis versu¬ 
chen zu erklären. 

So., 24.9. ab 17.00 Uhr, ARD, ZDF, RTL 
und andere 

Der gute Bulle 

Der Schauspieler Achim Rohde, der 
zu Recht als Volksschauspieler ge¬ 
lobt wird, in einer Krimihandlung, 
die nicht völlig untypisch ist, aber 
ein gutes Drehbuch umsetzt. Rohde 
als Kommissar, der das Verschwin¬ 
den junger Mädchen aufklären will, 
dabei aber mit seinem persönlichen 
Albtraum zu kämpfen hat, der in sei¬ 
nem Kühlschrank sitzt und ihn an¬ 
lacht: der Alkohol. 

Mo., 25.9., 20.15 Uhr, ZDF 


Dortmunds DKP auf Platz 1 



Die Facebook-Seite des DKP-Parteivorstandes (fb.com/dkppv) hatte in den 
vergangen Wochen Fotos vom Aufstellen der Wahlplakate aus dem ganzen 
Bundesgebiet veröffentlicht. Bis zum Redaktionsschluss beteiligten sich 
Genossinnen und Genossen aus 45 Orten an der Onlineaktion. Das Bild mit den 
den meisten Views und Likes hatte die DKP Dortmund mit über 5 606 Views 
und 47 Likes. Wir gratulieren den Genossinnen und Genossen! Sie erhalten vom 
Parteivorstand einen 50 Euro Getränkegutschein für das nächste UZ-Pressefest 
der DKP 2018. 

Aber nicht nur Plakate der DKP erregten digital Aufmerksamkeit. Auch der 
DKP-Wahlwerbespot wurde auf Facebook über 6 979 angesehen, den dazugehö¬ 
rigen Post sahen über 17 540 Menschen. Auf Youtube wurde der Spot 11 817 mal 
aufgerufen. CH 


Der Vidiot Beweis und 
die zweite-Platz-Ultras 



Beruf: Fußballschiedsrichter. Konrad Plautz. 


I n Dortmund pfeift der Schiri, keiner 
hört’s so richtig, die Murmel rollt über 
die Torlinie, das Stadion tobt: TOR! 
Oder nee? Oder doch? Oder wie jetzt 
eigentlich? Abwarten. 

Fußball mit Videobeweis ist wie ein 
geiler Spielfilm auf Pro 7. Man freut sich 
auf die mit Spannung erwartete Szene 
und es kommt: Werbung. Die gibt’s in der 
Bundesliga (noch!) nicht, die Pause aber 
wohl. Das schwarze Männchen fummelt 
sich im Ohr rum und alle hängen zwei 
Minuten lang mit den Füßen in der Luft, 
weil sie zum Torjubel schon angesetzt ha¬ 
ben. Und daaaaaaann... DOCH TOR! 
Jetzt darf man seinen Sprung beenden 
und auch noch „Juchei“ rufen, wenn man 
denn noch Lust hat. Ganz ehrlich: Das ist 
doch Scheiße. Oder wie die Fans (Kölner 
UND Dortmunder übrigens) im Stadi¬ 
on brüllten: „IHR MACHT UNSEREN 
SPORT KAPUTT!“. Wenn der ganze 
Quatsch ja wenigstens dazu führen wür¬ 
de, dass jetzt alles ultra brutal gerecht ist. 
Ist es aber nicht. Das Tor für Dortmund 
hätte nicht zählen dürfen, der Schiri hatte 
VORHER abgepfiffen. Ergo: Kein Tor, 
denn so ist die Regel, weil: „Jeder Pfiff 
unterbricht das Spiel.“ 

Schlimmer die Geschichte in Stutt¬ 
gart: Der Wolfsburger Tormann Casteels 
faustet zwar den Ball weg, trifft dabei 


aber - mit angezogenen Knien und in 
voller Geschwindigkeit - den Stuttgar¬ 
ter Gentner voll im Gesicht. Letzterer 
wird mit schlimmsten Kopfverletzungen 
ins Krankenhaus gebracht. So aus dem 
Tor zu kommen ist kein unglücklicher 
Zusammenprall mehr, sondern ein rück¬ 
sichtsloses Foul. Sieht das der Schieds¬ 
richter nicht, MUSS der Video-Assistent 
eingreifen. Das tat er aber nicht. Wenn 
also nun der Videoschiedsrichter Fehler 
macht, was ist daran besser als der nor¬ 
male Schiedsrichter, der Fehler macht? 
Antwort: überhaupt nichts. Außer dass 
das Spiel langweiliger, zerhackter, emo¬ 
tionsloser wird. 

Was ein hübscher Übergang zu 
Wolfsburg ist. Die spielen so fürchterlich 
emotionslos, dass jetzt sogar ihr Trainer 
zu Hause bleiben darf. Jonker, der immer 
so aussieht wie „Dressman meets Stock 
verschluckt“, hat es nicht geschafft der 
Truppe (Durchschnittsgehalt 2 Millionen 
Euro!) eine Spielidee oder eben Emoti¬ 
onen zu geben. Ich denke aber, allzu viel 
Schuld trägt er nicht, Wolfsburg wird im¬ 
mer ein Retortenclub bleiben. So span¬ 
nend und sexy wie ein Golf Diesel. 

Und sonst? Die Blauen gewinnen 
kurios und nicht wirklich verdient (und 
auch hier nach einem bösen Foul!) gegen 
Bremen, Frankfurt verliert gegen Augs¬ 


burg, die schon erstaunliche sieben von 
möglichen zwölf Punkten gesammelt ha¬ 
ben. Und ganz oben stehen wie immer 
Dortmund und Bayern. Ach nee. Hanno¬ 
ver. HANNOVER? Okay, sie haben nur 
den HSV geschlagen, aber davor immer¬ 
hin auch Mainz und Schalke. Eine Mo¬ 
mentaufnahme sicherlich, aber für die 
Hannoveraner eine hübsche. 

Außer für die Ultras. Die fordern, 
dass Präsident Martin Kind aus dem 
Land verschwindet, weil er die 50+1 Re¬ 
gelung in Hannover kippen will. Heißt 
für weniger eingeweihte: Er will die al¬ 
leinige Macht über den Verein. Das ist 
natürlich falsch und die Ultras liegen 
richtig, eine merkwürdige Situation aber 
ist es schon, wenn die Ultras dem Verein 
den Rücken zudrehen, der gerade völlig 
unerwartet auf Platz zwei der Liga steht. 

Und sonst? Die Spieltagszersplitte¬ 
rung nimmt weiter ihren unheilvollen 
Lauf. Der ohnehin schon unfassbar in¬ 
teressante Vergleich zwischen Hoffen- 
heim und Berlin wird angepfiffen sonn¬ 
tags um... 13.30 Uhr! Aber sicher, lieber 
DFB, aber sicher. Die unzähligen Fans 
in Tokio (Anstoßzeit dort 20.30) werden 
wie gebannt auf die Bildschirme gestarrt 
haben. Alle beide. 

Da kann man eigentlich nur noch: 
Abschalten. Karl Rehnagel 


Aus dem rechten Blätterwald 


Preußische Allgemeine Zeitung 

Wertkonserativ oder doch eher extrem rechts 


Zwar spielen die Vereinigungen und 
Publikationen der sogenannten Ver- 
triebenenverbände mittlerweile nicht 
mehr die Rolle, die sie einst inne hat¬ 
ten, zu unterschätzen sind sie deshalb 
jedoch trotzdem nicht. Eine der be¬ 
deutendsten Publikationen aus die¬ 
sem Spektrum ist die Wochenzeitung 
„Preußische Allgemeine Zeitung“, die 
als offizielles Organ der sogenannten 
„Landsmannschaft Ostpreußen“ (LO). 
Besagte Landsmannschaft ist Eigen¬ 
angaben zufolge „der Verband der ge¬ 
flüchteten und vertriebenen Ostpreu¬ 
ßen, deren Nachkommen sowie für 
Spätaussiedler und Personen, die sich 
Ostpreußen und seinem kulturellen 
Erbe besonders verbunden fühlen“. 

Aktuell soll der Zusammenschluss 
aus „38 Kreisgemeinschaften, die den 
ostpreußischen Stadt- und Landkrei¬ 
sen entsprechen, und Landesgruppen 
in den Bundesländern“ bestehen. 

Antifaschisten hatten den Lands¬ 
mannschaften immer wieder vorge¬ 
worfen, sich nicht eindeutig gegenüber 
extrem rechten Gruppierungen abzu¬ 
grenzen, sondern vielmehr selbst Be¬ 


ziehungen ins äußere rechte Lager zu 
pflegen. Vor allem die frühere Jugend¬ 
organisation der LO, die damalige 
„Junge Landsmannschaft Ostpreußen“ 
verfügte über gute Kontakte und auch 
personellen Überschneidungen zur 
neofaschistischen NPD. Die LO trenn¬ 
te sich daraufhin im Jahr 2000, wohl 
maßgeblich aufgrund des öffentlichen 
Drucks, von ihrer Jugendorganisation. 

Wie das Gros der sogenannten 
Vertriebenenverbände und auch Bur¬ 
schenschaften, gilt auch die „Preußi¬ 
schen Allgemeine Zeitung“ (PAZ) als 
Zeitung, die eine Scharnierfunktion 
zwischen Rechtskonservativen, Nati¬ 
onalisten und auch extremen Rechten 
einnimmt. Es verwundert vor diesem 
Hintergrund nicht, dass die Zeitung 
auf ihrer Internetseite auf die Rechts¬ 
außenpostille „Junge Freiheit“ ver¬ 
linkt. Hinzu kommen die Autorinnen 
und Autoren, die bereits in der Zeitung 
veröffentlichten. Finden sich darunter 
doch so illustre Persönlichkeiten, wie 
die selbsternannte DDR-Bürgerrecht- 
lerin Vera Lengsfeld, der Ex-Linke 
Klaus Rainer Röhl oder auch der frü¬ 


here brandenburgische Innenminister 
und CDU-Rechtsaußen Jörg Schön¬ 
bohm. Nicht nur deshalb dürfte die 
PAZ, die 1950 zum ersten Mal erschien 
und deren Auflage bei rund 18.000 Ex¬ 
emplaren wöchentlich liegen soll, ge¬ 
meinhin zu den Publikationen der so¬ 
genannten Neuen Rechten gezählt wer¬ 
den. Antikommunismus, reaktionäre 
Gesellschaftsbilder, Nationalismus und 
Stimmungsmache gegen den Islam und 
die DDR bilden die Grundlage ihrer 
B erichterstattung. 

Die Zeitung selbst behauptet hinge¬ 
gen von sich „preußisch-wertkoservativ“ 
zu sein, was selbst wenn man ihr in die¬ 
ser Frage folgen würde, wohl kaum einen 
Deut besser wäre. Immerhin verfügt die 
PAZ über einflussreiche Fans: So verfass¬ 
te Horst Seehofer, bayerischer Minister¬ 
präsident und CSU-Vorsitzender bereits 
im Jahr 2010 anlässlich des 60-jährigen 
Jubiläums des rechten Blattes ein Gruß¬ 
wort. Darin lobte Seehofer die PAZ als 
„klar und kantig, in gut preußisch-kon- 
servativer-aufklärerischer Tradition“ zu 
stehen. Gleich und Gleich gesellt sich 
eben gern. Markus Bernhardt 













